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Vorblatt 


Brüsseler Seerechtsübereinkommen 
vom 10. Oktober 1957 und 10. Mai 1952 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Es wird das Zustimmungsgesetz zu den aul der IX. und X. Diplo- 
matischen Seerechtskonferenz im Jahre 1952 und 1957 geschlos- 
senen Übereinkommen vorgelegt. Durch die Übereinkommen 
soll das Seerecht auf Teilgebieten vereinheitlicht werden. 


B. Lösung 

Das Zustimmungsgesetz bezieht sich auf folgende Überein- 
kommen: 

a) Internationales Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über den Arrest in Seeschiffen. 
Das Übereinkommen enthält Schutzbestimmungen, die die 
Freizügigkeit der Schiffahrt vor der Beschlagnahme der 
Schiffe in fremden Häfen bewahren soll. 

b) Internationales Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über die zivilrechtliche Zuständig- 
keit bei Schiffszusammenstößen. 

Das Übereinkommen strebt eine Vereinheitlichung und Be- 
schränkung der für Klagen aus Schiffszusammenstößen zur 
Verfügung stehenden Gerichtsstände an. 

c) Internationales Übereinkommen vom 10, Mai 1952 zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über die strafgerichtliche Zustän- 
digkeit bei Schiffszusammenstößen und anderen mit der 
Führung eines Seeschiffes zusammenhängenden Ereignissen. 
Das Übereinkommen trifft Regelungen des internationalen 
Strafrechts über die Zuständigkeit der Strafverfolgung bei 
Straftaten auf hoher See. Des weiteren enthält es Bestim- 
mungen zum Schutze der Schiffe und der Besatzung bei be- 
stimmten mit der Führung des Schiffs zusammenhängenden 
Delikte. 
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d) Internationales Übereinkommen vom 10. Oktober 1957 über 
die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von See- 
schiffen sowie das Unterzeichnungsprotokoll hierzu. 

Durch das Übereinkommen werden die unterschiedlichen 
nationalen Beschränkungssysteme modernisiert und verein- 
heitlicht. Gegenüber dem geltenden deutschen Recht wird 
eine wesentliche Verschärfung der Reederhaftung ein- 
geführt. 

C. Alternativen 

Der Bundesrat hat verfassungsrechtliche Bedenken dagegen, 
daß die Bundesregierung allgemein geltende Vorbehalte er- 
klären könne. Die Bundesregierung schlägt deshalb vor, die 
Vorbehalte in das Zustimmungsgesetz aufzunehmen. 


D. Kosten 

Durch die Verpflichtung des Übereinkommens von 1957, ein 
neues seerechtliches Verteilungsverfahren einzuführen, werden 
den Gerichten neue Aufgaben zugewiesen und entstehen den 
Ländern noch nicht zu beziffernde Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (1/3) —45002 — Se 4/71 


Bonn, den 27. Mai 1971 


An den P4errn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkom- 
men vom 10. Oktober 1957 über die Beschrän- 
kung der Haftung der Eigentümer von See- 
schiffen und zu den auf der IX. Diplomatischen 
Seerechtskonferenz in Brüssel am 10. Mai 1952 
geschlossenen Übereinkommen 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Der Wortlaut der im Artikel 1 des Gesetzentwurfs aufgeführten 
Übereinkommen in französischer, englischer und deutscher 
Sprache sowie die Denkschrift zu den Übereinkommen sind die- 
sem Schreiben beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 362. Sitzung am 19. Februar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen vom 10. Oktober 1957 
über die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von Seeschiffen 
und zu den auf der IX. Diplomatischen Seerechtskonferenz in Brüssel 
am 10. Mai 1952 geschlossenen Übereinkommen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Den folgenden auf der IX. und X. Diplomatischen 
Seerechtskonferenz in Brüssel 1952 und 1957 von 
der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 
Übereinkommen wird zugestimmt: 

1. Dem Internationalen Übereinkommen vom 10. Mai 
1952 zur Vereinheitlichung von Regeln über den 
Arrest in Seeschiffe; 

2. dem Internationalen Übereinkommen vom 10. Mai 
1952 zur Vereinheitlichung von Regeln über die 
zivilgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusam- 
menstößen; 

3. dem Internationalen Übereinkommen vom 10. Mai 
1952 zur Vereinheitlichung von Regeln über die 
strafgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusam- 
menstößen und anderen mit der Führung eines 
Seeschiffes zusammenhängenden Ereignissen; 

4. dem Internationalen Übereinkommen vom 10. Ok- 
tober 1957 über die Beschränkung der Haftung 
der Eigentümer von Seeschiffen sowie dem Unter- 
zeichnungsprotokoll hierzu mit der Maßgabe, daß 
die Bestimmungen dieses Übereinkommens durch 
besondere gesetzliche Regelung in einer dem 
deutschen Recht angepaßten Form übernommen 
werden. 


Die Übereinkommen werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Internationale Über- 
einkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über 
den Arrest in Seeschiffe nach seinem Artikel 14 
Buchstabe b, das Internationale Übereinkommen 
zur Vereinheitlichung von Regeln über die zivil- 
gerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusammen- 
stößen nach seinem Artikel 12 Buchstabe b, das 
Internationale Übereinkommen zur Vereinheit- 
lichung von Regeln über die strafgerichtliche Zu- 
ständigkeit bei Schiffszusammenstößen und anderen 
mit der Führung eines Seeschiffes zusammenhängen- 
den Ereignissen nach seinem Artikel 8 Buchstabe b 
und das Internationale Übereinkommen über die Be- 
schränkung der Haftung der Eigentümer von See- 
schiffen nach seinem Artikel 11 Abs. 2 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft treten, sind im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Die vier Übereinkommen bedürfen nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Kör- 
perschaften in der Form eines Bundesgesetzes, da 
sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
beziehen. 

Absatz 2 Buchstabe c des Unterzeichnungsprotokolls 
zu dem Internationalen Übereinkommen vom 10. Ok- 
tober 1957 über die Beschränkung der Haftung der 
Eigentümer von Seeschiffen gestattet den Vertrags- 
staaten den „Vorbehalt des Rechtes, dieses Überein- 
kommen entweder dadurch in Kraft zu setzen, daß 
ihm Gesetzeskraft verliehen wird, oder dadurch, daß 
seine Bestimmungen in einer dem innerstaatlichen 
Recht angepaßten Form in dieses Recht übernommen 
werden". Es empfiehlt sich, von der Möglichkeit, das 
Übereinkommen in das deutsche Recht einzuarbei- 
ten, Gebrauch zu machen, weil die Übereinkommens- 
regelung auch auf innerdeutsche Tatbestände an- 
gewendet werden soll und weil der Überein- 
kommenstext selbst schon im Hinblick auf seine 
— dem englischen Recht entnommene — Systematik 
zur unmittelbaren Anwendung auf deutsche Rechts- 
verhältnisse wenig geeignet erscheint. Hinzu kommt, 
daß die Ratifikation des Übereinkommens ohnehin 
umfangreiche Änderungen des deutschen Rechts zur 
Ausführung des Übereinkommens und zur Anpas- 
sung benachbarter Rechtsinstitute erfordert, die auf 
diese Weise mit der Einführung der neuen Haf- 
tungsgrundsätze organisch zusammengefügt werden 
können. Die Bundesregierung wird deshalb bei 
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde zum Über- 
einkommen eine entsprechende Erklärung abgeben. 


Zu Artikel 2 

Die Übereinkommen sollen auch auf das Land Ber- 
lin Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes. 

Nach Absatz 2 sind die Zeitpunkte, in denen die 
Übereinkommen für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Schlußbemerkung 

Durch die Ratifikation des Übereinkommens von 
1957 über die Haftung der Eigentümer von See- 
schiffen übernimmt die Bundesrepublik die Ver- 
pflichtung, ein Verfahren für die Verteilug der vom 
Reeder zur Beschränkung seiner Haftung einzu- 
zahlenden Haftungssumme zu schaffen (Artikel 4 des 
Übereinkommens), da ein geeignetes Verfahren im 
deutschen Recht bisher nicht besteht. Deshalb 
müssen den Gerichten der Länder neue Aufgaben 
zugewiesen werden. Wegen der Einzelheiten ist auf 
den Entwurf einer Seerechtlichen Verteilungsord- 
nung und die Begründung hierzu zu verweisen. 

Im übrigen werden Bund, Länder und Gemeinden 
durch die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten 
belastet. 
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Internationales Übereinkommen 
zur Vereinheitlichung von Regeln über den Arrest in Seeschiffe 

Convention Internationale 
pour l'unification de certaines regles 
sur la saisie conservatoire des navires de mer 

International Convention 
relating to the arrest of seagoing ships 


Les Hautes Parties Contractantes, 

Ayant reconnu l'utilite de fixer de 
commun accord certaines regles uni- 
formes sur la saisie conservatoire de 
navires de mer, ont decide de conclure 
une Convention ä cet effet et ont 
convenu de ce qui suit: 


Article 1 

Dans la presente Convention, les 
expressions suivantes sont employees, 
avec les significations indiquees ci- 
dessous: 

(1) «Creance Maritime» signifie al- 
legation d'un droit ou d'une creance 
ayant Tune des causes suivantes: 

(a) dommages causes par un navire 
soit par abordage, soit autrement; 

(b) pertes de vies humaines ou dom- 
mages corporels causes par un 
navire ou provenant de l'exploi- 
tation d'un navire; 

(c) assistance et sauvetage; 

(d) contrats relatifs ä l'utilisation ou 
la location d’un navire par charte- 
partie ou autrement; 

(e) contrats relatifs au transport des 
marchandises par un navire en 
vertu d'une charte-partie, d'un 
connaissement ou autrement; 

(f) pertes ou dommages aux marchan- 
dises et bagages transportes par 
un navire; 

(g) avarie commune; 

(h) pret ä la grosse; 

(i) remorquage; 

(j) pilotage; 

(k) fournitures, quel qu'en soit le 
lieu, de produits ou de materiel 
faites ä un navire en vue de son 
exploitation ou de son entretien; 

(l) construction, reparations, equipe- 
ment d'un navire ou frais de cale; 


The High Contracting Parties, 

Having recognised the desirability 
of determining by agreement certain 
uniform rules of law relating to the 
arrest of seagoing ships, have decided 
to conclude a convention, for this pur- 
pose and thereto have agreed as 
follows: 

Article 1 

In this Convention the following 
words shall have the meanings hereby 
assigned to them; 

(1) "Maritime Claim" means a claim 
arising out of one or more of the 
following: 

(a) damage caused by any ship either 
in collision or otherwise; 

(b) loss of life or personal injury 
caused by any ship or occurring 
in connexion with the Operation 
of any ship; 

(c) salvage; 

(d) agreement relating to the use or 
hire of any ship whether )y char- 
terparty or otherwise; 

(e) agreement relating to the carriage 
of goods in any ship whether 
by Charterparty or otherwise; 


(f) loss of or damage to goods in- 
cluding baggage carried in any 
ship; 

(g) general average; 

(h) bottomry; 

(i) towage; 

(j) pilotage; 

(k) goods or materials wherever 
supplied to a ship for her Opera- 
tion or maintenance; 


(1) construction, repair or equipment 
of any ship or dock charges and 
dues; 


(Übersetzung) 

Die Hohen Vertragsparteien — 

in Erkenntnis der Zweckmäßigkeit 
einer vertraglichen Festlegung ein- 
heitlicher Regeln über den Arrest in 
Seeschiffe — haben beschlossen, zu 
diesem Zweck ein Übereinkommen zu 
treffen, und haben demgemäß folgen- 
des vereinbart: 

Artikel 1 

In diesem Übereinkommen werden 
die folgenden Ausdrücke in der nach- 
stehend aufgeführten Bedeutung ge- 
braucht: 

(1) „Seeforderung" bezeichnet ein 
Recht oder einen Anspruch aus einem 
der nachfolgenden Entstehungsgründe: 

a) Schäden, die ein Schiff durch Zu- 
sammenstoß oder in anderer Weise 
verursacht; 

b) Schäden an Leben oder Gesund- 
heit, die durch ein Schiff verur- 
sacht sind oder die auf den Betrieb 
eines Schiffes zurückgehen; 

c) Bergung und Hilfeleistung; 

d) nach Maßgabe einer Chartepartie 
oder auf andere Weise abgeschlos- 
sene Nutzungs- oder Mietverträge 
über ein Schiff; 

e) nach Maßgabe einer Chartepartie 
oder eines Konnossements oder 
auf andere Weise abgeschlossene 
Verträge über die Beförderung 
von Gütern mit einem Schiff; 

f) Verlust oder Beschädigung von zu 
Schiff beförderten Gütern ein- 
schließlich des Gepäcks; 

g) große Haverei; 

h) Bodmerei; 

i) Schleppdienste; 

j) Lotsendienste; 

k) Lieferung von Gütern oder Aus- 
rüstungsgegenständen an ein Schiff, 
gleichviel an welchem Ort, im 
Hinblick auf seinen Einsatz oder 
seine Instandhaltung; 

l) Bau, Reparatur oder Ausrüstung 
eines Schiffes sowie Hafenabgaben; 
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(m) salaires des Capitaine, Officiers 
ou hommes d'equipage; 

(n) debours du Capitaine et ceux ef- 
fectues par les chargeurs, les 
affreteurs ou les Agents pour le 
rompte du navire ou de son 
proprietaire; 

(o) la propriete contestee d'un navire; 

(p) la copropriete contestee d'un na- 
vire ou sa possession, ou son 
exploitation, ou les droits aux 
produits d'exploitation d'un na- 
vire en copropriete; 

(q) toute hypotheque maritime et 
tout mortgage, 

(2) «Saisie» signifie Timmobilisation 
d'un navire avec l'autorisation de 
l'autorite judiciaire competente pour 
garantie d'une creance maritime, mais 
ne comprend pas la saisie d'un navire 
pour l'execution d'un titre. 


(3) « Personne » comprend toute per- 
sonne physique ou morale, societe de 
personnes ou de capitaux ainsi que 
les £tats, les Administrations et 
Etablissements publics. 

(4) « Demandeur » signifie une per- 
sonne, invoquant ä son profit, l'exis- 
tence d'une creance maritime. 

Article 2 

Un navire battant pavillon d'un des 
Etats contractants ne pourra etre saisi 
dans le ressort d'un Etat Contractant 
qu'en vertu d'une creance maritime, 
mais rien dans les dispositions de la 
presente Convention ne pourra etre 
considere comme une extension ou 
une restriction des droits et pouvoirs 
que les Etats, Autorites publiques ou 
Autorites portuaires tiennent de leur 
loi interne ou de leurs reglements, de 
saisir, detenir ou autrement empecher 
un navire de prendre la mer dans leur 
ressort. 

Article 3 

(1) Sans prejudice des dispositions 
du paragraphe 4) et de l'article 10, 
tout Demandeur peut saisir soit le 
navire auquel la creance se rapporte, 
soit tout autre navire appartenant ä 
celui qui etait, au moment oü est 
nee la creance maritime, proprietaire 
du navire auquel cette creance se 
rapporte, alors meme que le navire 
saisi est pret ä faire voile, mais aucun 
navire ne pourra etre saisi pour une 
creance prevue aux alineas o), p) 
ou q) de l'article premier ä l'excep- 
tion du navire meme que concerne la 
reclamation. 

(2) Des navires seront reputes avoir 
le meme proprietaire lorsque toutes 


(m) wages of Masters, Officers, or 
crew; 

(n) Master s disbursements, including 
disbursements made by shippers, 
Charterers or agents on behalf of 
a ship or her owner; 

(o) disputes as to the title to or 
ownership of any ship; 

(p) disputes between co-owners of 
any ship as to the ownership, 
possession employment or earn- 
ings of that ship; 

(q) the mortgage or hypothecation of 
any ship. 

(2) "Arrest" means the detention of 
a ship by judicial process to secure 
a maritime claim, but does not in- 
clude the seizure of a ship in execu- 
tion or satisfaction of a judgment. 


(3) "Person" inciudes individuals, 
partnerships and bodies corporate, 
Governments, their Departments, and 
Public Authorities. 

(4) "Claimant" means a person who 
alleges that a maritime claim exists 
in his favour. 

Article 2 

A ship flying the flag of one of the 
Contracting States may be arrested 
in the Jurisdiction of any of the Con- 
tracting States in respect of any mari- 
time Claim, but in respect of no other 
Claim; but nothing in this Convention 
shall be deemed to extend or restrict 
any right or powers vested in any 
Governments or their Departments, 
Public Authorities, or Dock or Har- 
bour Authorities under their existing 
domestic laws or regulations to arrest, 
detain or otherwise prevent the sail- 
ing of vessels within their Jurisdic- 
tion. 

Article 3 

(1) Subject to the provisions of para 
4) of this Article and of Article 10, 
a claimant may arrest either the par- 
ticular ship in respect of which the 
maritime claim arose, or any other 
ship which is owned by the person 
who was, at the time when the mari- 
time Claim arose, the owner of the 
particular ship, even though the ship 
arrested be ready to sail; but no ship, 
other than the particular ship in 
respect of which the claim arose, may 
be arrested in respect of any of the 
maritime Claims enumerated in Ar- 
ticle 1, 1) o), p) or q). 

(2) Ships shall be deemed to be in 
the same ownership when all the 


m) Gehalt oder Heuer der Kapitäne, 
Schiffsoffiziere und Besatzungs- 
mitglieder; 

n) Auslagen des Kapitäns und der 
Ablader, Befrachter und Beauf- 
tragten für Rechnung des Schiffes 
oder seines Eigentümers; 

o) Streitigkeiten über das Eigentum 
an einem Schiff; 

p) Streitigkeiten zwischen Miteigen- 
tümern eines Schiffes über das 
Eigentum, den Besitz, den Einsatz 
oder die Erträgnisse dieses Schif- 
fes; 

q) Schiffshypotheken und sonstige 
vertraglidie Pfandrechte an einem 
Schiff. 

(2) „Arrest" bezeichnet das Fest- 
halten eines Schiffes auf Grund einer 
Anordnung des zuständigen Gerichts 
zur Sicherung einer Seeforderung; 
hierunter fällt Jedoch nicht die Zwangs- 
vollstreckung in ein Schiff auf Grund 
und zur Befriedigung eines vollstreck- 
baren Titels. 

(3) „Person" ist jede natürliche oder 
Juristische Person, Jede Personen- oder 
Kapitalgesellschaft; Personen sind 
auch die Staaten, Behörden und öf- 
fentlichen Körperschaften. 

(4) „Gläubiger" ist eine Person, die 
sich zu ihren Gunsten auf das Be- 
stehen einer Seeforderung beruft, 

Artikel 2 

Ein Schiff, das die Flagge eines Ver- 
tragsstaates führt, kann im Bereich 
eines Vertragsstaates nur wegen einer 
Seeforderung mit Arrest belegt wer- 
den; doch werden durch dieses Über- 
einkommen nach innerstaatlichem 
Recht bestehende Befugnisse der Staa- 
ten, Behörden oder Hafendienststellen, 
Schiffe in ihrem Bereich zu beschlag- 
nahmen, zurückzuhalten oder in an- 
derer Weise am Auslaufen zu hin- 
dern, nicht erweitert oder beschränkt. 


Artikel 3 

(1) Unbeschadet des Absatzes 4 
dieses Artikels und des Artikels 10 
kann Jeder Gläubiger sowohl das 
Schiff, auf das sich die Seeforderung 
bezieht, als auch Jedes andere Schiff, 
das demjenigen gehört, der im Zeit- 
punkt des Entstehens der Seeforde- 
rung Eigentümer Jenes Schiffes war, 
mit Arrest belegen lassen, und zwar 
auch dann, wenn das mit Arrest zu 
belegende Schiff segelfertig ist; doch 
kann wegen einer der in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstabe o, p oder q aufge- 
führten Ansprüche und Rechte nur das 
Schiff mit Arrest belegt werden, auf 
das sich die Seeforderung bezieht. 

(2) Schiffe gelten als demselben 
Eigentümer gehörend, wenn alle Eigen- 
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les parts de propriete appartiendront 
ä une meme ou aux memes personnes. 

(3) Un navire ne peut etre saisi et 
caution ou garantie ne sera donnee, 
plus d'une fois dans la juridiction 
d'un ou plusicurs des Etats Contrac- 
tants, pour la meme creance et par 
le meme Demandeur; et si un navire 
est saisi dans une des dites juridic- 
tions et une caution ou une garantie 
a ete donnee, soit pour obtenir la 
mainlevee de la saisie, soit pour eviter 
celle-ci, toute saisie ulterieure de ce 
navire, ou de n'importe quel autre 
navire, appartenant au meine proprie- 
taire, par le Demandeur et pour la 
meme creance maritime, sera levee et 
le navire sera libere par le Tribunal 
ou toute autre juridiction competente 
du dit Etat, ä moins que le Demandeur 
ne prouve, ä la satisfaction du Tribu- 
nal ou de toute autre Autorite Judi- 
ciaire competente, que la garantie ou 
la caution a ete definitivement liberee 
avant que la saisie subsequente n'ait 
ete pratiquee ou qu'il n'y ait une autre 
raison valable pour la maintenir. 


(4) Dans le cas d’un affretement 
d’un navire avec remise de la gestion 
nautique, lorsque l’affreteur repond, 
seul, d'une creance maritime relative 
ä ce navire, le Demandeur peut saisir 
ce navire ou tel autre appartenant 
ä l’affreteur, en observant les dispo- 
sitions de la presente Convention, mais 
nul autre navire appartenant au pro- 
prietaire ne peut etre saisi en vertu 
de cette creance maritime. 


L’alinea qui precede s’applique ega- 
lement a tous les cas oü une personne 
autre que le proprietaire est tenue 
d'une creance maritime. 


Article 4 

Un navire ne peut etre saisi qu'avec 
l'autorisation d'un Tribunal ou de 
toute autre Autorite Judiciaire com- 
petente de l'Etat Contractant dans 
lequel la saisie est pratiquee. 

Article 5 

Le Tribunal ou toute autre Autorite 
Judiciaire competente dans le ressort 
duquel le navire a ete saisi, accordera 
la mainlevee de la saisie lorsqu’une 
caution ou une garantie süffisantes 
auront ete fournies, sauf dans le cas 
oü la saisie est pratiquee en raison 
des creances maritimes enumerees ä 
l’article premier ci-dessus, sous les 
lettres o) et p); en ce cas, le juge 
peut permettre l’exploitation du navire 
par le Possesseur, lorsque celui-ci aura 
fourni des garanties süffisantes, ou 


shares therein are owned by the same 
person or persons. 

(3) A ship shall not be arrested, nor 
shall bail or other security be given 
more than once in any one or more 
of the jurisdictions of any of the 
Contracting States in respect of the 
same maritime Claim by the same 
claimant: and, if a ship has been 
arrested in any one of such jurisdic- 
tions, or bail or other security has 
been given in such Jurisdiction either 
to release the ship or to avoid a 
threatened arrest, any subsequent ar- 
rest of the ship or of any ship in the 
same ownership by the same claimant 
for the same maritime Claim shall be 
set aside, and the ship released by 
the Court or other appropriate judi- 
cial authority of that State, unless 
the claimant can satisfy the Court 
or other appropriate judicial authority 
that the bail or other security had 
been finally released before the sub- 
sequent arrest or that there is other 
good cause for maintaining that 
arrest. 


(4) When in the case of a charter 
by demise of a ship the charterer and 
not the registered owner is liable 
in respect of a maritime Claim relat- 
ing to that ship, the claimant may 
arrest such ship or any other ship in 
the ownership of the charterer by 
demise, subject to the provisions of 
this Convention, but no other ship 
in the ownership of the registered 
owner shall be liable to arrest in 
respect of such maritime Claims. 


The provisions of this paragraph 
shall apply to any case in which a 
person other than the registered 
owner of a ship is liable in respect of 
a maritime Claim relating to that 
ship. 


Article 4 

A ship may only be arrested under 
the authority of a Court or of the 
appropriate judicial authority of the 
Contracting State in which the arrest 
is made. 


Article 5 

The Court or other appropriate 
judicial authority within whose Juris- 
diction the ship has been arrested 
shall permit the release of the ship 
upon sufficient bail or other security 
being furnished, save in cases in 
which a ship has been arrested in 
respect of any of the maritime Claims 
enumerated in Article 1 1), o) and p). 
In such cases the Court or other ap- 
propriate judicial authority may per- 
mit the person in possession of the 
ship to continue trading the ship, 


tumsanteile derselben Person oder 
denselben Personen zustehen. 

(3) Wegen derselben Seeforderung 
desselben Gläubigers darf ein Schiff 
im Hoheitsbereich eines oder mehrerer 
Vertragsstaaten nur einmal mit Ar- 
rest belegt werden und braucht Bürg- 
schaft oder andere Sicherheit nur ein- 
mal geleistet zu werden; ist ein Schiff 
im Hoheitsbereich eines Vertrags- 
staates mit Arrest belegt oder ist zur 
Aufhebung oder Abwendung des Ar- 
restes Bürgschaft oder andere Sicher- 
heit geleistet worden, so ist jeder 
spätere Arrest in dieses Schiff oder in 
ein anderes Schiff desselben Eigen- 
tümers durch denselben Gläubiger 
wegen derselben Seeforderung aufzu- 
heben und das Schiff von dem Gericht 
oder der sonst zuständigen Gerichts- 
behörde des betreffenden Staates frei- 
zugeben, sofern nicht der Gläubiger 
dem Gericht oder der zuständigen 
Gerichtsbehörde nachweist, daß die 
Bürgschaft oder andere Sicherheit vor 
dem nachfolgenden Arrest endgültig 
freigegeben worden ist oder daß ein 
anderer triftiger Grund für die Auf- 
rechterhaltung des Arrestes besteht. 

(4) Ist bei der Überlassung des 
Gebrauchs eines Schiffes die Schiffs- 
führung dem Ausrüster unterstellt und 
schuldet dieser und nicht der Schiffs- 
eigner eine dieses Schiff betreffende 
Seeforderung, so kann der Gläubiger 
dieses Schiff oder jedes andere dem 
Ausrüster gehörende Schiff unter Be- 
achtung der Bestimmungen dieses 
Übereinkommens mit Arrest belegen 
lassen, nicht jedoch auf Grund der- 
selben Seeforderung ein anderes Schiff 
des Schiffseigners. 

Diese Bestimmung ist entsprechend 
anzuwenden in allen Fällen, in denen 
eine andere Person als der Schiffs- 
eigner Schuldner einer Seeforderung 
ist. 


Artikel 4 

Ein Schiff kann nur auf Anordnung 
eines Gerichts oder einer sonst zu- 
ständigen Gerichtsbehörde des Ver- 
tragsstaates mit Arrest belegt werden, 
in dem der Arrest vollzogen wird. 

Artikel 5 

Das Gericht oder eine sonst zustän- 
dige Gerichtsbehörde, in deren Zu- 
ständigkeitsbereich das Schiff mit Ar- 
rest belegt worden ist, hebt den 
Arrest auf, sobald eine ausreichende 
Bürgschaft oder andere Sicherheit 
geleistet worden ist. Ausgenommen 
von dieser Regelung sind die Fälle, 
in denen ein Schiff auf Grund der in 
Artikel 1 Abs. 1 Buchstaben o und p 
aufgeführten Seeforderungen mit Ar- 
rest belegt worden ist; in diesen 
Fällen kann der Richter den weiteren 
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regier la gestion du navire pendant 
la duree de la saisie. 


Baute d'accord entre les Parties sur 
l'iinportance de la caution ou de la 
garantie, le Tribunal ou l'Autorite 
Judiciaire competente en fixera la 
nature et le montant. 

La demande de mainlevee de la 
saisie moyennant une teile garantie, 
ne pourra etre interpretee ni comme 
une reconnaissance de responsabilite, 
ni comme une renonciation au bene- 
fice de la limitation legale de la res- 
ponsabilite du proprietaire du navire. 

A r t i c 1 e 6 

Toutes contestations relatives ä la 
responsabilite du Dcmandeiir, pour 
dommages causes ä la suite de la 
saisie du navire ou pour frais de 
caution ou de garantie fournies en 
vue de le liberer ou d'en empecher 
la saisie seront reglees par la loi de 
r£tat Contractant dans le ressort 
duquel la saisie a ete pratiquee ou 
demandee, 

Les regles de procedure relatives 
ä la saisie d'un navire, ä l’obtention 
de l'autorisation visee a l'Article 4 
et a tous aulres incidents de proce- 
dure qu'une saisie peut soulever sont 
regies par la loi de l’£tat Contractant 
dans lequel la saisie a ete pratiquee 
ou demandee. 

A r t i c l e 7 

(1) Les Tribunaux de l'fitat dans 
lequel la saisie a ete operee, seront 
competents pour statuer sur le fond 
du proces: 

soit si ces Tribunaux sont competents 
en vertu de la loi interne de l'£tat 
dans lequel la saisie est pratiquee; 
soit dans les cas suivants, nomme- 
ment definis: 

(a) si le Demandeur a sa residence 
habituelle ou son principal eta- 
blissement dans l’£tat oü la saisie 
a ete pratiquee; 

(b) si la creance maritime est elle- 
meme nee dans l'Etat Contractant 
dont depend le lieu de la saisie; 

(c) si la creance maritime est nee au 
cours d'un voyage pendant lequel 
la saisie a ete faite; 

(d) si la creance provient d'un abor- 
dage ou de circonstances visees 
par l'Article 13 de la Convention 
Internationale pour Lunification de 
certaines regles en matiere d'abor- 
dage, signee ä Bruxelles, le 23 sep- 
tembre 1910; 


upon such person furnishing sufficient 
bail or other security, or may other- 
wise deal with the Operation of the 
ship during the period of the arrest. 

In detauit ot agreement betvveen 
the parties as to the sufficiency of the 
bail or other security, the Court or 
other appropriate judicial authority 
shall determine the nature and 
amount theieof. 

The requGst to release the ship 
against such security shall not be 
construed as an acknowledgment of 
liability or as a waiver of the benefit 
of the legal limitation of liability of 
the owner of the ship. 


A r t i c 1 e 6 

All questions whether in any case 
the claimant is liable in damages for 
the arrest of a ship or for the costs of 
the bail or other security furnished to 
release or prevent the arrest of a 
ship, shall be determined by the law 
of the Contracting State in whose 
Jurisdiction the arrest was made or 
applied for. 

The rules of procedure relating to 
the arrest of a ship, to the application 
for obtaining the authority referred to 
in Article 4, and to all matters of 
procedure which the arrest may en- 
tail, shall be governed by the law of 
the Contracting State in which the 
arrest was made or applied for. 

Article 7 

(1) The Courts of the country in 
which the arrest was made shall have 
Jurisdiction to determine the case 
upon its merits if the domestic law 
of the country in which the arrest 
is made gives Jurisdiction to such 
Courts, or in any of the following 
cases namely: 


(a) if the claimant has his habitual 
residence or principal place of 
business in the country in which 
the arrest was made; 

(b) if the Claim arose in the country 
in which the arrest was made; 

(c) if the Claim concerns the voyage 
of the ship during which the arrest 
was made; 

(d) if the Claim arose out of a col- 
lision or in circumstances covered 
by Article 13 of the International 
Convention for the unification of 
certain rules of law with respect 
to collisions between vessels, 
signed at Brussels on 23rd Sep- 
tember 1910; 


Einsatz des Schiffes durch den Besitzer 
gestatten, wenn dieser ausreichend 
Sicherheit geleistet hat, oder den Ein- 
satz des Schiffes für die Dauer des 
Arrestes anderweitig regeln. 

Einigen sich die Parteien nicht über 
die Angemessenheit der Bürgschaft 
oder anderen Sicherheit, so setzt das 
Gericht oder die sonst zuständige Ge- 
richtsbehörde deren Art und Höhe fest. 

Der Antrag, einen Arrest gegen 
Sicherheitsleistung aufzuheben, ist 
weder als Anerkenntnis der Schuld 
oder Haftung noch als Verzicht auf 
das Recht auszulegen, eine gesetzliche 
Haftungsbeschränkung des Schiffs- 
eigners geltend zu machen. 

Artikel 6 

Die Haftung des Gläubigers für alle 
Schäden, die durch den Arrest in das 
Schiff oder durch die Leistung von 
Bürgschaft oder anderer Sicherheit für 
die Aufhebung oder zur Abwendung 
des Arrestes entstanden sind, bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertrags- 
staates, in dessen Hoheitsbereich der 
Arrest vollzogen oder beantragt wor- 
den ist. 

Das Verfahren beim Arrest in ein 
Schiff, bei Erwirkung der in Artikel 4 
erwähnten Anordnung und bei allen 
anderen Verfahren, zu denen ein 
Arrest Anlaß geben kann, bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertrags- 
staates, in dem der Arrest vollzogen 
oder beantragt worden ist. 

Artikel 7 

(1) Die Gerichte des Staates, in dem 
der Arrest vollzogen wurde, sind zur 
Entscheidung der Hauptsache zustän- 
dig, wenn diese Gerichte nach dem in- 
nerstaatlichen Redrt des Staates, in dem 
der Arrest vollzogen wurde, zuständig 
sind, sowie in den nachstehend ge- 
nannten Fällen: 

a) wenn der Gläubiger seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt oder seine 
Hauptniederlassung in dem Staat 
hat, in dem der Arrest vollzogen 
wurde; 

b) wenn die Seeforderung in dem 
Vertragsstaat entstanden ist, in 
dem der Arrest vollzogen wurde; 

c) wenn die Seeforderung im Verlauf 
der Reise entstanden ist, während 
derer der Arrest vollzogen wurde; 

d) wenn die Seeforderung auf einem 
Zusammenstoß oder auf Umständen 
beruht, die in Artikel 13 des Inter- 
nationalen Übereinkommens zur 
einheitlichen Feststellung von Re- 
geln über den Zusammenstoß von 
Schiffen, unterzeichnet in Brüssel 
am 23. September 1910, bezeichnet 
sind; 
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(e) si la creance est nee d une assis- 
tance ou d’un sauvetage; 
ff) si la creance est garantie par une 
hypotheque maritime ou un mort- 
gage sur le navire saisi. 


(2) Si le Tribunal, dans le ressort 
duquel le navire a ete saisi n'a pas 
competence pour statuer sur le fond, 
la caution ou la garantie ä fournir 
conformement ä l’article 5 pour obte- 
nir la mainlevee de la saisie, devra 
garantir Texecution de toutes les 
condamnalions qui seraient ulterieu- 
rement prononcees par le Tribunal 
competent de statuer sur le fond, et 
le Tribunal ou toute autre Autorite 
Judiciaire du lieu de la saisie, fixera 
le delai endeans lequel le Deman- 
deur devra introduire une action 
devanl le Tribunal competent. 


(3) Si les conventions des parties 
contiennent soit une clause attributive 
de competence ä une autre juridiction, 
soit une clause arbitrale le Tribunal 
pourra fixer un delai dans lequel le 
saisissant devra engager son action 
au fond. 


(4) Dans les cas prevus aux deux 
alineas precedents, si l'action n'est 
pas introduite dans le delai imparti, 
le Dcfendeur pourra demander la 
mainlevee de la saisie ou la liberation 
de la caution fournie. 

(5) Cet article ne s'appliquera pas 
aux cas vises par les dispositions de 
la Convention revisee sur la naviga* 
tion du Rhin du 17 octobre 1868. 

Article 8 

(1) Les dispositions de la presente 
Convention sont applicables dans tout 
£tat Contractant ä tout navire battant 
Pavillon d'un £tat Contractant. 

(2) Un navire battant pavillon d'un 
Etat non-Contractant peut etre saisi 
dans Tun des Etats Contractants, en 
vertu d'une des creances enumerees ä 
Tarticle l^r, ou de toute autre creance 
permettant la saisie d'apres la loi de 
cet Etat. 

(3) Toutefois, cbaque Etat Conlrac- 
tant peut refuser toute ou partie des 
avantages de le presente Convention 
a tout Etat non-Contractant et ä toute 
personne qui n’a pas, au jour de la 
saisie, sa residence habituelle ou son 
Principal etablissement dans un Etat 
Contractant. 

(4) Aucune disposition de la pre- 
sente Convention ne modifiera ou 


(e) if the claim is for salvage; 

(f) if the Claim is upon a mortgage or 
hypothecation of the ship ar- 
rested. 


(2) If the Court within whose Juris- 
diction the ship was arrested has not 
Jurisdiction to decide upon the merits, 
the bail or other security given in 
accordance with Article 5 to procure 
the release of the ship shall specifical- 
ly provide that it is given as security 
for the satisfaction of any Judgment 
whidi may eventually be pronounced 
by a Court having Jurisdiction so to 
decide; and the Court or other ap- 
propriate judicial authority of the 
country in which the arrest is made 
shall fix the time within whidi the 
claimant shall bring an action before 
a Court having such Jurisdiction. 

(3) If the parties have agreed to 
submit the dispute to the Jurisdiction 
of a particular Court other than that 
within whose Jurisdiction the arrest 
was made or to arbitration, the Court 
or other appropriate Judicial authority 
within whose Jurisdiction the arrest 
was made may fix the time within 
which the claimant shall bring pro- 
ceedings. 

(4) If, in any of the cases mentioned 
in the two preceding paragraphs, the 
action or proceedings are not brought 
within the time so fixed, the defendant 
may apply for the release of the ship 
or of the bail or other security. 

(5) This article shall not apply in 
cases covered by the provisions of 
the revised Rhine Navigation Conven- 
tion of October 17, 1868. 

Article 8 

(1) The provisions of this Conven- 
tion shall apply to any vessel flying 
the flag of a Contracting State in the 
Jurisdiction of any Contracting State. 

(2) A ship flying the flag of a non- 
Contracting State may be arrested in 
the Jurisdiction of any Contracting 
State in respect of any of the maritime 
Claims enumerated in Article 1 or of 
any other Claim for which the law 
of the Contracting State permits 
arrest. 

(3) Nevertheless any Contracting 
State shall be entitled wholly or partly 
to exclude from the benefits of this 
Convention any Government of a 
non-Contracting State or any person 
who has not, at the time of the arrest, 
his habitual residence or principal 
place of business in one of the Con- 
tracting States. 

(4) Nothing in this Convention shall 
modify or affect the ruies of law 


e) wenn die Seeforderung auf Hilfe- 
leistung oder Bergung beruht; 

f) wenn die Seeforderung durch eine 
Schiffshypothek oder ein sonstiges 
vertragliches Pfandrecht an dem 
Schiff gesichert ist, das mit Arrest 
belegt wurde. 

(2) Ist das Gericht, in dessen Zustän- 
digkeitsbereich der Arrest in das 
Schiff vollzogen wurde, nicht für die 
Entscheidung der Hauptsache zustän- 
dig, so muß die nach Artikel 5 für die 
Aufhebung des Arrestes zu leistende 
Bürgschaft oder andere Sicherheit 
dazu bestimmt sein, die Vollstreckung 
Jeder Entscheidung zu sichern, die 
später durch das für die Entscheidung 
der Hauptsache zuständige Gericht 
ergehen könnte; das Gericht oder die 
sonst zuständige Gerichtsbehörde des 
Bezirkes, in dem der Arrest vollzogen 
wurde, bestimmt die Frist, innerhalb 
derer der Gläubiger bei dem zustän- 
digen Gericht Klage zu erheben hat. 

(3) Haben die Parteien die Zustän- 
digkeit eines anderen Gerichts ver- 
einbart oder einen Schiedsvertrag 
geschlossen, so kann das Gericht des 
Bezirks, in dem der Arrest vollzogen 
wurde, dem Gläubiger eine Frist für 
die Erhebung der Klage zur Haupt- 
sache oder die Anrufung des Schieds- 
gerichts setzen. 

(4) Wird in den Fällen der Absätze 2 
und 3 nicht fristgemäß Klage erhoben 
oder das Schiedsgericht angerufen, so 
kann der Schuldner die Aufhebung des 
Arrestes oder die Freigabe der Bürg- 
schaft oder anderen Sicherheit ver- 
langen. 

(5) Dieser Artikel gilt nicht für 
Fälle, die durch die Revidierte Rhein- 
schiffahrts-Akte vom 17. Oktober 1868 
erfaßt sind. 

Artikel 8 

(1) Dieses Übereinkommen gilt in 
jedem Vertragsstaat für Jedes Schiff, 
das die Flagge eines Vertragsstaates 
führt. 

(2) Ein Schiff, das die Flagge eines 
Nichtvertragsstaates führt, kann in 
einem Vertragsstaat wegen der in 
Artikel 1 aufgeführten Seeforderungen 
und wegen jedes anderen Anspruchs, 
der nach dem Recht dieses Staates den 
Arrest rechtfertigt, mit Arrest belegt 
werden. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann jedoch 
jedem Nichtvertragsstaat und jeder 
Person, die im Zeitpunkt des Arrestes 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder 
ihre Hauptniederlassung nicht in 
einem Vertragsstaat hat, die Berufung 
auf die Vergünstigungen dieses Über- 
einkommens ganz oder teilweise ver- 
weigern. 

(4) Dieses Übereinkommen ändert 
oder berührt nicht das innerstaatliche 
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n'affectera la loi interne des £tats 
Contractants en ce qui concerne la 
saisie d’un navire dans le ressort de 
l'Btat dont il bat pavillon par une 
personne ayant sa residence habi- 
tuelle mi son principal etabiisscmcnt 
dans cet Etat. 

(5) Tout tiers, autre que le deman- 
deur originaire qui excipe d'une 
creance maritime par l'effet d'une 
Subrogation, d'une cession ou autre- 
ment, sera repute, pour l’application 
de la presente Convention, avoir la 
meme residence habituelle ou le 
meme etablissement principal que le 
creancier originaire. 


Article 9 

Rien dans cette Convention ne doit 
etre considere comme creant un droit 
ä une action qui, en dehors des stipu- 
lations de cette Convention, n’exis- 
terait pas d’apres la loi ä appliquer 
par le Tribunal saisi du litige. La 
presente Convention ne confere aux 
Demandeurs aucun droit de suite, 
autre que celui accorde par cette 
derniere loi ou par la Convention 
Internationale sur les Privileges et 
Hypotheques maritimes, si celle-ci est 
applicable. 


Article 10 

Les Hautes Parties Contractantes 
peuvent au monient de la signature, 
du depöt des ratifications ou lors de 
leur adhesion ä la Convention, se 
reserver 

(a) le droit de ne pas appliquer les 
dispositions de la presente Con- 
vention ä la saisie d'un navire 
pratiquee en raison d'une des 
creances maritimes visees aux o) 
et p) de l’article premier et d’ap- 
pliquer ä cette saisie leur loi 
nationale; 

(b) Le droit de ne pas appliquer les 
dispositions du premier paragraphe 
de l’article 3 a la saisie pratiquee 
sur leur territoire en raison des 
creances prevues ä l’alinea q) de 
l'article 1. 

Article 11 

Les Hautes Parties Contractantes 
s'engagent ä soumettre ä arbitrage 
tous differends entre Etats pouvant 
resulter de l'interpretation ou l'appli- 
cation de la presente Convention, 
Sans prejudice toutefois des obliga- 
tions des Hautes Parties Contractantes 
qui ont convenu de soumettre leurs 
differends ä la Cour Internationale de 
Justice. 


in force in the respective Contracting 
States relating to the arrest of any 
ship within the jurisdiction of the 
State of her flag by a person who 
has bis habitual residence or principal 
place Oi uubiiiess in that btate. 

(5) When a maritime claim is as- 
serted by a third party other thar the 
original claimant, whether by Sub- 
rogation, assignment or otherwise, 
such third party shall, for the purpose 
of this Convention, be deemed to 
have the same habitual residence or 
principal place of business as the 
original claimant. 


Article 9 

Nothing in this Convention shall be 
construed as creating a right of ac- 
tion, which, apart from the provisions 
of this Convention, would not arise 
under the law applied by the Court 
which had seisin of the case, nor as 
creating any maritime liens which do 
not exist under such law or under the 
Convention on Maritime Mortgages 
and Liens, if the latter is applicable. 


Article 10 

The High Contracting Parties may 
at the time of signature, deposit or 
ratification or accession, reserve 


(a) the right not to apply this Con- 
vention to the arrest of a ship for 
any of the Claims enumerated in 
paragraphs o) and p) of Article I, 
but to apply their domestic laws 
to such Claims; 


(b) the right not to apply the first 
Paragraph of Article 3 to the arrest 
of a ship, within their jurisdiction, 
for Claims set out in Article I 
Paragraph q). 


Article 11 

The High Contracting Parties under- 
take to submit to arbitration any 
disputes between States arising out of 
the interpretation or application of 
this Convention, but this shall be 
without prejudice to the obligations 
of those High Contracting Parties 
who have agreed to submit their 
disputes to the International Court of 
Justice. 


Recht der Vertragsstaaten in bezug 
auf den Arrest in ein Schiff im Bereich 
des Staates, dessen Flagge es führt, 
auf Veranlassung einer Person, die in 
diesem Staat ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt oder ihre Hauptniederlassung 
hat. 

(5) Ist eine Seeforderung von dem 
ursprünglichen Gläubiger durch Rechts- 
nachfolge, Abtretung oder in anderer 
Weise auf einen Dritten übergegangen, 
so gilt für die Anwendung dieses 
Übereinkommens der gewöhnliche 
Aufenthalt oder die Hauptniederlas- 
sung des ursprünglichen Gläubigers 
auch als gewöhnlicher Aufenthalt oder 
Hauptniederlassung des Dritten. 

Artikel 9 

Aus diesem Übereinkommen kann 
kein klagbarer Anspruch zur Haupt- 
sache hergeleitet werden, der nicht 
auch ohne dieses Übereinkommen 
nach dem Recht, das das mit dem 
Streitfall befaßte Gericht anzuwenden 
hat, begründet und einklagbar wäre. 
Dieses Übereinkommen gewährt dem 
Gläubiger kein Schiffsgläubigerrecht 
oder Folgerecht, das nicht nach dem 
Recht, welches das mit dem Streitfall 
befaßte Gericht anzuwenden hat, oder, 
soweit das Internationale Überein- 
kommen über Schiffsgläubigerrechte 
und Schiffshypotheken anwendbar ist, 
nach diesem besteht. 

Artikel 10 

Die Hohen Vertragsparteien können 
sich bei der ünterzeichnung dieses 
Übereinkommens, bei der Hinterle- 
gung der Ratifikationsurkunden oder 
bei dem Beitritt zu diesem Überein- 
kommen das Recht Vorbehalten, 

a) bei Arrest in ein Schiff wegen 
einer in Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe 0 und p bezeichneten 
Seeforderung nicht dieses Über- 
einkommen, sondern das inner- 
staatliche Recht anzuwenden; 


b) bei Arrest in ein Schiff innerhalb 
ihres Zuständigkeitsbereiches we- 
gen einer in Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe q aufgeführten Seeforderung 
Artikel 3 Abs. 1 nicht anzuwenden. 


Artikel 11 

Die Hohen Vertragsparteien ver- 
pflichten sich, alle zwischenstaatlichen 
Streitigkeiten, die sich aus der Aus- 
legung oder Anwendung dieses Über- 
einkommens ergeben, einem Schieds- 
verfahren zu unterwerfen; jedoch 
bleiben die Verpflichtungen derjenigen 
Hohen Vertragsparteien unberührt, 
die übereingekommen sind, ihre Strei- 
tigkeiten dem Internationalen Ge- 
richtshof zu unterbreiten. 
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Article 12 

La presente Convention est ouverte 
ä la signature des Etats representes 
ä la nenvieme Conference diploma- 
tique de Droit Maritime. Le proces- 
verbal de signature sera dresse par 
les soins du Ministere des Affaires 
etrangeres de Belgique. 

Article 13 

La presente Convention sera ratifiee 
et les Instruments de ratification 
seront deposes aupres du Ministere 
des Affaires etrangeres de Belgique 
qui en notifiera le depot ä tous les 
Etats signataires et adherents. 


Article 14 

(a) La presente Convention entrera 
en vigueur entre les deux premiers 
Etats qui l'auront ratifiee, six mois 
apres la date du depot du 
deuxieme Instrument de ratifica- 
tion. 

(b) Pour chaque Etat signataire rati- 
fiant la Convention apres le 
deuxieme depot, celle-ci entrera 
en vigueur six mois apres la date 
du depot de son Instrument de 
ratification. 


Article 15 

Tout Etat non represente ä la neu- 
vieme Conference diplomatique de 
Droit Maritime pourra adherer ä la 
presente Convention. 

Les adhesions seront notifiees au 
Ministere des Affaires etrangeres de 
Belgique qui en avisera par la voie 
diplomatique tous les Etats signataires 
et adherents. 


La Convention entrera en vigueur 
pour l'Etat adherent six mois apres 
la date de reception de cette notifica- 
tion, mais pas avant la date de son 
entree en vigueur teile qu'elle est 
fixee ä lArticle 14 a). 


Article 16 

Toute Haute Partie Contractante 
pourra ä l'expiration du delai de trois 
ans qui suivra l'entree en vigueur ä 
son egard de la presente Convention, 
demander la reunion d'une Conference 
chargee de statuer sur toutes les pro- 
positions tendant ä la revision de la 
Convention. 

Toute Haute Partie Contractante qui 
desirerait faire usage de cette faculte 
en avisera le Gouvernement beige qui 
se chargera de convoquer la Con- 
ference dans les six mois. 


Article 12 

This Convention shall be open for 
signature by the States represented at 
the Ninth Diplomatie Conference on 
Maritime Law. The protocol of signa- 
ture shall be dra\/n up through the 
good Offices of the Belgian Ministry 
of Foreign Affairs. 

Article 13 

This Convention shall be ratified 
and the Instruments of ratification 
shall be deposited with the Belgian 
Ministry of Foreign Affairs whidi 
shall notify all signatory and acceding 
States of the deposit of any such In- 
struments. 


Article 14 

(a) This Convention shall come into 
force between the two States 
whidi first ratify it, six months 
after the date of the deposit of the 
second instrument of ratification. 

(b) This Convention shall come into 
force in respect of each signatory 
State which ratifies it after the 
deposit of the second instrument 
of ratification six months after the 
date of the deposit of the instru- 
ment of ratification of that State. 

Article 15 

Any State not represented at the 
Ninth Diplomatie Conference on Mari- 
time Law may accede to this Con- 
vention. 

The accession of any State shall be 
notified to the Belgian Ministry of 
Foreign Affairs which shall inform 
through diplomatic channels all sig- 
natory and acceding States of such 
notification. 

The Convention shall come into 
force in respect of the acceding State 
six months after the date of the re- 
ceipt of such notification but not 
before the Convention has come into 
force in accordance with the pro- 
visions of Article 14 a). 

Article 16 

Any High Contracting Party may 
three years after the coming into force 
of this Convention in respect of such 
High Contracting Party or at any time 
thereafter request that a Conference 
be convened in order to consider 
amendments to the Convention. 

Any High Contracting Party pro- 
posing to avail itself of this right shall 
notify the Belgian Government which 
shall convene the Conference within 
six months thereafter. 


Artikel 12 

Dieses Übereinkommen liegt für die 
auf der Neunten Diplomatischen See- 
rechtskonferenz vertretenen Staaten 
zur Unterzeichnung auf. Für die Auf- 
setzung des Unterzeichnungsprotokolls 
trägt das belgische Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten Sorge. 

Artikel 13 

Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation. Die Ratifikationsurkun- 
den werden beim belgischen Mi- 
nisterium für Auswärtige Angelegen- 
heiten hinterlegt; dieses notifiziert 
jede Hinterlegung allen Staaten, die 
das Übereinkommen unterzeichnet 
haben oder ihm beigetreten sind. 

Artikel 14 

a) Dieses Übereinkommen tritt zwi- 
schen den beiden zuerst ratifizie- 
renden Staaten sechs Monate nach 
Hinterlegung der zweiten Ratifi- 
kationsurkunde in Kraft. 

b) Das Übereinkommen tritt für jeden 
Unterzeichnerstaat, der es nach 
Hinterlegung der zweiten Ratifika- 
tionsurkunde ratifiziert, sechs Mo- 
nate nach Hinterlegung seiner eige- 
nen Ratifikationsurkunde in Kraft. 


Artikel 15 

Jeder auf der Neunten Diplomati- 
schen Seerechtskonferenz nicht vertre- 
tene Staat kann diesem Übereinkom- 
men beitreten. 

Der Beitritt wird dem belgischen 
Ministerium für Auswärtige Angele- 
genheiten notifiziert; dieses setzt alle 
Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm bei- 
getreten sind, auf diplomatischem 
Wege davon in Kenntnis. 

Das Übereinkommen tritt für den 
beitretenden Staat sechs Monate nach 
Eingang seiner Notifikation in Kraft, 
jedoch nicht vor dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens nach Artikel 14 
Buchstabe a. 


Artikel 16 

Jede Hohe Vertragspartei kann 
jederzeit nach Ablauf von drei Jahren, 
nachdem dieses Übereinkommen für 
sie in Kraft getreten ist, die Ein- 
berufung einer Konferenz zur Behand- 
lung von Änderungsvorschlägen zu 
diesem Übereinkommen verlangen. 

Jede Hohe Vertragspartei, die von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu 
machen wünscht, notifiziert dies der 
belgischen Regierung; diese beruft die 
Konferenz binnen sechs Monaten ein. 
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Article 17 

Chacune des Hautes Parties Con- 
tractantes aura le droit de denoncer 
la presente Convention ä tont moinent 
apres son entree en vigueur ä son 
egard. Toutefois, cette denonciation 
ne prendra effet qu'un an apres la 
date de reception de la notification 
de denonciation au Gouvernement 
beige qui en avisera les autres Parties 
Contractantes par la voie diplo- 
matique. 

Article 18 

(a) Toute Haute Partie Contractante 
peut, au moment de la ratification, 
de l’adhesion, ou ä tout moment 
ulterieur, notifier par ecrit au 
Gouvernement beige que la pre- 
sente Convention s'applique aux 
territoires ou ä certains des terri- 
toires dont eile assure les relations 
internationales. La Convention 
sera applicable aux dits territoires 
six mois apres la date de recep- 
tion de cette notification par le 
Ministere des Affaires etrangeres 
de Belgique, mais pas avant la 
date d’entree en vigueur de la 
presente Convention ä l'egard de 
cette Haute Partie Contractante. 

(b) Toute Haute Partie Contractante 
qui a souscrit une declaration au 
titre du paragraphe a) de cet 
article, pourra ä tout moment 
aviser le Ministere des Affaires 
etrangeres de Belgique que la 
Convention cesse de s'appliquer 
au Territoire en question. Cette 
denonciation prendra effet dans le 
delai d’un an prevu ä l'article 17. 


(c) Le Ministere des Affaires etran- 
geres de Belgique avisera par la 
voie diplomatique tous les Ütats 
signataires et adherents de toute 
notification regue par lui au titre 
du present article. 


FAIT ä Bruxelles, le 10 mai 1952, 
en langues frangaise et anglaise, les 
deux textes faisant egalement foi. 


Article 17 

Any High Contracting Party shall 
have the right to denounce this Con- 
vention at any time after the coming 
into force thereof in respect of such 
High Contracting Party. This denun- 
ciation shall take effect one year after 
the date on which notification thereof 
has been received by the Belgien Gov- 
ernment which shall inform through 
diplomatic channels all the other High 
Contracting Parties of such notifi- 
cation. 


Article 18 

(a) Any High Contracting Party may 
at the time of its ratification of or 
accession to this Convention or at 
any time thereafter declaro by 
written notification to the Belgien 
Ministry of Foreign Affairs that 
the Convention shall extend to 
any of the territories for whose 
international relations it is respon- 
sible. The Convention shall six 
months after the date of the re- 
ceipt of such notification by the 
Belgien Ministry of Foreign Affairs 
extend to the territories named 
therein, but not before the date of 
the coming into force of the Con- 
vention in respect of such High 
Contracting Party. 

(b) A High Contracting Party which 
has made a declaration under Para- 
graph a) of this Article extending 
the Convention to any territory 
for whose international relations 
it is responsible may at any time 
thereafter declare by notification 
given to the Belgian Ministry of 
Foreign Affairs that the Con- 
vention shall cease to extend to 
such territory and the Convention 
shall one year after the receipt of 
the notification by the Belgian 
Ministry of Foreign Affairs cease 
to extend thereto. 

(c) The Belgian Ministry of Foreign 
Affairs shall inform through diplo- 
matic channels all signatory and 
acceding States of any notification 
received by it under this Article. 


DONE in Brussels, on May 10, 1952, 
in the French and English languages, 
the two texts being equally authentic. 


Artikel 17 

Jede hohe Vertragspartei ist berech- 
tigt, dieses Übereinkommen, nachdem 
es für sie in Kraft getreten ist, jeder- 
zeit zu kündigen. Die Kündigung wird 
ein Jahr nach Eingang der ent- 
sprechenden Notifikation bei der belgi- 
schen Regierung wirksam? diese setzt 
alle anderen Hohen Vertragsparteien 
auf diplomatischem Wege von der 
Notifizierung in Kenntnis. 


Artikel 18 

a) Jede Hohe Vertragspartei kann bei 
der Ratifikation, dem Beitritt oder 
jederzeit danach dem belgischen 
Ministerium für Auswärtige An- 
gelegenheiten schriftlich notifizie- 
ren, daß dieses Übereinkommen 
auch für alle oder einzelne Hoheits- 
gebiete gilt, deren internationale 
Beziehungen sie wahrnimmt. Das 
Übereinkommen findet sechs Mo- 
nate nach Eingang der Notifikation 
beim belgischen Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten auf 
die darin genannten Hoheitsgebiete 
Anwendung, jedoch nicht vor sei- 
nem Inkrafttreten für die betref- 
fende Hohe Vertragspartei. 

b) Jede Hohe Vertragspartei, die eine 
Erklärung nach Buchstabe a ab- 
gegeben hat, welche dieses Über- 
einkommen auf ein Hoheitsgebiet 
erstreckt, dessen internationale 
Beziehungen die Hohe Vertrags- 
partei wahrnimmt, kann jederzeit 
dem belgischen Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten noti- 
fizieren, daß das Übereinkommen 
für das betreffende Hoheitsgebiet 
nicht mehr gilt. Diese Kündigung 
wird ein Jahr nach Eingang der 
Notifikation beim belgischen Mi- 
nisterium für Auswärtige Angele- 
genheiten wirksam. 

c) Das belgische Ministerium für Aus- 
wärtige Angelegenheiten setzt alle 
Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm bei- 
getreten sind, auf diplomatischem 
Wege von jeder auf Grund dieses 
Artikels bei ihm eingegangenen 
Notifikation in Kenntnis. 


GESCHEHEN zu Brüssel am 10. Mai 
1952 in französischer und englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist. 
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Internationales Übereinkommen 
zur Vereinheitlichung von Regeln 
über die zivilgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusammenstößen 

Convention Internationale 
pour l'unification de certaines regles relatives 
ä la competence civile en matiere d'abordage 

International Convention 
on certain rules concerning civil Jurisdiction 
in matters of collision 


Les Hautes Parties Contractantes, 

Ayant reconnu l’utilite de fixer d'un 
commun accord certaines regles uni- 
formes sur la competence civile en 
matiere d’abordage, ont decide de 
conclure une Convention ä cet effet 
et ont convenu de ce qui suit; 


Article 1 

(1) L’action du cbef d’un abordage 
survenu entre navires de mer ou 
entre navires de mer et bateaux de 
navigation Interieure pourra etre 
intentee uniquement: 

(a) soit devant le tribunal de la resi- 
dence habituelle du defendeur ou 
d’un des Sieges de son exploita- 
tion; 

(b) soit devant le tribunal du lieu 
oü une saisie a ete pratiquee sur 
le navire defendeur ou sur un 
autre navire appartenant au 
meme defendeur dans le cas oü 
cette saisie est autorisee, ou du 
lieu oü la saisie aurait pu etre 
pratiquee et oü le defendeur a 
donne une caution ou une autre 
garantie; 

(c) soit devant le tribunal du lieu de 
l’abordage, lorsque cet abordage 
est survenu dans les ports et 
rades ainsi que dans les eaux 
interieures. 

(2) II appartiendra au demandeur de 
decider devant lequel des tribunaux 
indiques au paragraphe precedent 
l’action sera portee. 

(3) Le demandeur ne pourra pas 
intenter au meme defendeur une nou- 
velle action basee sur les memes faits 
devant une autre juridiction sans se 
desister de l'action deja introduite. 

Article 2 

Les dispositions de l’article 1 ne 
portent aucune atteinte au droit des 


The High Contracting Parties, 

Having recognised the advisability 
of establishing by agreement certain 
uniform rules relating to civil Juris- 
diction in matters of collision, have 
decided to conclude a Convention for 
this purpose and thereto have agreed 
as follows: 


Article 1 

(1) An action for collision occurring 
between seagoing vessels, or between 
seagoing vessels and Inland naviga- 
tion craft, can only be introduced; 

(a) either before the Court where the 
defendant has his habitual resi- 
dence or a place of business; 

(b) or before the Court of the place 
where arrest has been effected of 
the defendant ship or of any other 
ship belonging to the defendant 
which can be lawfully arrested, or 
where arrest could have been 
effected and bail or other security 
has been furnished; 


(c) or before the Court of the place 
of collision when the collision has 
occurred within the limits of a 
port or in Inland waters. 

(2) It shall be for the Plaintiff to 
decide in which of the Courts referred 
to in § 1 of this article the action 
shall be instituted. 

(3) A claimant shall not be allowed 
to bring a further action against the 
Same defendant on the same facts in 
another Jurisdiction, without discon- 
tinuing an action already instituted. 

Article 2 

The provisions of Article I shall not 
in any way prejudice the right of the 


(Übersetzung) 

Die Hohen Vertragsparteien — 

in Erkenntnis der Zweckmäßigkeit 
einer vertraglichen Festlegung ein- 
heitlicher Regeln über die zivilgericht- 
lidie Zuständigkeit bei Schiffszusam- 
menstößen — haben beschlossen, zu 
diesem Zweck ein Übereinkommen zu 
treffen, und haben demgemäß folgen- 
des vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Eine Klage wegen eines An- 
spruchs aus dem Zusammenstoß zwi- 
schen Seeschiffen oder zwischen See- 
schiffen und Binnenschiffen kann nur 
erhoben werden 

a) entweder bei dem Gericht, in 
dessen Bezirk der Beklagte seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt oder eine 
gewerbliche Niederlassung hat; 

b) oder bei dem Gericht des Ortes, 
wo ein Arrest in das beschuldigte 
Schiff oder in ein anderes dem 
Beklagten gehörendes Schiff, das 
rechtmäßig mit Arrest belegt wer- 
den kann, vollzogen ist, oder wo 
ein Arrest hätte vollzogen werden 
können und der Beklagte eine 
Bürgschaft oder eine andere Sicher- 
heit gestellt hat; 

c) oder bei dem Gericht des Ortes des 
Zusammenstoßes, sofern sich der 
Zusammenstoß im Gebiet eines 
Hafens oder in inneren Gewässern 
ereignet hat. 

(2) Es bleibt dem Kläger überlassen 
zu entscheiden, vor welchem der in 
Absatz 1 bezeichneten Gerichte er die 
Klage erheben will. 

(3) Der Kläger darf auf Grund der- 
selben Tatsachen keine weitere Klage 
gegen denselben Beklagten bei einem 
anderen Gericht erheben, ohne auf 
seine Rechte aus dem früheren Ver- 
fahren zu verzichten. 

Artikel 2 

Artikel 1 läßt das Recht der Parteien 
unberührt, eine Klage auf Grund eines 
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Parties de porter une action ä raison 
de l’abordage devant teile juridiction 
qu'elles auront choisie d un commun 
accord ou bien de la souniet tre a 
rarbitrage. 

A I t i (’ I e 3 

(1) Les demandes reron ventionneh 
les nees du meme abordage pourront 
etre portees devant le tribunal com- 
petent pour connaitre de raclion prin- 
cipaie aux termes de Tarticle piemier. 

(2) Dans le cas oü il existe piusieurs 
deinaTideurs, chacun pourra porter son 
action devant le tribunal anterjeure- 
ment saisi d une action nee du meme 
aliordage contre la meme partie. 


(3) Au cas d'abordage oü piusieurs 
navires sont iinpli({ues, rien dans les 
dispositions de la presente Conven* 
tion ne s'oppose a ce que le tribunal 
.saisi pai application des regles de 
l article 1 se declare competent sui- 
vant les reglos de coinpetence de sa 
loi nationale pour juger toutes les 
actions intentöes ä raison du niörne 
evenement. 

A 1 t i c 1 c 4 

La presente convention s'etend aiix 
actions tendant ä la reparation des 
dommages que, soit par exccution ou 
Omission dune manoeuvre, soit par 
inobservation des regleinents, un na- 
vire a cause soit a un autre navire, 
soit aux choses ou aux persounes se 
trouvant a b'Ord, alors meine ((u'il n’y 
aurait eu atiordcicie. 


A 1 t i ( 1 e 5 

Rien de ce qui est piesnit dans \d 
presente convention ne moditle les 
regles de droit qui sont en vigueur 
dans les Etats Contractants, en ce qui 
concerne les abordages interessant des 
navires de guerre ou des navires 
appartenant ä l'Etat ou au Service de 
l'Etat. 

A r t i c 1 e 6 

La presente Convention sera sans 
effet en ce qui concerne les actions 
nees du contrat de transport ou de 
tout autre contrat. 

A r t i c: 1 e 7 

La presente Convention ne s'appli- 
quera pas aux cas vises par les dis- 
positions de la Convention revisee sur 
la navigation du Rhin du 17 octobre 
1868. 

A ]• t i c 1 e 8 

Les dispositions de la presente Con- 
vention seront appliquees a l egard de 
tous les Interesses, lorsque tous les 
navires en cause seront ressortissants 
aux Etats des Hautes Parties Contrac- 
tantes. 


parties to bring an action in respect 
of a colüsion befere a Court they 
have chosen by agreement or to refiu 
it to arbitratiori. 

A r t i c 1 e 3 

(1) CuLiiilerciaims arising out ot the 
same coUision can be brought before 
the Court having Jurisdiction over the 
Principal action in accordance vvith 
the provisions of Article 1. 

(2) In the event of there being 
several claimants, any claimant may 
bring bis action before the Court 
prcviously seized of an action against 
tlie sarne party arising out of the 
same collision. 

(3) In the case of a collision or 
collisions in which two or more 
vessels are iuvoived nothing in this 
Convention shall prevent any Court 
seized of an action by reason of the 
provisions of this Convention, from 
exercising jurisdiction under its na- 
tional laws in further actions arising 
out of the same incident. 

Article 4 

This Convention shall also apply to 
an action for damage caused by one 
ship to cinother or to the property or 
persons on board such ships through 
the carryhng out of or the omission to 
carry out a manoeuvre or through 
non-compliance with regulations even 
when there has been no actual colli- 
sion. 


Article 5 

Nothing contained in this Conven- 
tion shall modify tlie rules of law now 
or hereafter in force in the varous 
contracting States in regard to colli- 
sions involving warships or vessels 
owned by or in the service of a State. 


Article 6 

This Cionvention does not affect 
Claims arising from contracts of 
carriage or from any other contracts. 


Article 7 

This Convention shall not apply in 
cases covered by the provisions of 
the revised Rhine Navigation Con- 
vention of October 17, 1868. 

Article 8 

The provisions of this Convention 
shall be applied as regards all per- 
sons interested when all the vessels 
concerned in any action belong to 
States of the High Contracting Parties. 


Schiffszusammenstoßes bei dem Ge- 
richt zu erheben, dessen Zuständigkeit 
sie vereinbart haben, oder die Rechts- 
streitigkeit einem Schiedsverfahren zu 
unterwerfen. 

Artikel 3 

(1) Widerklagen aus demselben 
Schiffszusammenstoß können bei dem 
Gericht erhoben werden, das für die 
Klage gemäß "Artikel l zuständig ist. 

(2) Sind mehrere Kläger vorhanden, 
so kann jeder Kläger seine Klage bei 
dem Gericht anhängig machen, 
welches bereits mit einer Klage gegen 
dieselbe Partei auf Grund desselben 
Scbiffszusainmenstoßes befaßt worden 
ist. 

(3) Sind an einem Schiffszusammen- 
stoß mehrere Schiffe beteiligt, so 
schließt diesc^s Übereinkommen nicht 
aus, daß ein auf Grund dieses Über- 
einkommens mit einer Klage befaßtes 
Gericht sich nach den Bestimmungen 
seines innerstaatlichen Rechts für die 
Entscheidung über vveiteie Klagen aus 
demselben Vorfall für /ustänclig er- 
klärt. 

.Artikel 4 

Dieses Übereinkommen findet auf 
eine Klage auf Ersatz des Schadens, 
den ein Schiff durch Ausführung oder 
Unterlassung eines Manövers oder 
durch Nichtbeachtung einer Vorschrift 
einem anderen Schiff oder den an 
Bord des Schiffes befindlichen Per- 
sonen oder Sachen zugefügt hat, auch 
dann Anwendung, wenn ein Zusam- 
menstoß nicht stattgc'funden hat. 

Artikel .5 

Dieses Übereinkommen laßt die in 
den einzelnen Vertragsstaaten gelten- 
den Vorschriften über Zusammenstöße 
unberührt, an weldien Kriegsschiffe 
oder Schiffe beteiligt sind, weldie dem 
Staat gehören oder in seinen Diensten 
stehen. 

Artikel 6 

Dieses Übereinkommen berührt 
nicht Ansprüche, die aus Beforde- 
rungsverträgen oder aus andeien Vor- 
trägen entstehen. 

Artikel 7 

Dieses Übereinkommen gilt nicht 
für Fälle, die durch die Revidieife 
Rheinschiffahrts-Akte vom 17. Okto- 
ber 1868 erfaßt sind. 

Artikel 8 

Dieses Übereinkommen gilt für alle 
beteiligten Personen, wenn alle be- 
teiligten Schiffe Staaten der Hohen 
Vertragsparteien angehören. 
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II est entendu toutefois: 

1. qu'ä l'egard des Interesses ressor- 
tissant d'un £tat non contractant, 
l'appUcation desdites dispositions 
pourra etre subordonnee par chacun 
des £tats Contractants a la con- 
dition de reciprocite; 

2. que, lorsque tous les Interesses 
sont ressortissants du meme £tat que 
le tribunal saisi, c'est la loi natio- 
nale et non la Convention qui est 
applicable. 


A r t i c 1 e 9 

Les Hautes Parties Contractantes 
s’engagent ä soumettre ä arbitrage 
tous differends entre £tats pouvant 
resulter de Interpretation ou l'appli- 
cation de la presente Convention, sans 
prejudice toutefois des obligations des 
Hautes Parties Contractantes qui ont 
convenu de soumettre leurs differends 
ä la Cour Internationale de Justice. 


Article 10 

La presente Convention est ouverte 
ä la Signatare des Etats representes ä 
la neuvieme Conference diplomatique 
de Droit Maritime. Le proces-verbal 
de Signatare sera dresse par les soins 
du Ministere des Affaires etrangeres 
de Belgique. 


Article 11 

La presente Convention sera ratifiee 
et les Instruments de ratification se- 
ront deposes aupres du Ministere des 
Affaires etrangeres de Belgique qui 
en notifiera le depöt ä tous les Etats 
signataires et adherents. 


Article 12 

(a) La presente Convention entrera en 
vigueur entre les deux premiers 
Etats qui l'auront ratifiee, six mois 
apres la date du depöt du 
deuxieme Instrument de ratifica- 
tion. 

fb) Pour chaque Etat signataire rati- 
fiant la Convention apres le 
deuxieme depöt, celle-ci entrera 
en vigueur six mois apres la date 
du depöt de son instrument de 
ratification. 


Article 13 

Tout Etat non represente ä la neu- 
vieme Conference diplomatique de 
Droit Maritime pourra adhcrer ä la 
presente Convention. 


Provided alw^ays that: 

1. As regards persons interested who 
belong to a non-contracting State, 
the application of the above pro- 
visions may be made by each of 
the contracting States conditional 
upon reciprocity; 

2. Where all the persons interested 
belong to the same State as the 
court trying the case, the provisions 
of the national law and not of the 
Convention are applicable. 


Article 9 

The High Contracting Parties under- 
take to submit to arbitration any 
disputes between States arising out of 
the Interpretation or application of 
this Convention, but this shall be 
without prejudice to the obligations 
of those High Contracting Parties who 
have agreed to submit their disputes 
to the International Court of Justice. 


Article 10 

This Convention shall be open for 
Signatare by the States represented at 
the Ninth Diplomatie Conference on 
Maritime Law. The protocol of Signa- 
tare shall be drawn up through the 
good Offices of the Belgian Ministry 
of Foreign Affairs. 

Article 11 

This Convention shall be ratified 
and the Instruments of ratification shall 
be deposited with the Belgian Min- 
istry of Foreign Affairs which shall 
notify all signatory and acceding 
States of the deposit of any such 
Instruments. 


Article 12 

(a) This Convention shall come into 
force between the two States which 
first ratify it, six months after the 
date of the deposit of the second 
instrument of ratification. 

(b) This Convention shal! come into 
force in respect of each signatory 
State which ratifies it after the 
deposit of the second instrument 
of ratification six months after the 
date of the deposit of the instru- 
ment of ratification of that State. 

Article 13 

Any State not represented at the 
Ninth Diplomatie Conference on Mari- 
time Law may accede to this Con- 
vention. 


Jedoch besteht Einverständnis dar- 
über, 

1. daß jeder Vertragsstaat die An- 
wendung des Übereinkommens auf 
beteiligte Personen, die einem 
Nichtvertragsstaat angehören, von 
der Voraussetzung der Gegen- 
seitigkeit abhängig machen kann; 

2. daß das innerstaatliche Recht und 
nicht dieses Übereinkommen An- 
wendung findet, wenn alle beteilig- 
ten Personen demselben Staat wie 
das mit der Sache befaßte Gericht 
angehören. 

Artikel 9 

Die Hohen Vertragsparteien ver- 
pfliditen sich, alle zwischenstaatlichen 
Streitigkeiten, die sich aus der Aus- 
legung oder Anwendung dieses Über- 
einkommens ergeben, einem Schieds- 
verfahren zu unterwerfen; jedoch 
bleiben die Verpflichtungen derjeni- 
gen Hohen Vertragsparteien unbe- 
rührt, die übereingekommen sind, ihre 
Streitigkeiten dem Internationalen 
Gerichtshof zu unterbreiten. 

Artikel 10 

Dieses Übereinkommen liegt für die 
auf der Neunten Diplomatischen See- 
rechtskonferenz vertretenen Staaten 
zur Unterzeichnung auf. Für die Auf- 
setzung des Unterzeichnungsprotokolls 
trägt das belgische Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten Sorge. 

Artikel 11 

Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation. Die Ratifikationsurkun- 
den werden beim belgischen Ministe- 
rium für Auswärtige Angelegenheiten 
hinterlegt; dieses notifizert jede Hin- 
terlegung allen Staaten, die das Über- 
einkommen unterzeichnet haben oder 
ihm beigetreten sind. 

Artikel 12 

d) Dieses Übereinkommen tritt zwi- 
schen den beiden zuerst ratifizie- 
renden Staaten sechs Monate nach 
Hinterlegung der zweiten Ratifika- 
tionsurkunde in Kraft. 

b) Das Übereinkommen tritt für jeden 
Unterzeichnerstaat, der es nach 
Hinterlegung der zweiten Ratifika- 
tionsurkunde ratifiziert, sechs Mo- 
nate nach Hinterlegung seiner 
eigenen Ratifikationsurkunde in 
Kraft, 

Artikel 13 

Jeder auf der Neunten Diplomati- 
schen Seerechtskonferenz nicht ver- 
tretene Staat kann diesem Überein- 
kommen beitreten. 
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Les adhesions seront notifiees au 
Ministere des Affaires etrangeres de 
Belgique qui en avisera par la voie 
diplomatique tous les Etats signataires 
et adherents. 


La Convention entrera en vigueur 
pour l'Etat adherent six mois apres 
la date de reception de cette notifica- 
tion, mais pas avant la date de son 
entree en vigueur teile qu'elle est 
fixee ä l'article 12 a). 


A r t i c 1 e 14 

Toute Haute Partie Contractante 
pourra ä l'expiration du delai de 
trois ans qui suivra l'entree en 
vigueur ä son egard de la presente 
Convention, demander la reunion 
d'une Conference chargee de statuer 
sur toutes les propositions tendant ä 
la revision de la Convention. 

Toute Haute Partie Contractante qui 
desirerait faire usage de cette faculte 
en avisera le Gouvernement beige qui 
se chargera de convoquer la Confe- 
rence dans les six mois. 

A r t i c 1 e 15 

Chacune des Hautes Parties Con- 
tractantes aura le droit de denoncer 
la presente Convention ä tout moment 
apres son entree en vigueur ä son 
egard. Toutefois, cette denonciation 
ne prendra effet qu'un an apres la 
date de reception de la notification de 
denonciation au Gouvernement beige 
qui en avisera les autres Parties 
Contractantes par la voie diplomati- 
que. 

A r t i c 1 e 16 

(a) Toute Haute Partie Contractante 
peilt, au moment de la ratification, 
de l’adhesion, ou ä tout moment 
ulterieur, notifier par ecrit au 
Gouvernement beige que la pre- 
sente Convention s'applique aux 
territoires ou ä certains des terri- 
toires dont eile assure les rela- 
tions internationales. La Conven- 
tion sera applicable aux dits terri- 
toires six mois apres la date de 
reception de cette notification par 
le Ministere des Affaires etran- 
geres de Belgique, mais pas avant 
la date d’entree en vigueur de la 
presente Convention ä l’egard de 
cette Haute Partie Contractante. 

(b) Toute Haute Partie Contractante 
qui a souscrit une declaration au 
titre du paragraphe a) de cet 
article, pourra ä tout moment 
aviser le Ministere des Affaires 
etrangeres de Belgique que la 
Convention cesse de s'appliquer 


The accession of any State shall be 
notified to the Belgian Ministry of 
Foreign Affairs which shall inform 
through diplomatic channels all sig- 
natory and acceding States of such 
notificaiicn 


The Convention shall come into 
force in rospect of the acceding State 
six months after the date of the re- 
ceipt of such notification but not 
before the Convention has come into 
force in accordance with the provi- 
sions of Article 12 a). 

Article 14 

Any High Contracting Party niay 
three years after the coming into 
force of this Convention in respect of 
such High Contracting Party or at any 
time thereafter request that a Con- 
ference be convened in Order to con- 
sider amendments to the Convention. 

Any High Contracting Party pro- 
posing to avail itself of this right 
shall notify the Belgian Government 
which shall convene the Conference 
within six months thereafter. 


Article 15 

Any High Contracting Party shall 
have the right to denounce this Con- 
vention at any time after the coming 
into force thereof in respect of such 
High Contracting Party. This denun- 
ciation shall take effect one year after 
the date on which notification thereof 
has been received by the Belgian Gov- 
ernment which shall inform through 
diplomatic channels all the other High 
Contracting Parties of such notifica- 
tion. 


Article 16 

(d) Any High Contracting Party may 
at the time of its ratification of or 
accession to this Convention or at 
any time thereafter declare by 
written notification to the Belgian 
Ministry of Foreign Affairs that 
the Convention shall extend to 
any of the territories for whose 
international relations it is re- 
sponsible. The Convention shall 
six months after the date of the 
receipt of such notification by the 
Belgian Ministry of Foreign Affairs 
extend to the territories named 
therein, but not before the date of 
the coming into force of the Con- 
vention in respect of such High 
Contracting Party. 

(b) A High Contracting Party which 
has made a declaration under Para- 
graph a) of this Article extending 
the Convention to any territory 
for whose international relations 
it is responsible may at any time 
thereafter declare by notification 


Der Beitritt wird dem belgischen 
Ministerium für Auswärtige Ange- 
legenheiten notifiziert; dieses setzt 
alle Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm bei- 
getreten sind, auf diplomatischem 
Wege davon in Kenntnis. 

Das Übereinkommen tritt für den 
beitretenden Staat sechs Monate nach 
Eingang seiner Notifikation in Kraft, 
jedoch nicht vor dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens nach Artikel 12 
Buchstabe a. 


Artikel 14 

Jede Hohe Vertragspartei kann je- 
derzeit nach Ablauf von drei Jahren, 
nachdem dieses Übereinkommen für 
sie in Kraft getreten ist, die Ein- 
berufung einer Konferenz zur Behand- 
lung von Änderungsvorschlägen zu 
diesem Übereinkommen verlangen. 

Jede Hohe Vertragspartei, die von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu 
machen wünscht, notifiziert dies der 
belgischen Regierung; diese beruft die 
Konferenz binnen sechs Monaten ein, 

Artikel 15 

Jede Hohe Vertragspartei ist be- 
rechtigt, dieses Übereinkommen, nach- 
dem es für sie in Kraft getreten ist, 
jederzeit zu kündigen. Die Kündigung 
wird ein Jahr nach Eingang der ent- 
sprechenden Notifikation bei der bel- 
gischen Regierung wirksam; diese 
setzt alle anderen Hohen Vertrags- 
parteien auf diplomatischem Wege 
von der Notifizierung in Kenntnis. 


Artikel 16 

a) Jede Hohe Vertragspartei kann bei 
der Ratifikation, dem Beitritt oder 
jederzeit danach dem belgischen 
Ministerium für Auswärtige An- 
gelegenheiten schriftlich notifizie- 
ren, daß dieses Übereinkommen 
auch für alle oder einzelne Ho- 
heitsgebiete gilt, deren internatio- 
nale Beziehungen sie wahrnimmt. 
Das Übereinkommen findet sechs 
Monate nach Eingang der Notifi- 
kation beim belgischen Ministe- 
rium für Auswärtige Angelegen- 
heiten auf die darin genannten 
Hoheitsgebiete Anwendung, jedoch 
nicht vor seinem Inkrafttreten für 
die betreffende Hohe Vertrags- 
partei. 

b) Jede Hohe Vertragspartei, die eine 
Erklärung nach Buchstabe a ab- 
gegeben hat, welche dieses Über- 
einkommen auf ein Hoheitsgebiet 
erstreckt, dessen internationale Be- 
ziehungen die Hohe Vertragspartei 
wahrnimmt, kann jederzeit dem 
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au Territoire en question. Cette 
denonciation prendra effet dans le 
dclai d'un an prevu a l'article XV. 


(c) Le Ministere des Affaires etran- 
geres de Belgique avisera par la 
voie diplomatique tous les Etats 
signataires et adherents de toute 
notification regne par lui au titre du 
present article. 


FAIT ä Bruxelles, en un seul exem- 
plaire en langues frangaise et anglaise, 
les deux textes faisant egalement foi, 
le 10 mal 1952. 


given to the Belgian Ministry of 
Foreign Affairs that the Conven- 
tion shall cease to extend to such 
territory and the Convention shall 
one year aftCx the receipt of the 
notification by the Belgian Min- 
istry of Foreign Affairs cease to 
extend thereto. 

(c) The Belgian Ministry of Foreign 
Affairs shall inform through diplo- 
matic Channels all signatory and 
acceding States of any notification 
received by it under this Article. 


DONE in Brussels, in a single orig- 
inal in the French and English lan- 
guages, the two texts being eqiially 
authentic, on May 10, 1952. 


belgischen Ministerium für Aus- 
wärtige Angelegenheiten notifizie- 
ren, daß das Übereinkommen für 
das betreffende Hoheitsgebiet nicht 
mehr gilt. Diese Kündigung wird 
ein Jahr nach Eingang der Notifi- 
kation beim belgischen Ministeri- 
um für Auswärtige Angelegen- 
heiten wirksam. 

c) Das belgische Ministerium für Aus- 
wärtige Angelegenheiten setzt alle 
Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm bei- 
getreten sind, auf diplomatischem 
Wege von jeder auf Grund dieses 
Artikels bei ihm eingegangenen 
Notifikation in Kenntnis. 


GESCHEHEN zu Brüssel am 10. Mai 
1952 in einer Urschrift in französischer 
und englischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 
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Internationales Übereinkommen 
zur v'ereinheitlichung von Regeln 
über die strafgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusammenstößen 
und anderen mit der Führung eines Seeschiffes 
zusammenhängenden Ereignissen 

Convention Internationale 
pour l'unification de certaines regles relatives 
ä la competence penale en matiere d'abordage 
et autres evenements de navigation 

International Convention 

for the unification of certain rules relating to penal Jurisdiction 
in matters of collision or other incidents of navigation 


Les Hautes Parties Contractantes, 

Ayant reconnu l'utilite de fixer de 
commun accord certaines regles uni- 
formes sur la competence penale en 
matiere d'abordage et autres evene- 
ments de navigation, ont decide de 
conclure une Convention ä cet effet 
et ont convenu de ce qui suit: 


A r t i cl e 1 

Au cas d’abordage ou de tout autre 
evenement de navigation concernant 
un navire de mer et qui est de nature 
ä engager la responsabilite penale 
ou disciplinaire du capitaine ou de 
toute autre personne au Service du 
navire, aucune poursuite ne pourra 
etre intentee que devant les autori- 
tes judiciaires ou administratives de 
rßtat dont le navire portait le pavillon 
au moment de l'abordage ou de 
l'evenement de navigation. 


Article 2 

Dans le cas prevu ä l'article prece- 
dent, aucune saisie ou retenue du 
navire ne pourra etre ordonnee, meme 
pour des mesures d'instruction, par 
des autorites autres que celles dont 
le navire portait le pavillon. 

Article 3 

Aucune disposition de la presente 
Convention ne s'oppose ä ce qu'un 
Etat au cas d’abordage ou autre 
evenement de navigation reconnaisse 
ä ses propres autorites, le droit de 
prendre toutes mesures relatives aux 
certificats de competence et licences 


The High Contracting Parties, 

Having recognised the advisability 
of establishing by agreement certain 
uniform rules relating to penal Juris- 
diction in matters of collision or other 
incidents of navigation, have decided 
to conclude a Convention for this 
purpose and thereto have agreed as 
follo'ws: 


Article 1 

In the event of a collision or any 
other incident of navigation concern- 
ing a sea-going ship and involving 
the penal or disciplinary responsibility 
of the master or of any other person 
in the Service of the ship, criminal or 
disciplinary proceedings may be insti- 
tuted only before the judicial or ad- 
ministrative authorities of the State 
of which the ship v^as flying the flag 
at the time of the collision or other 
incident of navigation. 


Article 2 

In the case provided for in the pre- 
ceding Article, no arrest or detention 
of the vessel shall be ordered, even 
as a measure of Investigation, by any 
authorities other than those whose 
flag the ship v^as flying. 

Article 3 

Nothing contained in this Conven- 
tion shall prevent any State from per- 
mitting its own authorities, in cases 
of collision or other incidents of 
navigation, to take any action in 
respect of certificates of cumpetence 
or licences issued by that State or 


(Übersetzung) 

Die Hohen Vertragsparteien — 

in Erkenntnis der Z-weckmäßigkeit 
einer vertraglichen Festlegung ein- 
heitlicher Regeln über die strafge- 
riditliche Zuständigkeit bei Schiffszu- 
sammenstößen und anderen mit der 
Führung eines Seeschiffes zusammen- 
hängenden Ereignissen — haben be- 
schlossen, zu diesem Zweck ein Über- 
einkommen zu treffen, und haben 
demgemäß folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Bei Schiffszusammenstößen und an- 
deren mit der Führung eines See- 
schiffes zusammenhängenden Ereig- 
nissen, welche die strafrechtliche oder 
disziplinarische Verantwortlichkeit des 
Kapitäns oder einer sonstigen im 
Dienste des Schiffes stehenden Person 
nach sich ziehen, darf eine Verfolgung 
nur bei den Justiz- und Verwaltungs- 
behörden desjenigen Staates eingelei- 
tet werden, dessen Flagge das Schiff 
zur Zeit des Zusammenstoßes oder 
des anderen mit der Führung des 
Schiffes zusammenhängenden Ereig- 
nisses führte. 

Artikel 2 

In den in Artikel 1 bezeichneten 
Fällen darf eine Beschlagnahme oder 
eine Zurückhaltung des Schiffes, selbst 
zu Untersuchungszwecken, nur von 
Behörden des Staates angeordnet wer- 
den, dessen Flagge das Schiff führte. 

Artikel 3 

Dieses übereinkommer schließt nicht 
aus, daß ein Staat seinen eigenen Be- 
hörden das Recht zuerkennt, bei 
Schiffszusammenstößen und anderen 
mit der Führung eines Seeschiffes zu- 
sammenhängenden Ereignissen alle 
Maßnahmen zu ergreifen, die sich auf 
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qu'il a accordes, ou de poursuivre 
ses nationaux ä raison des infractions 
commises pendant qu'ils etaient ä 
bord d'un navire portant le pavillon 
d'un autre Etat. 


Articl e 4 

La presente convention ne s’ap- 
plique pas aux abordages ou autres 
evenements de navigation survenus 
dans les ports et rades ainsi que dans 
les eaux interieures. 


En outre, les Hautes Parties Con- 
tractantes peuvent au moment de la 
Signatare, du depöt des ratifications 
ou lors de leur adhesion ä la con- 
vention, se reserver le droit de pour- 
Buivre les infractions commises dans 
leurs propres eaux territoriales. 


Arti cl e 5 

Les Hautes Parties Contractantes 
s’engagent ä soumettre ä arbitrage 
tous differends entre Etats pouvant 
resulter de l'interpretation ou I’ap- 
plication de la presente Convention, 
Sans prejudice toutefois des obliga- 
tions des Hautes Parties Contractantes 
qui ont convenu de soumettre leurs 
differends ä la Cour Internationale de 
Justice. 


Article 6 

La presente Convention est ouverte 
a la signature des Etats representes 
ä la neuvieme Conference diploma- 
tique de Droit Maritime. Le proces- 
verbal de signature sera dresse par 
les soins du Ministere des Affaires 
Etrangeres de Belgique. 

Article 7 

La presente Convention sera ratifiee 
et les Instruments de ratification se- 
ront deposes aupres du Ministere des 
Affaires etrangeres de Belgique qui 
en notifiera le depöt ä tous les Etats 
signataires et adherents. 


Article 8 

(a) La presente Convention entrera 
en vigueur entre les deux Pre- 
miers Etats qui l'auront ratifiee, 
six mois apres la date du depöt 
du deuxieme Instrument de ratifi- 
cation. 

(b) Pour chaque Etat signataire rati- 
fiant la Convention apres le 
deuxieme depöt, celle-ci entrera 
en vigueur six mois apres la date 


to prosecute its own nationals for 
offences committed while on board 
a ship flying the flag of another 
State. 


Article 4 

This Convention does not apply to 
collisions or other incidents of naviga- 
tion occurring within the limits of a 
port or in inland waters. 


Furthermore the High Contracting 
Parties shall be at liberty, at the time 
of signature, ratification or accession 
to the Convention, to reserve to them- 
selves the right to take proceedings 
in respect of offences commitied 
within their own territorial waters. 


Article 5 

The High Contracting Parties under- 
take to submit to arbitration any dis- 
putes between States arising out of 
the interpretation or application of 
this Convention, but this shall be 
without prejudice to the obligations 
of those High Contracting Parties 
who have agreed to submit their dis- 
putes to the International Court of 
Justice. 


Article 6 

This Convention shall be open for 
signature by the States represented 
at the Ninth Diplomatie Conference 
on Maritime Law. The protocol of 
signature shall be drawn up through 
the good Offices of the Belgian Min- 
istry of Foreign Affairs. 

Article 7 

This Convention shall be ratified 
and the Instruments of ratification 
shall be deposited with the Belgian 
Ministry of Foreign Affairs which 
shall notify all signatory and acceding 
States of the deposit of any such 
Instruments. 


Article 8 

(a) This Convention shall come into 
force between the two States 
which first ratify it, six months 
after the date of the deposit of the 
second instrument of ratification. 

(b) This Convention shall come into 
force in respect of each signatory 
State which ratifies it after the 
deposit of the second instrument 


die von ihm ausgestellten Befähi- 
gungszeugnisse und Erlaubnisse be- 
ziehen, oder seine eigenen Staatsan- 
gehörigen wegen Zuwiderhandlungen 
zu verfolgen, die sie an Bo^-d eines 
die Flagge eines anderen Staates füh- 
renden Schiffes begangen haben. 

Artikel 4 

Dieses Übereinkommen findet keine 
Anwendung auf Schiffszusammenstöße 
und andere mit der Führung eines 
Schiffes zusammenhängende Ereig- 
nisse, die sich im Gebiet der Häfen 
und Reeden und in inneren Gewäs- 
sern ereignen. 

Die Hohen Vertragsparteien können 
sich ferner bei der Unterzeichnung, bei 
der Hinterlegung der Ratifikationsur- 
kunden oder bei dem Beitritt zu dem 
Übereinkommen das Recht Vorbehal- 
ten, die in ihren eigenen Hoheitsge- 
wässern begangenen Zuwiderhandlun- 
gen zu verfolgen. 

Artikel 5 

Die Hohen Vertragsparteien ver- 
pflichten sich, alle zwischenstaatlichen 
Streitigkeiten, die sich aus der Aus- 
legung oder Anwendung dieses Über- 
einkommens ergeben, einem Schieds- 
verfahren zu unterwerfen; jedoch blei- 
ben die Verpflichtungen derjenigen 
Hohen Vertragsparteien unberührt, 
die übereingekommen sind, ihre Strei- 
tigkeiten dem Internationalen Ge- 
richtshof zu unterbreiten. 

Artikel 6 

Dieses Übereinkommen liegt für die 
auf der Neunten Diplomatischen See- 
rechtskonferenz vertretenen Staaten 
zur Unterzeichnung auf. Für die Auf- 
setzung des Unterzeichnungsproto- 
kolls trägt das belgische Ministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten 
Sorge. 

Artikel 7 

Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation. Die Ratifikationsurkun- 
den werden beim belgischen Ministe- 
rium für Auswärtige Angelegenheiten 
hinterlegt; dieses notifiziert jede Hin- 
terlegung allen Staaten, die das Über- 
einkommen unterzeichnet haben oder 
ihm beigetreten sind. 

Artikel 8 

a) Dieses Übereinkommen tritt zwi- 
schen den beiden zuerst ratifizie- 
renden Staaten sechs Monate nach 
Hinterlegung der zweiten Ratifika- 
tionsurkunde in Kraft. 

b) Das Übereinkommen tritt für jeden 
Unterzeichnerstaat, der es nach 
Hinterlegung der zweiten Ratifika- 
tionsurkunde ratifiziert, sechs Mo- 
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du depot de son instrumont de 

rcUificcUion. 


A r l i c 1 G 9 

Tout £tüt nun represente d la 
neuvieme Conference diplomatique de 
Droit Maritime pourra adherer ä la 
presente Convention. 

Les adhesions seront notifiees au 
Ministere des Affaires elrangeres de 
Belgique qui en aviseia par la voie 
diplomatique tous les Etats Signal aiies 
et adherents. 


La Convention entreia en viyueui 
pour l’Etat adherent six mois apies 
la date de reception de cette notifica- 
tion, mais pas avant la date de son 
entree en vigiieur teile quelle est 
fixee a rarticle 8 a). 


Arliele 10 

Joule Haute Partie Contraetante 
pourra ä l’expiration du dclai de trois 
ans qui suivra l'entree en vigueur a 
son egard de la presente Convention, 
demander la reunion d une Conference 
chargee de statuer sur toutes les pro- 
positions tendant a la re\ision de la 
Convention. 

Tonte Haute Partie Contraetante 
qui desiierait laire usage de cette 
faculte en avisera le Gouvernement 
beige qui se chargera de convoquer 
la ( on feien ce (laus les six mois. 

A i I i c 1 e 11 

Chdcune des 1 lautes Parties Con- 
tiactantes aura le droit de denoncer 
la presente Convention ä tout moment 
apres son entree en vigueur ä son 
egard. Toutefois, cette denonciation 
ne prendra effet qu'un an apres la 
date de reception de la notification 
de denonciation au Gouvernement 
beige qui en avisera les autres Parties 
Contractantes par la voie diplo- 
matique. 


■A. r t i c 1 e 12 

(ci) Joule Haute Partie Contraetante 
peut, au moment de la ratification, 
de l’adhesion, ou ä tout moment 
ulterieur, notifier par ecrit au 
Gouvernement beige que la pre- 
sente Convention s'applique aux 
territoires ou ä certains des terri- 
toires dont eile assure les re- 
lations internationales. La Con- 
vention sera applicable aux dits 
territoires six mois apres la date 
de reception de cette notification 
par le Ministere des Affaires 
elrangeres de Belgique, mais pas 


of ratification six months after 
the date of the deposit of the 
instrument of ratification of that 
State. 

A r t i c 1 e 9 

Any State not represented at the 
Ninth Diplomatie Conference on Ma- 
ritime Law may accede to this Con- 
vention. 

The acccssion of any State shall be 
notified to the Belgian Ministry of 
Foreign Affairs which shall inform 
Ibrough diplomatic channels all signa- 
lory and acceding States of such noti- 
t je alion. 

The Convenlion shall come into 
force in respect of the acceding State 
six months after the date of the 
receipt of such notification but not 
before the Convention has come into 
lorce in accordance with the provi- 
sions of Arficle 8 a). 

A r t i c 1 e 10 

.Any High Contracting Party may 
ihree years after the coming into force 
of this Convention in respect of such 
High Contracting Party or at any 
time thereafter request that a con- 
tercnce be convened in order to con- 
sider amendments to the Convention. 

Any High Contracting Party propos- 
ing to avail itself of this right shall 
notify the Belgian Government which 
shall convene the Conference within 
six months Ihereaftc'r, 

A 1 1 i c 1 e 11 

Any High Contracting Party shall 
have the right to denounce this Con- 
vention at any time after the coming 
into force thereof in respect of such 
High Contracting Party. This de- 
nimciation shall take effect one year 
after the date on which notification 
thereof has been received by the 
Belgian Government which shall in- 
form through diplomatic channels all 
the other High Contracting Parties of 
such notification. 

A r t i c } e 12 

(a) Any High Contracting Party may 
dt the time of its ratification of 
or accession to this Convention or 
at any time thereafter declare by 
written notification to the Belgian 
Ministry of Foreign Affairs that 
the Convention shall extend to 
any of the territories for whose 
international relations it is respon- 
sible. The Convention shall six 
months after the date of the re- 
ceipt of such notification by the 
Belgian Ministry of Foreign Af- 
fairs extend to the territories 


nate nach Hinterlegung seiner eige- 
nen Ratifikationsurkunde in Kraft. 


Jeder auf der Neunten Diploma- 
tischen Seerechtskonferenz nicht ver- 
tretene Staat kann diesem Überein- 
kommen beitreten. 

Der Beitritt wird dein belgischen 
Ministerium für Auswärtige Ange- 
legenheiten notifiziert; dieses setzt 
alle Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm beige- 
treten sind, auf diplomatischem Wege 
davon in Kenntnis. 

Das Übereinkommen tritt lür den 
beitretenden Staat sechs Monate nadr 
Eingang seiner Notifikation in Kraft, 
jedoch nicht vor dem Inkrafttreten 
des Übereinkommens nach Artikel 8 
Buebstahe a. 


A 1 t i k e i 10 

Jede Hohe Vertragspartei kann je- 
derzeit nach Ablauf von drei Jahren, 
nachdem dieses Übereinkommen für 
sie in Kraft getreten ist, die Einbe- 
rufung einer Konferenz zur Behand- 
lung von Änderungsvorschlägen zu 
diesem Übereinkommen verlangen. 

Jede Hohe Vertragspartei, die von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu ma- 
chen wiinsdit, notifiziert dies der bel- 
gischen Regierung; diese beruft die 
Konferenz binnen siuhs Monaten ein. 

Artikel 11 

Jede Hohe Vertragspartei ist be- 
rechtigt, dieses Übereinkommen, nadi- 
dem es für sie in Kraft getreten ist, 
jederzeit zu kündigen. Die Kündigung 
wird ein Jahr nach Eingang der ent- 
sprechenden Notifikation bei der bel- 
gischen Regierung wirksam; diese 
setzt alle anderen Hohen Vertrags- 
parteien auf diplomatischem Wege 
von der Notifizierung in Kenntnis. 


Artikel 12 

a) Jede Hohe Vertragspartei kann bei 
der Ratifikation, dem Beitritt oder 
jederzeit danach dem belgischen 
Ministerium für Auswärtige Ange- 
legenheiten schriftlich notifizieren, 
daß dieses Übereinkommen auch 
für alle oder einzelne Hoheitsge- 
biete gilt, deren internationale Be- 
ziehungen sie wahrnimmt. Das 
Übereinkommen findet sechs Mo- 
nate nach Eingang der Notifikation 
beim belgischen Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten auf 
die darin genannten Hoheitsgebie- 
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avant la date d'entree en vigueur 
de la presente Convention ä 
l'egard de cette Haute Partie Con- 
tractante. 

(b) Tonte Haute Parhe Contract^nte 
qui a souscrit une declaration au 
titre du paragraphe a) de cet 
article, pourra a tout moment 
aviser le Ministere des Affaires 
etrangeres de Belgique que la 
Convention cesse de s'appliquer 
au territoire en question. Cette 
denonciation prendra effet dans 
le delai d un an prevu ä l'article9. 


(c) Le Ministere dei Affaires etran- 
geres de Belgique avisera par la 
voie diplomatique tous les Etats 
signataires et adherents de toute 
notification re^ue par lui au titre 
du present article. 


FAIT ä Bruxelles, en un seul exem- 
plaire, le 10 mai 1952, en langues 
frangaise et anglaise, les deux textes 
faisant egalement foi. 


named therein, but not before the 
date of the coming into force of 
the Convention in respect of such 
High Contracting Party. 

(b) A High Contracting Party which 
has made a declaration under 
Paragraph a) of this Article ex- 
tending the Convention to any 
territory for whose international 
relations it is responsible may at 
any time thereafter declare by 
notification given to the Belgian 
Ministry of Foreign Affairs that 
the Convention shall cease to ex- 
tend to such territory and the 
Convention shall one year after 
the receipt of the notification by 
the Belgian Ministry of Foreign 
Affairs cease to extend thereto. 

(c) The Belgian Ministry of Foreign 
Affairs shall inform through diplo- 
matic Channels all signatory and 
acceding States of any notifica- 
tion received by it under this 
Article. 


DONE at Brussels, in a single copy, 
May 10, 1952, in the French and 

English languages, the two texts 
being equally authentic. 


te Anwendung, jedoch nicht vor 
seinem Inkrafttreten für die betref- 
fende Hohe Vertragspartei. 

b) Jede Hohe Vertragspartei, die eine 
Erklärung nach Buchstabe a ab- 
gegeben hat, welche dieses Über- 
einkommen auf ein Hoheitsgebiet 
erstreckt, dessen internationale Be- 
ziehungen die Hohe Vertragspartei 
wahrnimmt, kann jederzeit dem 
belgischen Ministerium für Aus- 
wärtige Angelegenheiten notifizie- 
ren, daß das Übereinkommen für 
das betreffende Hoheitsgebiet nicht 
mehr gilt. Diese Kündigung wird 
ein Jahr nach Eingang der Notifi- 
kation beim belgischen Ministe- 
rium für Auswärtige Angelegen- 
heiten wirksam. 

c) Das belgische Ministerium für Aus- 
wärtige Angelegenheiten setzt alle 
Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm bei- 
getreten sind, auf diplomatischem 
Wege von jeder auf Grund dieses 
Artikels bei ihm eingegangenen 
Notifikation in Kenntnis. 


GESCHEHEN zu Brüssel am 10. Mai 
1952 in einer Urschrift in französischer 
und englischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 
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Internationales Übereinkommen 
über die Beschränkung der Haftung 
der Eigentümer von Seeschiffen 

Convention Internationale 
sur la limitation de la responsabilite 
des proprietaires de navires de mer 

International Convention 
relating to the limitation of the liability 
of owners of sea-going ships 


Les Hautes Parties Conlractcintes, 

Ayant reconnu l’utilile de fixer dun 
commun accord certaines regles uni- 
formes concernant la limitation de la 
responsabilite des proprietaires de 
navires de mer; 

Ont decide de conclure une Con- 
vention ä cet effet, et en consequence 
ont convenu ce qui suit: 

A r t i c 1 e 1 

(1) Le proprietaire d’un navire de 
mer peut limiter sa responsabilite au 
montant determine par l'article 3 de 
la presente Convention pour les 
creances qui resultent de l'une des 
causes suivantes, ä moins que l'evene- 
ment donnant naissaiice ä la creance 
ait ete cause par la faute personnelle 
du proprietaire: 

(a) mort ou lesions corporelies de 
toute personne se trouvant a bord 
pour etre transportee, et pertes ou 
dommages de tous biens se trou- 
vant ä bord du navire; 

(b) mort ou lesions corporelies de 
toute autre personne sur terre 
ou sur l'eau, pertes ou dommages 
ä tous autres biens ou atteintes 
a tous droits causes par le fait, 
la negligence ou la faute de toute 
personne Sc; trouvant ä bord du 
navire, dont le proprietaire est 
responsable, ou de toute autre 
personne ne sc trouvant pas a 
bord et dont le proprietaire est 
responsable, pourvu que, dans ce 
dernier cas, le fait, la negligence 
ou la faute se rapportent ä la 
navigation, ä l'administration du 
navire, au chargement, au trans- 
port ou au dechargement de la 
cargaison, ä l'embarquement, au 
transport ou au debarquement des 
passagers; 


The High Contracting Parties, 

Having recognised the desirability 
of determining by agreement certain 
uniform rules relating to the limita- 
tion of the liability of owners of sea- 
going ships; 

Have deciced to conclude a Con- 
vention for this purpose, and thereto 
have agreed as follows: 

A r t i c 1 e i 

(1) The owner of a sea-going ship 
may limit his liability in accordance 
with Article 3 of this Convention in 
respect of Claims arising from any of 
the following occurrences, unless the 
occurrence giving rise to the Claim 
resulted from the actual fault or 
privity of the owner: 

(a) loss of life of, or personal injury 
to, any person being carried in 
the ship, and loss of, or damage 
to, any property on board the 
ship; 

(b) loss of life of, or personal injury 
to, any other person, whether on 
land or on water, loss of or dam- 
age to any other property or in- 
fringement of any rights caused 
by the act, neglect or default of 
any person on board the ship for 
whose act, neglect or default the 
owner is responsible or any person 
not on board the ship for whose 
act, neglect or default the owner 
is responsible: Provided however 
that in regard to the act, neglect 
or default of this last dass of 
person, the owner shall only be 
entitled to limit his liability when 
the act, neglect or default is one 
which occurs in the navigation or 
the management of the ship or in 
the loading, carriage or discharge 
of its cargo or in the embarkation, 
carriage or disembarkation of its 
passengers; 


(Übersetzung) 

Die Hohen Vertragsparteien, 

in Erkenntnis der Zweckmäßigkeit 
einer vertraglichen Festlegung einheit- 
licher Regeln über die Beschränkung 
der Haftung der Eigentümer von See- 
schiffen, 

haben beschlossen, zu diesem Zweck 
ein Übereinkommen zu treffen, und 
haben demgemäß folgendes verein- 
bart: 

Artikel 1 

(1) Der Eigentümer eines Seeschiffes 
kann seine Haftung für Ansprüche, 
die aus einem der folgenden Umstände 
entstanden sind, auf den nach Arti- 
kel 3 bestimmten Betrag beschränken, 
es sei denn, daß das den Anspruch 
begründende Ereignis auf seinem per- 
sönlichen Verschulden beruht: 

a) Tod oder Körperverletzung von 
Personen, die sich zum Zweck der 
Beförderung an Bord des Schiffes 
befanden, oder Verlust oder Be- 
schädigung von Sachen an Bord 
des Schiffes; 

b) Tod oder Körperverletzung an- 
derer Personen an Land oder auf 
dem Wasser, Verlust oder Beschä- 
digung anderer Sachen oder Be- 
einträchtigung von Rechten, ver- 
ursacht durch Handeln, Unterlassen 
oder Verschulden einer Person, die 
sich an Bord des Schiffes befand 
und für die der Eigentümer haftet, 
oder einer Person, die sich nicht an 
Bord des Schiffes befand und für 
die der Eigentümer haftet; im 
letzteren Fall kann der Eigentümer 
die Haftung jedoch nur beschrän- 
ken, wenn sich das Handeln, Unter- 
lassen oder Verschulden auf die 
Führung oder die sonstige Bedie- 
nung des Schiffes, das Laden, 
Befördern oder Löschen von Gütern 
oder auf das Einschiffen, Befördern 
oder Ausschiffen von Reisenden 
bezog; 
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(c) toute Obligation ou responsabilite 
imposee par une loi relative ä 
l'enlevement des epaves et se 
rapportant au renflouement, a 
l’enlevement ou ä la destruction 
d'un navire coule, echoue ou aban- 
donne (y compris tout ce qui se 
trouve ä bord), ainsi que toute 
Obligation ou responsabilite resul- 
tant des dommages causes par un 
navire de mer aux ouvrages d’art 
des ports, bassins et voies navi- 
gables. 

(2) Dans la presente Convention, 
l'expression «dommages corporels» 
designe les creances d'indemnite re- 
sultant de mort et de lesions corpo- 
relles; l’expression «dommages ma- 
teriels » designe toutes les autres 
creances mentionnees au paragra- 
phe (1) ci'dessus. 

(3) Le droit d'un proprietaire de 
navire de limiter sa responsabilite 
dans les cas vises au paragraphe (l) 
du present article lui est reconnu 
meme si sa responsabilite derive de 
la propriete, de la possession, de la 
garde ou du contröle du navire, sans 
preuve de sa faute ou de celle de 
personnes dont il doit repondre. 

(4) Le present article ne s'applique 
pas; 

(a) aux creances du chet d’assistance, 
de sauvetage ou de contribution 
en avarie commune; 

(b) aux creances du capitaine, des 
membres de l'equipage ou de tous 
autres preposes du proprietaire 
du navire se trouvant a bord ou 
dont les fonctions se rattachent 
au Service du navire, ainsi qu'aux 
creances de leurs heritiers et 
ayants cause, si, selon la loi re- 
gissant le contrat d'engagement, 
le proprietaire n'a pas le droit de 
limiter sa responsabilite relative- 
ment ä ces creances, ou, si, selon 
cette loi, il ne peut le faire qu'ä 
concurrence d'un montant supe- 
rieur ä celui prevu a l'article 3 
ci-apres. 

(5) Si le proprietaire d'un navire est 
autorise ä faire valoir ä l’egard d’un 
creancier une creance pour un dom- 
mage resultant du meme evenement, 
les creances respectives seront com- 
pensees, et les dispositions de la pre- 
sente Convention ne s’appliqueront 
qu'au Solde eventuel. 

(6) La lex fori determinera la per- 
sonne ä qui incombe la preuve que 
l’evenement donnant lieu h la creance 
a ete ou non cause par la faute per- 
sonnelle du proprietaire. 

(7) Le fait d'invoquer la limitation 
de sa responsabilite n’emporte pas la 
reconnaissance de cette responsa- 
bilite. 


(c) any Obligation or liability imposed 
by any law relating to the removal 
of wredc and arising from or in 
Connection with the raising, remo- 
val or destruction of any ship 
which is sunk, stranded or aban- 
doned {including anything which 
may be on board such ship) and 
any Obligation or liability arising 
out of damage caused to harboui 
works, basins and navigable water- 
ways. 

(2) In the present Convention the 
expression "personal Claims" means 
Claims resulting from loss of life and 
personal injury; the expression "prop- 
erty Claims" means all other Claims 
set out in paragraph (1) of this Article, 


(3) An owner shall be entitled to 
limit his liability in the cases set out 
in Paragraph (1) of this Article even 
in cases where his liability arises, 
without proof of negligence on the 
part of the owner or of persons foi 
whose conduct he is responsible, by 
reason of his ownership, possession, 
custody or control of the ship. 

(4) Nothing in this Article shall 
apply: 

(a) to Claims for salvage or to Claims 
for contribution in general aver- 
age; 

(b) to Claims by the Master, by mem- 
bers of the crew, by any servants 
of the owner on board the ship or 
by servants of the owner whose 
duties are connected with the ship, 
including the Claims of their heirs, 
personal representatives or depen- 
dents, if under the law governing 
the contract of service between 
the owner and such servants the 
owner is not entitled to limit his 
liability in respect of such Claims 
or if he is by such law only per- 
mitted to limit his liability to an 
amount greater than that provided 
for in Article 3 of this Convention. 

(5) If the owner of a ship is entitled 
to make a Claim against a claimant 
arising out of the same occurrence, 
their respective Claims shall be set off 
against each other and the provisions 
of this Convention shall only apply to 
the balance, if any. 

(6) The question upon whom lies 
the bürden of proving whether or not 
the occurrence giving rise to the Claim 
resulted from the actual fault or 
privity of the owner shall be deter- 
mined by the lex fori. 

(7) The act of invoking limitation of 
liability shall not constitute an ad- 
mission of liability. 


c) jede durch ein Gesetz über die 
Beseitigung von Wracks auferlegte 
Verpflichtung oder Haftung, die 
sich auf die Hebung, Beseitigung 
oder Vernichtung eines gesunke- 
nen, gestrandeten oder verlassenen 
Schiffes {einschließlich alles dessen, 
was sich an Bord befindet) bezieht, 
sowie jede Verpflichtung oder Haf- 
tung als Folge von Schäden, die 
ein Seeschiff an Hafenanlagen, 
Hafenbecken oder Wasserstraßen 
verursacht hat. 

(2) In diesem Übereinkommen be- 
deutet der Ausdruck „Ansprüche we- 
gen Personenschäden" die Ansprüdie 
wegen Tötung oder Körperverletzung; 
der Ausdruck „Ansprüche wegen Sadi- 
schäden" bedeutet alle anderen im 
Absatz 1 bezeichneten Ansprüche. 

(3) Das Recht des Schiffseigentümers, 
in den im Absatz 1 bezeichneten Fällen 
seine Haftung zu beschränken, besteht 
auch, wenn die Haftung, ohne daß ein 
Verschulden des Eigentümers oder der 
Personen, für die er haftet, nachge- 
wiesen zu werden braucht, auf dem 
Eigentum an dem Schiff, dessen Besitz, 
Obhut oder Kontrolle beruht. 

(4) Dieser Artikel ist nicht anzu- 
wenden aut 

a) Ansprüche aus Hilfeleistung oder 
Bergung sowie Ansprüche auf Bei- 
tragsleistung zur großen Haverei; 

b) Ansprüche des Kapitäns und der 
Besatzungsmitglieder oder An- 
sprüche aller anderen Bediensteten 
des Schiffseigentümers, die sich an 
Bord befinden oder deren Auf- 
gaben mit dem Schiff Zusammen- 
hängen, sowie Ansprüche ihrer 
Erben und sonstiger Ersatzberech- 
tigter, wenn der Eigentümer nach 
dem Recht, das für den Dienstver- 
trag gilt, seine Haftung für diese 
Ansprüche nicht besdiränken oder 
nur auf einen Betrag beschränken 
kann, der den im Artikel 3 vor- 
gesehenen übersteigt. 

(5) Hat der Schiffseigentümer gegen 
den Gläubiger einen Anspruch, der aus 
dem gleichen Ereignis entstanden ist, 
so sind die beiderseitigen Ansprüche 
gegeneinander aufzurechnen und die 
Bestimmungen dieses Übereinkom- 
mens nur auf den etwa verbleibenden 
Anspruch anzuwenden. 

(6) Das am Ort des Gerichts maß- 
gebende Recht bestimmt, wem der 
Beweis obliegt, ob das Ereignis, aus 
dem der Anspruch entstanden ist, auf 
persönlichem Verschulden des Schiffs- 
eigentümers beruht. 

(7) Die Geltendmachung der be- 
schränkten Haftung bedeutet keine 
Anerkennung der Haftung. 
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Article 2 

(1) La limitation de la responsabilite 
determinee par l'article 3 de la pre- 
sente Convention, s'applique a l'en- 
semble des creances du chef de dom- 
mages corporels et de dommages ma- 
teriels nnes d'nn meme evenement, 
Sans avoir egard aux creances nees 
ou ä naitre d un autre evenement. 

(2) Lorsque l’ensemble des creances 
resultant d un meme evenement de- 
passe les limites de la responsabilite 
telles qu'elles sont determinees par 
l'article 3, le montant global cor- 
respondant ä ces limites pourra etre 
constitue en un fonds de limitation 
unique. 

(3) Le fonds ainsi constitue est 
affecte exclusivement au regiement 
des creances auxquelles la limitation 
de la responsabilite est opposable. 

(4) Apres la Constitution du fonds, 
aucun droit ne peut etre exerce, pour 
les memes creances, sur d'autres biens 
du proprietaire par les creanciers aux- 
quels le fonds est reserve, ä condition 
que le fonds de limitation soit effec- 
tivement disponible au profit du de- 
mandeur. 

Article 3 

(1) Les montants auxquels le pro- 
prietaire dun navire peut limiter sa 
responsabilite dans les cas prevus ä 
l'article 1 sont: 

(a) au cas oü l'evenement n'a donne 
lieu qu ä des dommages materiels, 
une somme totale de 1.000 francs 
par tonneau de jauge du navire; 

(b) au cas oü l'evenement n’a donne 
lieu qu'ä des dommages corporels, 
une somme totale de 3.100 francs 
par tonneau de jauge du navire; 

(c) au cas oü l’evenement a donne 
lieu a la fois a des dommages cor- 
porels et a des dommages ma- 
teriels, une somme totale de 3.100 
francs par tonneau de jauge du 
navire, dont une premiere partie 
de 2.100 francs par tonneau de 
jauge sera exclusivement affectee 
au regiement des creances du chef 
de dommages corporels, et dont 
une seconde partie de 1.000 francs 
par tonneau de jauge du navire 
sera affectee au paiement des 
creances du chef de dommages 
materiels; toutefois, lorsque la pre- 
miere partie est insuffisante pour 
payer integralement les creances 
du chef de dommages corporels, le 
Solde impaye de celles-ci viendra 
en concurrence avec les creances 
du chef de dommages materiels 
pour etre paye par la seconde 
partie du fonds. 

(2) Dans chaque partie du fonds de 
limitation, la repartition se fera entre 


Article 2 

(1) The limit of liability prescribed 
by Article 3 of this Convention shall 
apply to the aggregate of personal 
Claims and property Claims which arise 
on any distinct occasion without re- 
gard to any Claims which have arisen 
or may arise on any other distinct 
occasion. 

(2) When the aggregate of the 
Claims which arise on any distinct oc- 
casion exceeds the limits of liability 
provided for by Article 3 the total 
sum representing such limits of liabil- 
ity may be constituted as one distinct 
limitation fund. 

(3) The fund thus constituted shall 
be available only for the payment of 
Claims in respect of which limitation 
of liability can be invoked. 

(4) After the fund has been consti- 
tuted, no claimant against the fund 
shall be entitled to exercise any right 
against any other assets of the ship- 
owner in respect of his Claim against 
the fund, if the limitation fund is 
actually available for the benefit of 
the claimant. 


Article 3 

(1) The amounts to which the owner 
of a ship may limit his liability under 
Article 1 shall be: 

(a) where the occurrence has only 
given rise to property Claims an 
aggregate amount of 1,000 francs 
for each ton of the ship's tonnage; 

(b) where the occurrence has only 
given rise to personal Claims an 
aggregate amount of 3,100 francs 
for each ton of the ship's tonnage; 

(c) where the occurrence has given 
rise both to personal Claims and 
property Claims an aggregate a- 
mount of 3,100 francs for each ton 
of the ship's tonnage, of which a 
first portion amounting to 2,100 
francs for each ton of the ship's 
tonnage shall be exclusively ap- 
propriated to the payment of per- 
sonal Claims and of which a second 
portion amounting to 1,000 francs 
for each ton of the ship's tonnage 
shall be appropriated to the pay- 
ment of property Claims: Provided 
however that in cases where the 
first portion is insufficient to pay 
the personal Claims in full, the 
unpaid balance of such Claims shall 
rank rateably with the property 
Claims for payment against the 
second portion of the fund. 


(2) In each portion of the limitation 
fund the distribution among the claim- 


Artikel 2 

(1) Die im Artikel 3 vorgesehene 
Haftungsbeschränkung bezieht sich auf 
die Gesamtheit aller Ansprüche wegen 
Personenschäden und Sachschäden, 
die aus demselben Ereignis entstanden 
sind, und zwar ohne Rücksicht auf aus 
einem anderen Ereignis entstandene 
oder später entstehende Ansprüche. 

(2) Übersteigt der Gesamtbetrag 
aller aus demselben Ereignis entstan- 
denen Ansprüche den sich aus Arti- 
kel 3 ergebenden Höchstbetrag, so 
kaiin in Höhe dieses Betrages ein 
gesonderter Haftungsfonds errichtet 
werden. 

(3) Dieser Haftungsfonds steht zur 
Befriedigung nur der Ansprüche zur 
Verfügung, für die eine Beschränkung 
der Haftung geltend gemacht werden 
kann. 

(4) Nach Errichtung des Haftungs- 
fonds kann kein Gläubiger einen An- 
spruch, der aus dem Fonds zu befrie- 
digen ist, gegen das sonstige Ver- 
mögen des Schiffseigentümers geltend 
machen, vorausgesetzt, daß der Fonds 
tatsächlich zugunsten des Gläubigers 
zur Verfügung steht. 

Artikel 3 

(1) Die Beträge, auf die der Schiffs- 
eigentümer seine Haftung in den 
Fällen des Artikels 1 beschränken 
kann, sind: 

a) insgesamt 1 000 Franken je Raum- 
tonne des Schiffes, wenn das Ereig- 
nis nur zu Ansprüchen wegen Sach- 
schäden geführt hat; 

b) insgesamt 3 100 Franken je Raum- 
tonne des Schiffes, wenn das Er- 
eignis nur zu Ansprüchen wegen 
Personenschäden geführt hat; 

c) insgesamt 3 100 Franken je Raum- 
tonne des Schiffes, wenn das Er- 
eignis zu Ansprüchen wegen Per- 
sonenschäden und wegen Sach- 
schäden geführt hat; davon ist ein 
erster Teilbetrag von 2 100 Fran- 
ken je Raumtonne des Schiffes aus- 
schließlich für die Befriedigung der 
Ansprüche wegen Personenschäden 
und ein zweiter Teilbetrag von 
1 000 Franken je Raumtonne des 
Schiffes für die Befriedigung der 
Ansprüche wegen Sachschäden be- 
stimmt; reicht der erste Teilbetrag 
zur vollen Befriedigung der An- 
sprüche wegen Personenschäden 
nicht aus, so nimmt der nicht 
befriedigte Rest dieser Ansprüche 
bei der Befriedigung der Ansprüche 
wegen Sachschäden aus dem zwei- 
ten Teilbetrag im gleichen Rang 
teil. 

(2) Die Verteilung jedes der beiden 
Teilbeträge des Haftungsfonds unter 
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les creanciers, proportionnellement au 
montant de leurs creances reconnues. 

(3) Si, avant la repartition du fonds, 
le proprietaire d'un navire a paye en 
tout ou en partie une des creances 
indiquees ä l'article 1, paragraphe (1), 
il est autorise ä prendre, ä due con- 
currence, les lieu et place de son 
creancier dans la distribution du 
fonds, mais seulement dans la mcsure 
oü, selon le droit du pays oü le fonds 
est constitue, ce creancier aurait pu 
faire reconnaitre en justice sa creance 
contre le proprietaire. 

(4) Lorsque le proprietaire etablit 
qu'il pourrait etre ulterieurement con- 
traint de payer en tout ou en partie 
une des creances indiquees a l'arti- 
cle 1, paragraphe (l),le tribunal ou toute 
autre autorite competente du pays oü 
le fonds est constitue pourra ordonner 
qu’une somme süffisante sera pro- 
visoirement reservee pour permettre 
au proprietaire de faire ulterieure- 
ment valoir ses droits sur le fonds, 
aux conditions indiquees dans le 
paragraphe precedent. 

(5) Pour determiner la limite de la 
responsabilite d'un proprietaire de 
navire, conformement aux disposi- 
tions du present article, tout navire 
de moins de 300 tonneaux de jauge 
sera assimile a un navire de ce 
tonnage. 

(6) Le franc mentionne dans cet ar- 
ticle est considere comme se rappor- 
tant ä une unite constituee par soixan- 
te-cinq milligrammes et demi d'or au 
titre de neuf Cents milliemes de fin. 
Les montants mentionnes au para- 
graphe (1) du present article seront 
convertis dans la monnaie nationale 
de l’Etat dans lequel la limitation de 
la responsabilite est invoquee; la con- 
version s'effectuera suivant la valeur 
de cette monnaie par rapport a l'unite 
definie ci-dessus, a la date oü le 
proprietaire de navire aura constitue 
le fonds, effectue le paiement ou 
fourni, conformement a la loi de cet 
Etat, toute garantie äquivalente. 

(7) Pour l’application de cette Con- 
vention, le tonnage sera calcule com- 
me suit: 

— pour les navires a vapeur ou 
autres navires a propulsion me- 
canique, le tonnage net augmente 
du volume qui, ä raison de l’espace 
occupe par les appareils de force 
motrice, a ete deduit du tonnage 
brut en vue de determiner le ton- 
nage net; 

— pour tous autres navires, le tonnage 
net. 

Article 4 

Sans prejudice des dispositions pre- 
vues a l’article 3, paragraphe (2) de 


ants shall be made in proportion to the 
amounts of their established Claims. 

(3) If before the fund is distributed 
the owner has paid in whole or in 
part any of the Claims set out in 
Article 1 paragraph (1), he shall pro 
tanto be placed in the same Position 
in relation to the fund as the claimant 
whose Claim he has paid, but only to 
the extent that the claimant whose 
Claim he has paid would have had a 
right of recovery against him under 
the national law of the State where 
the fund has been constituted. 

(4) Where the shipowner establishes 
that he may at a later date be com- 
pelled to pay in whole or in part any 
of the Claims set out in Article 1 
Paragraph (1) the Court or other com- 
petent. authority of the State where 
the fund has been constituted may 
Order that a sufficient sum shall be 
provisionally set aside to enable the 
shipowner at such later date to en- 
force his Claim against the fund in the 
manner set out in the preceding para- 
graph. 

(5) For the purpose of ascertaining 
the limit of an owner's liability in 
accordance with the provisions of this 
Article the tonnage of a ship of less 
than 300 tons shall be deemed to be 
300 tons. 

(6) The franc mentioned in this Ar- 
ticle shall be deemed to refer to a 
unit consisting of sixty five and a half 
milligrams of gold of millesimal fine- 
ness nine hundred. The amounts men- 
tioned in paragraph (1) of this Article 
shall be converted into the national 
currency of the State in which limita- 
tion is sought on the basis of the value 
of that currency by reference to the 
unit defined above at the date on 
which the shipowner shall have con- 
stituted the limitation fund, made the 
payment or given a guarantee which 
under the law of that State is equiva- 
lent to such payment. 

(7) For the purpose of this Conven- 
tion tonnage shall be calculated as 
follows: 

— in the case of steamships or other 
mechanically propelled ships there 
shall be taken the net tonnage with 
the addition of the amount de- 
ducted from the gross tonnage on 
account of engine room space for 
the purpose of ascertaining the net 
tonnage; 

— in the case of all other ships there 
shall be taken the net tonnage. 

Article 4 

Without prejudice to the provisions 
of Article 3, paragraph (2) of this 


die Gläubiger erfolgt im Verhältnis 
der Höhe ihrer festgestellten An- 
sprüche. 

(3) Hat der Schiffseigentümer vor 
der Verteilung des Fonds ganz oder 
teilweise Ansprüche befriedigt, die 
unter Artikel 1 Abs. 1 fallen, so 
nimmt er in Höhe dieser Leistung bei 
der Verteilung des Fonds die Stellung 
des Gläubigers ein, dessen Anspruch 
er befriedigt hat, dies jedoch nur in- 
soweit, als nach dem Recht des Staates, 
in dem der Fonds errichtet worden ist, 
der Gläubiger seinen Anspruch gegen 
den Eigentümer hätte gerichtlich durch- 
setzen können. 

(4) Weist der Schiffseigentümer nach, 
daß er zu einem späteren Zeitpunkt 
gezwungen werden könnte, einen unter 
Artikel 1 Abs. 1 fallenden Anspruch 
ganz oder teilweise zu befriedigen, so 
kann das Gericht oder die sonst zu- 
ständige Behörde des Staates, in dem 
der Fonds errichtet wurde, anoidnen, 
daß ein ausreichender Betrag vorläufig 
zurückbehalten wird, damit der Eigen- 
tümer später seinen Anspruch gegen 
den Fonds nach Maßgabe des Ab- 
satzes 3 geltend machen kann. 

(5) Zum Zweck der Ermittlung des 
Höchstbetrages der beschränkten Haf- 
tung des Schiffseigentümers nach den 
Bestimmungen dieses Artikels gilt der 
Raumgehalt eines Schiffes von weni- 
ger als 300 Tonnen als Raumgehalt 
von 300 Tonnen. 

(6) Als Franken im Sinne dieses 
Artikels gilt eine Werteinheit von 
fünfundsechzig und einem halben 
Milligramm Gold von neunhundert 
Tausendstel Feingehalt. Die im Ab- 
satz 1 genannten Beträge sind in die 
Währung des Staates umzurechnen, in 
dem die Beschränkung der Haftung 
geltend gemacht wird; die Umrechnung 
erfolgt nach dem Verhältnis des Wer- 
tes der betreffenden Währung zu der 
im Satz 1 bezeichneten Werteinheit in 
dem Zeitpunkt, in dem der Schiffs- 
eigentümer den Fonds errichtet oder 
die Zahlung oder eine nach dem Recht 
dieses Staates gleichwertige Sicherheit 
geleistet hat. 

(7) Für die Zwecke dieses Überein- 
kommens wird der Schiffsraum wie 
folgt errechnet: 

Bei Dampfschiffen oder anderen 
Schiffen mit mechanischem Antrieb 
wird der Nettoraumgehalt um den 
Raumgehalt erhöht, der zum Zweck 
der Berechnung des Nettoraum- 
gehaltes vom Bruttogehalt als Ma- 
schinenraum abgezogen worden war; 

bei allen anderen Schiffen wird der 
Nettoraumgehalt zugrunde gelegt. 

Artikel 4 

Unbeschadet des Artikels 3 Abs. 2 
regeln sich die Errichtung und die 
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la presente Convention, les regles re- 
latives ä la Constitution et a la distri- 
bution du fonds eventiiel et toutes les 
regles de procedure sont determinees 
par la loi nationale de l'Etat oü le 
fonds est constitue. 

A r t i c 1 e 5 

(1) Dans tous les cas oü un proprie- 
taire est autorise a limiter sa respon- 
sabilite, en vertu de la presente Con- 
vention, et lorsque le navire ou tout 
autre navire ou tout autre bien appar- 
tenant au meme proprietaire, a ete 
saisi dans le ressort d’un Etat con- 
tractant, ou qu'une caution ou une 
autre garantie a ete fourüi^ pour 
eviter la saisie, le tribunal ou toute 
autre autorite competente de cet Etat 
peut ordonner la mainlevee de la 
saisie du navire ou de tout autre bien 
ou la liberation de la garantie donnee, 
a condition qu'il soit prouve que le 
proprietaire a deja fourni une caution 
süffisante ou toute autre garantie pour 
une somme egale a la pleine limite de 
sa responsabilite, teile qu’elle resulte 
de la presente Convention et que la 
caution ou la garantie ainsi fournie 
est effectivement disponible au profit 
du demandeur, conformement a ses 
droits. 

(2) Lorsque, dans les circonstances 
mentionnees sous le paragraphe (1) 
du present article, une caution ou 
autre garantie a deja ete Honnee; 

(a) au port oü s'est produit l'accident 
donnant lieu ä la creance; 

(b) au Premier port d'escale apres l'ac- 
cident si celui-ci n a pas eu lieu 
dans un port; 

(c) au port de debarquement ou de 
dechargement, s’il s'agit d'une 
creance relative a des dommages 
corporels ou a des dommages aux 
marchandises; 

le tribunal ou toute autre autorite 
competente ordonnera la mainlevee 
de la saisie du navire ou la liberation 
de la caution ou autre garantie iors- 
que les conditions indiquees au para- 
graphe (1) du present article seront 
reunies. 

(3) Les dispositions des paragra- 
phes (1) et (2) du present article seront 
egalement applicables, si la caution 
ou toute autre garantie deja donnee 
est inferieure a l'entiere limite de la 
responsabilite sous l'empire de la pre- 
sente Convention, ä condition qu'une 
caution ou toute autre garantie süffi- 
sante soit donnee pour la difference. 

(4) Lorsque le proprietaire a donne 
caution ou fourni une autre garantie 
pour un montant correspondant a la 
pleine limite de sa responsabilite con- 
formement a la presente Convention, 
cette caution ou cette autre garantie 


Convention, the rules relating to the 
Constitution and distribution of the 
limitation fund, if any, and all rules 
of procedure shall be governed by the 
national law of the State in which the 
fund is constituted. 


Article 5 

(1) Whenever a shipowner is enti- 
tled to limit his liability under this 
Convention, and the ship or another 
ship or other property in the same 
ownership has been arrested within 
the Jurisdiction of a Contracting State 
or bail or other security has been 
given to avoid arrest, the Court or 
other competent authority of sudi 
State may order the release of the 
ship or other property or of the secu- 
rity given if it is established that the 
shipowner has already given satis- 
factory bail or security in a sum equal 
to the full limit of his liability under 
this Convention and that the bail or 
other security so given is actually 
available for the benefit of the claim- 
ant in accordance with his rights. 


(2) Where, in circumstances men- 
tioned in Paragraph (1) of this Article, 
bail or other security has already 
been given: 

(a) at the port where the accident 
giving rise to the Claim occured; 

(b) at the first port of call after the 
accident if the accident did not 
occur in a port; 

(c) at the port of disembarkation or 
discharge if the claim is a personal 
Claim or relates to damage to 
cargo; 

the Court or other competent author- 
ity shall Order the release of the ship 
or the bail or other security given, 
subject to the conditions set forth in 
Paragraph (1) of this Article. 


(3) The provisions of paragraphs (l) 
and (2) of this Article shall apply 
likewise if the bail or other security 
already given is in a sum less than 
the full limit of liability under this 
Convention: Provided that satisfactory 
bail or other security is given for the 
balance. 


(4) When the shipowner has given 
bail or other security in a sum equal 
to the full limit of his liability under 
this Convention such bail or other 
security shall be available for the 
payment of all Claims arising on a 


Verteilung eines Haftungsfonds sowie 
das gesamte Verfahren nach dem Recht 
des Staates, in dem der Fonds erriditet 
wird. 


Artikel 5 

(1) Sind in einem Falle, in dem der 
Schiffseigentümer seine Haftung nach 
diesem Übereinkommen beschränken 
kann, das Schiff oder ein anderes Schiff 
oder sonstige Vermögensgegenstände, 
die dem Schiffseigentümer gehören, im 
Hoheitsbereich eines Vertragsstaates 
mit Arrest belegt worden oder ist 
Sicherheit zur Abwendung des Ar- 
restes geleistet worden, so kann das 
Gericht oder die sonst zuständige Be- 
hörde des Vertragsstaates die Frei- 
gabe des Schiffes, der sonstigen Ver- 
mögensgegenstände oder der Sicher- 
heit anordnen, wenn nachgewiesen 
wird, daß der Eigentümer bereits eine 
dem Höchstbetrag seiner Haftung nach 
diesem Übereinkommen entsprechende, 
ausreichende Sicherheit geleistet hat, 
die zugunsten des Gläubigers, nach 
Maßgabe seiner Rechte, tatsächlich zur 
Verfügung steht. 


(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 
die Sicherheit schon in einem der fol- 
genden Häfen geleistet worden: 

a) in dem Hafen, in dem sich der den 
Anspruch begründende Unfall er- 
eignet hat, 

b) in dem ersten nach dem Unfall an- 
gelaufenen Hafen, wenn sich der 
Unfall nicht in einem Hafen er- 
eignet hat, 

c) in dem Ausschiffungs- oder Lösch- 
hafen, wenn es sich um Ansprüche 
wegen Personenschäden oder we- 
gen an der Ladung entstandener 
Sachschäden handelt, 

so hat das Gericht oder die sonst zu- 
ständige Behörde die Freigabe des 
Schiffes oder der Sicherheit anzuord- 
nen, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen. 


(3) Die Absätze 1 und 2 sind eben- 
falls anzuwenden, wenn die bereits 
geleistete Sicherheit zwar niedriger ist 
als der Höchstbetrag der Haftung nach 
diesem Übereinkommen, für den feh- 
lenden Unterscäiiedsbetrag aber eine 
ausreichende Sicherheit geleistet wird. 


(4) Hat der Schiffseigentümer eine 
dem Höchstbetrag seiner Haftung nach 
diesem Übereinkommen entsprechende 
Sicherheit geleistet, so steht diese für 
die Befriedigung aller aus demselben 
Ereignis entstandenen Ansprüche zur 
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pourront servir au paiement de toutes 
les creances derivant d'un meme 
evenement et pour lesquelles le pro- 
prietaire peut limiter sa responsa- 
bilite. 

(5) La procedure relative aux ac- 
tions engagees par application des 
dispositions de la presente Convention 
et les delais dans lesquels ces actions 
doivent etre exercees, seront regles 
par la loi nationale de l'Etat contrac- 
tant dans lequel le proces a lieu. 


Arti de 6 

(1) Dans la presente Convention, la 
responsabilite du proprietaire du na- 
vire inclut la responsabilite du navire 
lui-meme. 

(2) Sous reserve du paragraphe (3) 
du present article, les dispositions de 
cette Convention seront applicables ä 
l'affreteur, ä l'armateur, ä Larmateur 
gerant, ainsi qu'aux capitaine, mem- 
bres de l'equipage et autres preposes 
du proprietaire, de l'affreteur, de l'ar- 
mateur ou de Larmateur gerant, agis- 
sant dans Lexercice de leurs fonctions, 
de la meme maniere quelles s'appli- 
quent au proprietaire lui-meme, sans 
que le montant global de la responsa- 
bilite limitee du proprietaire et de 
toutes ces autres personnes du chef 
de dommages corporels et materiels, 
resultant d'un meme evenement, puisse 
exceder les montants fixes conforme- 
ment a Larticle 3 de la presente Con- 
vention. 

(3) Lorsqu'une action est dirigee 
contre le capitaine ou les membres de 
l’equipage, ceux-ci peuvent limiter 
leur responsabilite meme si Levene- 
ment qui est ä Lorigine de la creance, 
a pour cause leur faute personnelle. 
Toutefois, si le capitaine ou le mem- 
bre de l'equipage est en meme temps 
seul proprietaire, coproprietaire, af- 
freteur, armateur ou armateur gerant, 
la disposition du present paragraphe 
ne s'applique que lorsqu'il s'agit d’une 
faute commise en sa qualite de capi- 
taine ou de membre de l’equipage. 


Article 7 

La presente Convention s'appliquera 
chaque fois que le proprietaire d’un 
navire ou toute autre personne ayant 
le meme droit en vertu de Larticle 6, 
limite ou cherche ä limiter sa respon- 
sabilite devant les tribunaux de Lun 
des Etats contractants ou tente de 
faire liberer un navire ou tout autre 
bien saisi ou une caution ou toute 
autre garantie, dans le territoire de 
Lun de ces Etats. 

Neanmoins, tout Etat contractant 
aura le droit d’exclure totalement ou 


distinct occasion and in respect of 
which the shipowner may limit his 
liability. 


(5) Questions of procedure relating 
to actions brought under the provi- 
sions of this Convention and also the 
time limit within which such actions 
shall be brought or prosecuted shall be 
decided in accordance with the na- 
tional law of the Contracting State in 
which the action takes place. 

Article 6 

(1) In this Convention the liability 
of the shipowner includes the liability 
of the ship herseif. 

(2) Subject to Paragraph (3) of this 
Article, the provisions of this Conven- 
tion shall apply to the Charterer, man- 
ager and operator of the ship, and to 
the master, members of the crew and 
other servants of the owner, Charterer, 
inanager or operator acting in the 
course of their employment, in the 
same way as they apply to an owner 
himself: Provided that the total limits 
of liability of the owner and all such 
other persons in respect of personal 
Claims and property Claims arising on 
a distinct occasion shall not exceed 
the amounts determined in accordance 
with Article 3 of this Convention. 


(3) When actions are brought a- 
gainst the master or against members 
of the crew such persons may limit 
their liability even if the occurrence 
which gives rise to the Claims resulted 
from the actual fault or privity of one 
or more of such persons. If, however, 
the master or member of the crew is 
at the same time the owner, co-owner, 
Charterer, manager or operator of the 
ship the provisions of this paragraph 
shall only apply where the act, neglect 
or default in question is an act, neg- 
lect or default committed by the per- 
son in question in his capacity as 
master or as member of the crew of 
the ship. 

Article 7 

This Convention shall apply when- 
ever the owner of a ship, or any other 
person having by virtue of the provi- 
sions of Article 6 hereof the same 
rights as an owner of a ship, limits or 
seeks to limit his liability before the 
Court of a Contracting State or seeks 
to procure the release of a ship or 
other property arrested or the bail or 
other Security given within the Juris- 
diction of any such State. 

Nevertheless, each Contracting State 
shall have the right to exclude, wholly 


Verfügung, für die der Eigentümer 
seine Haftung beschränken kann. 


(5) Das Verfahren bei Rechtsstreitig- 
keiten auf Grund dieses Übereinkom- 
mens sowie die Fristen für die Ein- 
leitung solcher Rechtsstreitigkeiten be- 
stimmen sich nach dem Recht des 
Vertragsstaates, in dem der Rechts- 
streit geführt wird. 


Artikel 6 

(1) Die Haftung des Schiffseigentü- 
mers im Sinne dieses Übereinkommens 
schließt die Haftung des Schiffes selbst 
ein. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 
gilt dieses Übereinkommen in gleicher 
Weise wie für den Schiffseigentümer 
auch für den Reeder, sofern er nicht 
Schiffseigentümer ist, den Charterer 
und den Ausrüster eines Schiffes und, 
soweit sie in Ausübung ihres Dienstes 
handeln, für den Kapitän, die Mitglie- 
der der Besatzung und alle anderen 
Bediensteten des Eigentümers, Reeders, 
Charterers oder Ausrüsters; der Ge- 
samtbetrag der beschränkten Haftung 
des Eigentümers und aller hier be- 
zeichneten Personen für alle aus dem- 
selben Ereignis entstandenen An- 
sprüche wegen Personen- und Sach- 
schäden darf jedoch die nach Artikel 3 
bestimmten Beträge nicht übersteigen. 

(3) Werden Ansprüche gegen den 
Kapitän oder gegen Mitglieder der 
Besatzung geltend gemacht, so können 
diese Personen ihre Haftung auch 
dann beschränken, wenn das den An- 
spruch begründende Ereignis auf ihrem 
persönlichen Verschulden beruht. Ist 
der Kapitän oder das Besatzungsmit- 
glied jedoch gleichzeitig Eigentümer, 
Miteigentümer, Reeder, Charterer oder 
Ausrüster des Schiffes, so findet Satz 1 
nur Anwendung, wenn es sich um ein 
schuldhaftes Handeln oder Unterlassen 
in der Eigenschaft als Kapitän oder als 
Besatzungsmitglied handelt. 


Artikel 7 

Dieses Übereinkommen findet in 
jedem Falle Anwendung, in dem der 
Schiffseigentümer oder eine andere 
Person, die nach Artikel 6 die gleichen 
Rechte wie dieser hat, vor dem Gericht 
eines Vertragsstaates die Haftung be- 
schränkt oder zu beschränken be- 
ansprucht oder im Hoheitsbereich eines 
Vertragsstaates die Freigabe eines mit 
Arrest belegten Schiffes oder sonstigen 
Vermögensgegenstandes oder einer 
Sicherheit betreibt. 

Jeder Vertragsstaat hat das Recht, 
von den Vergünstigungen dieses über- 
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partiellement du benefice de cette 
Convention tout Etat non contractant 
ou toute personne qui n’a pas, au mo- 
ment oü eile prend des mesures pour 
iimiter sa responsabilite ou pour obte- 
nir, conformement ä l'article 5, la iibe- 
ration d'un navire, ou de tout autre 
bien saisi ou d'une caution ou de toute 
autre garantie, sa residence habituelle 
ou son siege principal d'exploitation 
dans Tun des Etats contractants ou 
dont le navire ä raison duquel eile 
veut Iimiter sa responsabilite ou dont 
eile veut obtenir la liberation, ne bat 
pas, ä la date ci-dessus prevue, le 
Pavillon de Tun des Etats contrac- 
tants. 

Articl 8 

Tout Etat contractant se reserve le 
droit de determiner quelles sont les 
autres categories de navires qui seront 
assimilees aux navires de mer pour 
les besoins de la presente Convention. 

Article 9 

La presente Convention est ouverte 
ä la Signatare des Etats representes ä 
la dixieme session de la Conference 
diplomatique de Droit Maritime. 

Article 10 

La presente Convention sera ratifiee 
et les Instruments de ratification se- 
ront deposes aupres du Gouvernement 
beige qui en notifiera le depöt par la 
voie diplomatique a tous les Etats 
signataires et adherents. 


Article 11 

(1) La presente Convention entrera 
en vigueur six mois apres la date du 
depöt d'au moins dix Instruments de 
ratification dont au moins cinq ema- 
nant d'Etats qui possedent chacun un 
tonnage global egal ou superieur a un 
million de tonneaux de jauge brüte. 

(2) Pour chaque Etat signataire, rati- 
fiant la Convention apres la date du 
depöt de l’instrument de ratification 
determinant l'entree en vigueur teile 
qu'elle est fixee au paragraphe (1) du 
present article, eile entrera en vigueur 
six moix apres le depöt de son Instru- 
ment de ratification. 

Article 12 

Tout Etat non represente ä la 
dixieme session de la Conference di- 
plomatique de Droit Maritime pourra 
adherer ä la presente Convention. 

Les instruments d'adhesion seront 
deposes aupres du Gouvernement 
beige qui en avisera par la voie diplo- 
matique tous les Etats signataires et 
adherents. 


or partially, from the benefits of this 
Convention any non-Contracting State, 
or any person who, at the time when 
he seeks to limit his liability or to 
secure the release of a ship or other 
property arrested or the bail or other 
Security in accordance with the pro- 
visions of Article 5 hereof, is not 
ordinarily resident in a Contracting 
State, or does not have his principal 
plc-ce of business in a Contracting 
State, or any ship in respect of whidi 
limitation of liability or release is 
sought which does not at the time 
specified above fly the flag of a 
Contracting State. 


Article 8 

Each Contracting State reserves the 
right to decide what other classes of 
ship shall be treated in the same 
manner as sea-going ships for the pur- 
poses of this Convention. 

Article 9 

This Convention shall be open for 
Signatare by the States represented at 
the tenth session of the Diplomatie 
Conference on Maritime Law. 

Article 10 

This Convention shall be ratified 
and the instruments of ratification 
shall be deposited with the Belgian 
Government which shall notify through 
diplomatic Channels all signatory and 
acceding States of their deposit. 


Article 11 

(1) This Convention shall come into 
force six months after the date of 
deposit of at least ten instruments of 
ratification, of which at least five shall 
have been deposited by States that 
have each a tonnage equal or superior 
to one million gross tons of tonnage. 

(2) For each signatory State which 
ratifies the Convention after the date 
of deposit of the Instrument of ratifi- 
cation determining the coming into 
force such as is stipulated in Para- 
graph (1) of this Article, this Conven- 
tion shall come into force six months 
after the deposit of their Instrument of 
ratification. 


Article 12 

Any State not represented at the 
tenth session of the Diplomatic Con- 
ference on Maritime Law may accede 
to this Convention. 

The instruments of accession shall 
be deposited with the Belgian Govern- 
ment which shall inform through dip- 
lomatic Channels all signatory and ac- 
ceding States of the deposit of any 
such instruments. 


einkommens ganz oder teilweise aus- 
zuschließen: Staaten, die nicht Ver- 
tragsparteien dieses Übereinkommens 
sind; Personen, die in dem Zeitpunkt, 
zu dem sie ihre Haftung zu beschrän- 
ken beanspruchen oder gemäß Ar- 
tikel 5 die Freigabe eines mit Arrest 
belegten Schiffes oder sonstigen Ver- 
mögensgegenstandes oder einer Sicher- 
heit betreiben, ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ihre Hauptniederlas- 
sung nicht in einem Vertragsstaat 
haben; Schiffe, die in dem Zeitpunkt, 
zu dem eine Haftungsbeschränkung für 
sie beansprucht oder ihre Freigabe be- 
trieben wird, nicht die Flagge eines 
Vertragsstaates führen. 

Artikel 8 

Jeder Vertragsstaat behält sich das 
Recht vor, zu bestimmen, welche ande- 
ren Arten von Schiffen für die Zwecke 
dieses Übereinkommens den Seeschif- 
fen gleichgestellt werden. 

Artikel 9 

Dieses Übereinkommen liegt für die 
auf der zehnten Tagung der Diploma- 
tischen Seerechtskonferenz vertretenen 
Staaten zur Unterzeichnung auf. 

Artikel 10 

Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden 
werden bei der belgischen Regierung 
hinterlegt; diese notifiziert jede Hin- 
terlegung auf diplomatischem Wege 
allen Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm beige- 
treten sind. 

Artikel 11 

(1) Dieses Übereinkommen tritt sechs 
Monate nach Hinterlegung von wenig- 
stens zehn Ratifikationsurkunden in 
Kraft, von denen mindestens fünf von 
Staaten stammen müssen, die je eine 
Million oder mehr Bruttoregisterton- 
nen Schiffsraum haben. 

(2) Für jeden Unterzeichnerstaat, der 
das Übereinkommen nach Hinterle- 
gung derjenigen Ratifikationsurkunde 
ratifiziert, die nach Absatz 1 das In- 
krafttreten des Übereinkommens be- 
wirkt, tritt es sechs Monate nach 
Hinterlegung seiner eigenen Ratifika- 
tionsurkunde in Kraft. 

Artikel 12 

Jeder auf der zehnten Tagung der 
Diplomatischen Seerechtskonferenz 
nicht vertretene Staat kann diesem 
Übereinkommen beitreten. 

Die Beitrittsurkunden werden bei 
der belgischen Regierung hinterlegt; 
diese setzt alle Staaten, die das Über- 
einkommen unterzeichnet haben oder 
ihm beigetreten sind, auf diplomati- 
schem Wege von jeder Hinterlegung 
in Kenntnis, 
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La Convention entrera en vigueur 
pour l'Etat adherent six mois apres la 
date du depot de son Instrument d'ad- 
hesion, mais pas avant la date d'entree 
en vigueur de la Convention teile 
qu elle est fixee ä l'article 11 (1). 


A 1 - 1 i c 1 e 13 

Chacune des Hautes Parties Con- 
tractantes aura le droit de denoncer 
la presente Convention ä tout moment 
apres son entree en vigueur ä son 
egard. Toutefois, cette denonciation 
ne prendra effet qu'un an apres la 
date de reception de la notification de 
denonciation au Gouvernement beige, 
qiii en avisera par la voie diploma- 
tique toLis les Etats signataires et ad- 
herent s. 


A r t i c 1 e 14 

(1) Tüüte Haute Partie Contractante 
peut, au moment de la ratification, de 
l'adhesion, ou ä tout moment ulterieur, 
notifier par ecrit au Gouvernement 
beige que la presente Convention 
•s’applique aux territoires ou ä certains 
territoires dont eile assure les rela- 
tions internationales. La Convention 
sera applicable aux dits territoires six 
mois apres la date de reception de 
cette notification par le Gouvernement 
beige, mais pas avant la date d'entree 
en vigueur de la presente Convention 
a 1 egard de cette Haute Partie Con- 
tractante. 

(2) Toute Haute Partie Contractante 
qui a souscrit une declaration au titre 
du paragraphe (1) du present article. 
etendant l'application de la Conven- 
tion aux territoires ou ä certains ter- 
ritoires dont eile assure les relations 
internationales, pourra ä tout moment 
aviser le Gouvernement beige que la 
Convention cesse de s'appliqiier aux 
territoires en question. Cette denon- 
ciation prendra effet un an apres la 
date de reception par le Gouverne- 
ment beige de la notification de de- 
nonciation. 

(3) Le Gouvernement beige avisera 
par la voie diplomatique tous les Etats 
signataires et adherents de toute noti- 
fication reque par lui au titre du pre- 
sent article. 


Article 15 

Toute Haute Partie Contractante 
pourra, ä l'expiration du delai de trois 
ans qui suivra l’entree en vigueur ä 
son egard de la presente Convention, 
demander la reunion d'une Conference 
chargee de statuer sur toutes les pro- 
positions tendant ä la revision de la 
presente Convention, 


The Convention shall come into 
force in respect of the acceding State 
six months after the date of the depos- 
it of the instrument of accession of 
that State, but not before the date of 
entry into force of the Convention as 
established by Article 11 (1). 


Article 13 

Eadi High Contracting Party shall 
have the right to denounce this Con- 
vention at any time after the Corning 
into force thereof in respect of such 
High Contracting Party. Nevertheless, 
this denunciation shall only take ef- 
fect one year after the date on which 
notification thereof has been received 
by the Belgian Government which shall 
inform through diplomatic channels all 
signatory and acceding States of such 
notification. 


Article 14 

(1) Any High Contracting Party 
niay at the time of its ratification of 
or accession to this Convention or at 
any time thereafter declare by written 
notification to the Belgian Govern- 
ment that the Convention shall ex- 
tend to any of the territories for whose 
international relations it is respon- 
sible. The Convention shall six months 
after the date of the receipt of such 
notification by the Belgian Govern- 
ment extend to the territories named 
therein, but not before the date of the 
Corning into force of this Convention 
in respect of such High Contracting 
Party; 

(2) Any High Contracting Party 
which has made a declaration under 
Paragraph (1) of this Article extending 
the Convention to any territory for 
whose international relations it is 
responsible may at any time thereafter 
declare by notification given to the 
Belgian Government that the Conven- 
tion shall cease to extend to such 
territory. This denunciation shall take 
effect one year after the date on 
which notification thereof has been 
received by the Belgian Government; 


(3) The Belgian Government shall 
inform through diplomatic channels 
all signatory and acceding States of 
any notification received by it under 
this Article. 


Article 15 

Any High Contracting Party may 
three years after the coming into 
force of this Convention in respect of 
such High Contracting Party or at any 
time thereafter request that a Confer- 
ence be convened in order to consider 
amendments to this Convention. 


Das Übereinkommen tritt für den 
beitretenden Staat sechs Monate nach 
Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde 
in Kraft, jedoch nicht vor dem Inkraft- 
treten des Übereinkommens nach Ar- 
tikel 1 1 Abs. 1 


Artikel 13 

Jede Hohe Vertragspartei ist be- 
rechtigt, dieses Übereinkommen, nach- 
dem es für sie in Kraft getreten ist, 
jederzeit zu kündigen. Die Kündigung 
wird jedoch erst ein Jahr nach Eingang 
der entsprechenden Notifikation bei 
der belgischen Regierung wirksam; 
diese setzt alle Staaten, die das Über- 
einkommen unterzeichnet haben oder 
ihm beigetreten sind, auf diploma- 
tischem Wege von der Notifikation 
in Kenntnis. 

Artikel 14 

(1) Jede Hohe Vertragspartei kann 
bei der Ratifikation oder dem Beitritt 
oder jederzeit danach der belgischen 
Regierung schriftlich notifizieren, daß 
dieses Übereinkommen auch für alle 
oder einzelne Hoheitsgebiete gilt, de- 
ren internationale Beziehungen sie 
wahrnimmt. Das Übereinkommen fin- 
det sechs Monate nach Eingang der 
Notifikation bei der belgischen Regie- 
rung auf die darin genannten Hoheits- 
gebiete Anwendung, jedoch nicht vor 
seinem Inkrafttreten für die betref- 
fende Hohe Vertragspartei. 


(2) Jede Hohe Vertragspartei, die 
eine Erklärung nach Absatz 1 abge- 
geben hat, welche dieses Übereinkom- 
men auf ein Hoheitsgebiet erstreckt, 
dessen internationale Beziehungen sie 
wahrnimmt, kann jederzeit der belgi- 
schen Regierung notifizieren, daß das 
Übereinkommen für das betreffende 
Hoheitsgebiet nicht mehr gilt. Diese 
Kündigung wird ein Jahr nach Eingang 
der Notifikation bei der belgischen 
Regierung wirksam. 


(3) Die belgische Regierung setzt 
alle Staaten, die das Übereinkommen 
unterzeichnet haben oder ihm beige- 
treten sind, auf diplomatischem Wege 
von jeder auf Grund dieses Artikels 
bei ihr eingegangenen Notifikation in 
Kenntnis. 

Artikel 15 

Jede Hohe Vertragspartei kann je- 
derzeit nach Ablauf von drei Jahren, 
nachdem dieses Übereinkommen für 
sie in Kraft getreten ist, die Einberu- 
fung einer Konferenz zur Behandlung 
von Änderungsvorschlägen zu diesem 
Übereinkommen verlangen. 
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Toute Haute Partie Contractante 
qui desirerait faire usage de cette fa- 
culte en avisera le Gouvernement 
beige qui se chargera de convoquer la 
Conference dans les six mois. 

Article 16 

La presente Convention remplace et 
abroge, pour les relations entre les 
Etats qui la ratifient ou y adherent, la 
Convention internationale pour l’uni- 
fication de certaines regles concer- 
nant la limitation de la responsabilite 
des proprietaires de navires de mer, 
signee ä Bruxelles, le 25 aoüt 1924. 


EN FOI DE QUOI, les Plenipoten- 
tiaires, düment autorises, ont signe la 
presente Convention. 


FAIT ä Bruxelles, le 10 octobre 1957, 
en langues frangaise et anglaise, les 
deux textes faisant egalement foi, en 
un seul exemplaire, qui restera depose 
dans les archives du Gouvernement 
beige qui en delivrera des copies 
certifiees conformes. 


Any High Contracting Party propos- 
ing to avail itself of this right shall 
notify the Belgian Government which 
shall convene the Conference vv ithin 
six months therafter. 

Article 16 

In respect of the relations between 
States which ratify this Convention or 
accede to it, this Convention shall 
replace and abrogate the International 
Convention for the unification of cer- 
tain rules concerning the limitation of 
the liability of the owners of sea-going 
ships, signed at Brussels, on the 25th 
of August 1924. 


IN WITNESS WHEREOF the Pleni- 
potentiaries, duly authorized, have 
signed this Convention. 


DONE at Brussels, this tenth day of 
October 1957, in the French and Eng- 
lish languages, the two texts being 
equally authentic, in a single copy, 
which shall remain deposited in the 
archives of the Belgian Government, 
which shall issue certified copies. 


Jede Hohe Vertragspartei, die von 
dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen 
wünscht, notifiziert dies der belgischen 
Regierung; diese beruft die Konferenz 
binnen sechs Monaten ein. 

Artikel 16 

Für die Beziehungen zwischen Staa- 
ten, die dieses Übereinkommen ratifi- 
zieren oder ihm beitreten, ersetzt es 
das am 25. August 1924 in Brüssel 
Unterzeichnete Internationale Überein- 
kommen zur Vereinheitlichung einzel- 
ner Regeln über die Beschränkung der 
Haftung der Eigentümer von Seeschif- 
fen, das insoweit außer Kraft tritt. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig befugten Bevollmäch- 
tigten dieses Übereinkommen unter- 
zeichnet. 


GESCHEHEN zu Brüssel am 10. Ok- 
tober 1957 in französischer und eng- 
lischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist, in einer 
Urschrift, die im Archiv der belgischen 
Regierung hinterlegt wird; diese er- 
teilt beglaubigte Abschriften, 
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Protocole de signature 

(1) Tout Etat pourra, lors de la 
signature, de la ratification ou de 
l’adhesion ä la presente Convention, 
formuler les reserves prevues au para- 
graphe (2). Aucune autre reserve ä la 
presente Convention ne sera rece- 
vable. 

(2) Les reserves suivantes seront 
seules recevables: 

(a) Reserve du droit d'exclure l'appli- 
cation de l’article 1, paragra- 
phe (1) (c). 

(b) Reserve du droit de regier par la 
loi nationale le Systeme de limita- 
tion de responsabilite applicable 
aux navires de moins de 300 ton- 
neaux de jauge. 

(c) Reserve du droit de donner effet 
ä la presente Convention, soit en 
lui donnant force de loi, soit en 
incluant dans la legislation natio- 
nale les dispositions de la pre- 
sente Convention sous une forme 
appropriee ä cette legislation. 


Protocol of Signature 

(1) Any State, at the time of signing, 
ratifying or acceding to this Conven- 
tion may make any of the reservations 
set forth in paragraph (2). No other 
reservations to this Convention shall 
be admissible. 

(2) The following are the only res- 
ervations admissible: 

(a) Reservation of the right to exclude 
the application of Article 1 para- 
graph (1) (c). 

(b) Reservation of the right to reg- 
ulate by specific provisions of 
national law the System of lim- 
itation of liability to be applied to 
ships of less than 300 tons. 

(c) Reservation of the right to give 
effect to this Convention either 
by giving it the force of law or 
by including in national legisla- 
tion, in a form appropriate to that 
legislation, the provisions of this 
Convention. 


Unterzeichnungsprotokoll 

(1) Jeder Staat kann in dem Zeit- 
punkt, zu dem er dieses Übereinkom- 
men unterzeichnet, ratifiziert oder ihm 
beitritt, die im Absatz 2 genannten 
Vorbehalte machen. Andere Vorbe- 
halte zu diesem Übereinkommen sind 
unzulässig. 

(2) Nur die nachstehenden Vorbe- 
halte sind zulässig: 

a) Der Vorbehalt des Rechtes, die An- 
wendung des Artikels 1 Abs. 1 
Buchstabe c auszuschließen; 

b) der Vorbehalt des Rechtes, die Haf- 
tungsbeschränkung für Schiffe mit 
weniger als dreihundert Tonnen 
Schiffsraum durch innerstaatliche 
Rechtsvorschriften abweichend zu 
regeln; 

c) der Vorbehalt des Rechtes, dieses 
Übereinkommen entweder dadurch 
in Kraft zu setzen, daß ihm Ge- 
setzeskraft verliehen wird, oder 
dadurch, daß seine Bestimmungen 
in einer dem innerstaatlichen Recht 
angepaßten Form in dieses Recht 
übernommen werden. 
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1 . 

Allgemeine Bemerkungen 

Seit der Jahrhundert v/erxdc ist das Seerecht aul 
Teilgebieten weltweit durch eine Reihe internatio- 
naler Übereinkommen vereinheitlicht worden, die 
nach Vorbereitung durch das Comite Maritime 
International auf Diplomatischen Seerechtskonferen- 
zen in Brüssel abgeschlossen wurden. Diese Rechts- 
vereinheitlichung, als deren Ergebnisse aus der Zeit 
vor dem zweiten Weltkrieg namentlich die — auch 
vom Deutschen Reich ratifizierten — Übereinkom- 
men über den Zusammenstoß von Schiffen und übei 
die Bergung und Hilfeleistung (beide von 1910) so- 
wie über Konnossemente (sog. Haager Regeln, von 
1924) zu nennen sind, ist nach dem Krieg fortgesetzt 
worden. Die Bundesrepublik hat an den vier nach 
dem Krieg abgehaltenen Brüsseler Seerechtskonfe- 
renzen in den Jahren 1952, 1957, 1961/62 und 1967 '68 
teilgenommen. 

Auf der IX. Diplomatischen Seerechtskonferenz im 
Jahre 1952 sind Übereinkommen über den Arrest in 
Seeschiffe, über die zivilgerichtliche Zuständigkeit 
bei Schiffszusammenstößen und über die straf- 
gerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusammen- 
stößen und anderen mit der Führung eines See- 
schiffes zusammenhängenden Ereignissen geschlos- 
sen und von den Vertretern der Bundesrepublik 
unterzeichnet worden. Im Jahre 1957 wurde auf der 
X. Diplomatischen Seerechtskonferenz — neben dem 
dem öffentlichen Seerecht angehörenden Überein- 
kommen über das Einschleicherunwesen das 
Übereinkommen über die Beschränkung der Haftung 
der Eigentümer von Seeschiffen geschlossen und 
ebenfalls von den Vertretern der Bundesrepublik 
Deutschland unterzeichnet. 

Das Bundesministerium der Justiz hat im Jahre 1959 
einen Sachverständigenausschuß eingesetzt, der die 
Zweckmäßigkeit einer Ratifizierung der drei Über- 
einkommen von 1952 und des Reederhaftungsüber- 
einkommens von 1957 durch die Bundesrepublik 
geprüft hat. Der Ausschuß, der sich aus Vertretern 
der Wissenschaft, der Rechtsprechung und der inter- 
essierten Wirtschaftskreise zusammensetzte, hat die 
Ratifizierung aller vier Übereinkommen empfohlen; 
er hält es allerdings für notwendig, von einigen in 
den Übereinkommen vorgesehenen Vorbehalten Ge- 
brauch zu machen. 

Die Bundesregierung hält es für wünschenswert, daß 
die Bundesrepublik die Übereinkommen ratifiziert. 

Das Übereinkommen über die Beschränkung der 
Haftung der Eigentümer von Seeschiffen von 1957 
ist das bedeutendste der vier Übereinkommen. Es 
macht eine weitgehende Neuregelung des deutschen 
Seehandelsrechts erforderlich. Während im gegen- 
wärtigen deutschen Seerecht der Grundsatz gilt, daß 
der Reeder für die Mehrzahl der Seeforderungen 
nicht persönlich, sondern nur mit Schiff und Fracht 
haftet (§ 486 HGB), geht das Übereinkommen von 
einer persönlichen, zunächst unbeschränkten Haf- 
tung des Reeders aus, die durch gerichtliche Hinter- 
legung einer auf der Grundlage der Schiffsgröße zu 


berechnenden Haftungssumme gegenüber den Gläu- 
bigern bestimmter Ansprüche beschränkt werden 
kann. Die Forderungen, für welche die Haftung 
danach beschränkt werden kann, sind nicht identisch 
mit denjenigen, für die der Reeder nach geltendem 
deutschem Recht nur beschränkt-dinglich haftet. 
Diese Umstellung des Haftungsprinzips erfordert 
eine Reihe von Änderungen des geltenden Rechts. 

Die Ratifizierung der bereits aus dem Jahre 1952 
und 1957 stammenden Übereinkommen mußte aus 
verschiedenen Gründen bis jetzt aufgeschoben wer- 
den. 

In Übereinstimmung mit der Empfehlung des Sach- 
verständigenausschusses erschien es zunächst zweck- 
mäßig, die Übereinkommen von 1952 erst gemein- 
sam mit dem Reederhaftungsübereinkommen von 
1957 für die Bundesrepublik in Kraft zu setzen. Dies 
ist namentlich geboten, weil das Übereinkommen 
über den Arrest in Seeschiffe bei seiner Anwen- 
dung auf das geltende deutsche Seehandelsrecht 
Zweifelsfragen aufwerfen würde, die durch die 
gleichzeitige Ratifizierung des Reederhaftungsüber- 
einkommens und die diesem Übereinkommen ent- 
sprechende Neuregelung des deutschen Haftungs- 
rechts vermieden werden können. Es war deshalb 
auch nicht ratsam, die Übereinkommen über die 
zivilgerichtliche und über die strafgerichtliche Zu- 
ständigkeit bei Schiffszusammenstößen vor dem 
Reederhaftungsübereinkommen zu ratifizieren. Die 
Ratifizierung der zivilgerichtlichen Übereinkommen 
macht ebenfalls Änderungen des innerstaatlichen 
Rechts erforderlich, die mit den durch die Ratifizie- 
rung des Reederhaftungsübereinkommens ver- 
anlaßten Änderungen verbunden werden sollten; 
die Bedeutung des strafgerichtlichen Übereinkom- 
mens ließ es nicht notwendig erscheinen, dieses 
vorab zu ratifizieren. 

Die Einbringung des Vertragsgesetzes hat sich 
sodann noch nach Abschluß der Arbeiten des Sach- 
verständigenausschusses dadurch verzögert, daß zu- 
nächst der Abschluß eines neuen Übereinkommens 
über Schiffsgläubigerrechte abgewartet werden 
mußte, dessen Vorbereitung 1964 überraschend auf- 
genommen wurde und welches 1967 zustandekam. 
Die Ratifizierung des Reederhaftungsübereinkom- 
mens machte jedenfalls eine Neuregelung der 
Schiffsgläubigerrechte notwendig, die unter diesen 
Umständen rein national zu gestalten nicht sinnvoll 
erschien. 

Die durch die Ratifizierung der vier Übereinkommen 
erforderlich werdenden Änderungen des deutschen 
Seehandelsrechts sollen durch ein besonderes Ge- 
setz zur Änderung des Handelsgesetzbuchs und 
anderer Gesetze (Seerechtsänderungsgesetz) vorge- 
nommen werden, dessen Entwurf den gesetzgeben- 
den Körperschaften gleichzeitig mit dem Entwurf 
des Vertragsgesetzes vorgelegt wird und das in dem 
Zeitpunkt in Kraft treten soll, in welchem die vier 
Übereinkommen für die Bundesrepublik völkerrecht- 
lich verbindlich werden. Daneben wird der Entwurf 
eines weiteren Gesetzes über das gerichtliche Ver- 
fahren bei der Verteilung der zur Beschränkung der 
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Haftung vom Reeder zu hinterlegenden Haftungs- 
summe (Seerechtliche Verteilungsordnung) vorge- 
legt. 

Wegen der Auswirkungen der Übereinkommen über 
die Beschränkung der Reederhaftung von 1957 und 
über die zivilgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffs- 
zusammenstößen auf das deutsche Recht kann weit- 
gehend auf die Begründung zu dem Entwurf eines 
Seerechtsänderungsgesetzes Bezug genommen wer- 
den, weil der Inhalt dieser Übereinkommen auch in 
das innerstaatliche deutsche Recht übernommen 
werden soll. Insoweit sind im folgenden lediglich 
noch einige einführende und allgemeine Bemerkun- 
gen erforderlich. Die Regelung der Übereinkommen 
über den Arrest in Seeschiffe und über die straf- 
gerichtliche Zuständigkeit soll dagegen aus den im 
einzelnen noch darzulegenden Gründen nicht in das 
innerstaatliche Recht übernommen werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, bei der Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunde zu dem Internatio- 
nalen Übereinkommen vom 10. Oktober 1957 über 
die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von 
Seeschiffen von der in Artikel 1 Nr. 4 des Gesetz- 
entwurfs genannten Wahlmöglichkeit nach Absatz 2 
Buchstabe c des ünterzeichnungsprotokolls zu die- 
sem Übereinkommen Gebrauch zu machen. Ferner 
wird die Bundesregierung bei der Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunden die Vorbehalte erklären, 
die in 

— Absatz 2 Buchstaben a und b des ünterzeich- 
nungsprotokolls zu dem internationalen Über- 
einkommen vom 10. Oktober 1957 über die Be- 
schränkung der Haftung der Eigentümer von 
Seeschiffen, 

— Artikel 10 Buchstaben a und b des internatio- 
nalen Übereinkommens vom 10. Mai 1952 zur 
Vereinheitlichung von Regeln über den Arrest 
in Seeschiffe, 

— Artikel 4 Abs. 2 des internationalen Überein- 
kommens vom 10. Mai 1952 zur Vereinheitlichung 
von Regeln über die strafgerichtliche Zuständig- 
keit bei Schiffszusammenstößen auf See und an- 
deren mit der Führung eines Seeschiffes zusam- 
menhängenden Ereignissen 

vorgesehen sind. 

n. 

Zu dem Übereinkommen von 1957 
über die Beschränkung der Haftung der Eigentümer 
von Seeschiffen 

1. Allgemeines 

Das Übereinkommen stellt das Ergebnis lang- 
wieriger internationaler Bestrebungen zur Verein- 
heitlichung des Rechts der Reederhaftung dar. Die 
zu Beginn dieses Jahrhunderts vom Comite Mari- 
time International begonnenen Arbeiten führten be- 
reits nach dem ersten Weltkrieg zu dem Überein- 
kommen vom 25. August 1924 zur Vereinheitlichung 
von Regeln über die Beschränkung der Haftung der 
Eigentümer von Seeschiffen. Ebenso wie Deutsch- 
land haben sich an diesem Übereinkommen eine 
Reihe führender Schiffahrtsstaaten nicht beteiligt; 


insbesondere blieben ihm Großbritannien und die 
Vereinigten Staaten von Amerika fern. Während der 
Hauptgrund hierfür zunächst in rechtlichen Unvoll- 
kommenheiten und Unklarheiten des Übereinkom- 
mens gelegen haben dürfte, trat nach dem zweiten 
Weltkrieg die Erwägung hinzu, daß die Haftungs- 
begrenzung des Übereinkommens auf 8 £ pro Tonne 
des Schiffes nicht mehr als ein geeignetes Mittel zu 
internationaler Vereinheitlichung erschien, nachdem 
England die Goldwährung aufgegeben hatte. Diese 
Mängel des Übereinkommens von 1924 gaben den 
Anstoß zur Ausarbeitung des Übereinkommens von 
1957, das der Haftungsbeschränkung ein einheit- 
liches System zugrunde legt und als Wertmaßstab 
nicht mehr eine staatliche Währung, sondern den 
sogenannten Poincare-Franc wählt. 

Das Reederhaftungsübereinkommen von 1957 beruht 
in seinem Grundgedanken auf dem englischen Recht 
(Sec. 503 Merchant Shipping Act, 1894). Während 
das Übereinkommen von 1924 den Umfang der 
Reederhaftung noch von dem tatsächlichen Wert 
des Schiffes abhängig machte, die Haftung allerdings 
in einer Reihe von Fällen auf einen Höchstsatz von 
8 £ pro Tonne absolut begrenzte, sieht das Überein- 
kommen von 1957 nur eine pauschalierte Haftungs- 
summe pro Tonne des Schiffes vor, die — je nach 
der Art der aus dem schadenstiftenden Ereignis her- 
rührenden Schäden — 1 000 Poincare-Franken (bei 
bloßen Sachschäden) oder 3 100 Poincare-Franken 
(bei Personenschäden oder bei Personen- und Sach- 
schäden) beträgt. Diese Beträge entsprechen bei der 
gegenwärtigen Parität der Deutschen Mark rund 
243,— DM bzw. 753, — DM. Durch die Hinterlegung 
dieser Summe kann der Reeder seine Haftung für 
alle aus einem bestimmten Ereignis herrührenden 
Schadensersatzansprüche beschränken, sofern ihn 
nicht an der Entstehung des Schadens ein persön- 
liches Verschulden trifft. Die Haftungssumme wird 
vom Gericht an die Gläubiger der Ansprüche, für 
welche die Haftung beschränkt worden ist, verteilt; 
das Verfahren richtet sich nach nationalem Recht. 

Die Regelung des Übereinkommens ist einfach und 
modern. Sie hat gegenüber dem System des gelten- 
den Rechts den Vorzug, daß es für die Haftung 
weder auf den tatsächlichen Wert des jeweiligen 
Schiffes noch auf dessen Schicksal nach dem haf- 
tungsbegründenden Ereignis ankommt. Die be- 
schränkt-dingliche Haftung des gegenwärtigen deut- 
schen Rechts hat zur Folge, daß der Eigentümer 
eines mangelhaft unterhaltenen und deshalb weni- 
ger wertvollen Schiffes nur mit einem geringeren 
Wert haftet als der Eigentümer eines modernen, gut 
ausgerüsteten Schiffes, und daß bei Verlust des 
Schiffes jede Haftung des Eigentümers entfallen 
kann. Dieses Haftungssystem, das früher auch in an- 
deren Rechten galt, ist wegen seiner Mängel im 
Ausland bereits allgemein durch das modernere 
Summenhaftungssystem ersetzt worden. 

Der Grundsatz der Beschränkung der Reederhaftung 
für Seeforderungen auf das sog. „Seevermögen" 
stellt eine Besonderheit des Schiffahrtsrechts dar, 
die den Rechten anderer Verkehrsträger fremd ist. 
Dieses Jahrhunderte alte Prinzip wird damit gerecht- 
fertigt, daß der Reeder, welcher sein Schiff auf die 
Reise sendet, auf die Führung des Schiffes und den 
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Verlauf der Reise nur einen begrenzten Einfluß aus- 
üben kann. Unter den modernen Verhältnissen trifft 
diese Erwägung zwar nicht mehr in dem Maße zu 
wie früher. Dennoch kann eine völlige Beseitigung 
dieses Reederprivilegs schon deshalb nicht in Be- 
tracht gezogen werden, weil die Haftungsbeschrän- 


:iktisch 


allen Rechtsordnuiigeii fortbestt;ht. 
Sie ist auch in den Rechten solcher Länder beibehal- 
ten worden, die ihre Seegesetzgebung in jüngster 
Zeit modernisiert haben. Durch das Übereinkommen 
wird die Vielfalt der nationalen Beschränkungs- 
systeme jedoch auf einen modernen, international 
einheitlichen Stand gebracht. Dieser Regelung sollte 
sich der deutsche Gesetzgeber anschließen und da- 
durch zugleich eine — wirtschaftlich wünschens- 
werte — wesentliche Verschärfung der Reeder- 
haftung gegenüber dem geltenden deutschen Recht 
einführen. 


Folgende Staaten haben das Übereinkommen bisher 
ratifiziert: Das Vereinigte Königreich, Frankreich, 
Spanien, Schweden, Finnland, Norwegen, Dänemark, 
die Niederlande, die Schweiz, Israel und Portugal; 
Ghana, Singapur, Algerien, Madagaskar, die Ver- 
einigte Arabische Republik, Guayana, der Iran, die 
Demokratische Republik Kongo und Island sind ihm 
beigetreten. Das Übereinkommen ist am 31. Mai 
1968 in Kraft getreten. 


2. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 enthält den Katalog der Forderungen, die 
der Haftungsbeschränkung unterliegen. Die Vor- 
schrift geht davon aus, daß der Eigentümer persön- 
lich haftet, jedoch seine Haftung beschränken kann. 

Das Übereinkommen sagt in Artikel 1 Abs. 1 nicht 
ausdrücklich, wodurch sich die Haftung beschränkt. 
Nach Artikel 2 Abs. 4 soll jedenfalls mit Errichtung 
des Haftungsfonds eine gegenständliche Beschrän- 
kung der Haftung auf die eingezahlte Haftungs- 
summe eintreten: Die Gläubiger der Ansprüche, auf 
welche sich die Haftungsbeschränkung bezieht, 
haben dann nur noch das Recht auf Teilnahme an 
der Verteilung der Haftungssumme, während ihnen 
der Zugriff auf das sonstige Vermögen des Schiffs- 
eigentümers versagt ist. Es liegt deshalb nahe, die 
Errichtung des Haftungsfonds als die Haftungs- 
beschränkungsmaßnahme auch im Sinne des Arti- 
kels 1 anzusehen, so daß bis zur Errichtung des 
Haftungsfonds eine unbeschränkte persönliche Haf- 
tung — auch ohne eine summenmäßige Begrenzung 
der Schuld — besteht. Der Gesetzentwurf zur An- 
passung des deutschen Rechts sieht eine entspre- 
chende Klarstellung vor. Nach den Erörterungen auf 
der Brüsseler Konferenz soll es allerdings mit dem 
Übereinkommen auch vereinbar sein, anderen Maß- 
nahmen des Schuldners, möglicherweise sogar seiner 
bloßen Einrede, die Wirkung beizulegen, daß auch 
ohne die Errichtung des Haftungsfonds eine Be- 
grenzung der Schuld des Schiffseigentümers auf die 
Abkommenssätze eintritt, wobei der Eigentümer 
allerdings bis zur Errichtung des Fonds weiterhin 
mit seinem gesamten Vermögen haften würde. In 
der Begründung zu § 487 a HGB sind die Gründe 


dargelegt, aus denen nach Auffassung der Bundes- 
regierung von dieser Möglichkeit nicht Gebrauch 
gemacht werden sollte. 

Entsprechend dem geltenden deutschen Recht setzt 
das Beschränkungsprivileg voraus, daß den Eigen- 
tümer kein eigenes Verschulden trifft. Der Begriff 
„actual fault or privity" umfaßt jedes Verschulden; 
Voraussetzung ist jedoch, daß es sich um ein per- 
sönliches Verschulden des Schiffseigentümers han- 
delt, nicht um ein ihm zuzurechnendes Verschulden 
eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen. 

Der Kreis der Ansprüche, für welche die Haftung 
beschränkt werden kann, ist teils weiter, teils enger 
als der Kreis der Ansprüche, für die der Schiffs- 
eigentümer nach geltendem deutschen Recht be- 
schrankt-dinglich haftet. Die Kennzeichnung der An- 
sprüche in Buchstaben a und b dient dem Zweck, 
solche Ansprüche von der Übereinkommensregelung 
auszunehmen, die nicht aus der Verwendung des 
Schiffes zur Seefahrt entstanden sind. 

Im Gegensatz zum geltenden deutschen Recht stellt 
das Übereinkommen nicht auf die rechtliche Quali- 
fikation der Ansprüche ab, sondern erfaßt alle An- 
sprüche wegen bestimmter, im Übereinkommen ge- 
nannter Schäden, Dem Katalog des Übereinkommens 
unterfallen deshalb sowohl vertragliche als auch 
außervertragliche Ansprüche; abweichend vom gel- 
tenden Recht kann die Haftung auch für Ansprüche 
aus § 831 BGB beschränkt werden, vorausgesetzt, 
daß dem Eigentümer ein persönliches Verschulden 
nicht nachgewiesen wird. Ferner fallen auch An- 
sprüche aus Gefährdungshaftung, für die nach gel- 
tendem deutschen Recht die Haftung ebenfalls nicht 
beschränkt ist, unter die Haftungsbeschränkung; dies 
wird durch Absatz 3 ausdrücklich klargestellt, der 
— entgegen seinem etwas zu engen Wortlaut — • 
zum Ausdruck bringen soll, daß alle Ansprüche 
wegen der in Artikel 1 Abs. 1 Buchstaben a und b 
genannten Schäden auch dann erfaßt werden, wenn 
sie nicht von dem Verhalten einer Person abhängig 
sind. 

Andererseits betrifft das Übereinkommen nur An- 
sprüche wegen Personenschäden und Sachschäden 
einschließlich der „Beeinträchtigung von Rechten". 
Dem Begriff der Sachschäden dürften danach, dem 
Willen der Konferenzparteien entsprechend, nicht 
nur absolute Rechte unterfallen, wie es nach dem 
Wortlaut der Bestimmung zunächst scheinen könnte; 
der Zweck des Übereinkommens und seine Ent- 
stehungsgeschichte legen vielmehr die Auslegung 
näher, daß die Bestimmung auch die Schäden an 
sonstigen Vermögenswerten erfaßt, soweit daraus 
nach anwendbarem Recht überhaupt Schadens- 
ersatzansprüche gegen den Schiffseigentümer ent- 
stehen können. 

Nach der Übereinkommensregelung kann der Schiffs- 
eigentümer seine Haftung für Ansprüche aus Rechts- 
geschäften des Kapitäns sowie für Ansprüche aus 
Nichterfüllung von Verträgen nicht beschränken; für 
sie besteht nach § 486 Nrn. 1, 2 HGB im deutschen 
Recht gegenwärtig eine dinglich-beschränkte Haf- 
tung. Wegen dieser Einschränkung des Reeder- 
privilegs sollte jedoch von der Ratifizierung des 
Übereinkommens nicht abgesehen werden. Eine Haf- 
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tungsbeschränkung für Erfüllungsansprüche aus 
Kapitänsgeschäften erscheint unter den heutigen 
Verhältnissen des Seeverkehrs nicht mehr erforder- 
lich, da der Kapitän vor der Eingehung von Verbind- 
lichkeiten regelmäßig die Möglichkeit hat, mit dem 
Reeder Verbindung aufzunehmen; auch in den 
meisten Auslandsrechten besteht deshalb eine ge- 
setzliche Vertretungsmacht des Kapitäns zu unbe- 
schränkter Verpflichtung des Reeders. 

Nach Absatz 1 Buchstabe c gilt die Haftungs- 
beschränkungsregelung des Übereinkommens auch 
für Erstattungsansprüche wegen Wrackbeseitigung 
sowie wegen Schäden an Hafenanlagen und Wasser- 
straßen. Die Anwendung dieser Vorschrift kann nach 
Absatz 2 Buchstabe a des Unterzeichnungsprotokolls 
durch einen Vorbehalt bei der Ratifikation ausge- 
schlossen werden. In Übereinstimmung mit einer 
Empfehlung des Sachverständigenausschusses hält 
es die Bundesregierung für erwünscht, von diesem 
Vorbehalt Gebrauch zu machen. Für Ansprüche 
wegen Wrackbeseitigung sollte nicht das Beschrän- 
kungssystem des Übereinkommens eingeführt wer- 
den; hierfür sollten vielmehr dieselben Grundsätze 
wie bei den — mit den Wrackbeseitigungs- 
ansprüchen häufig konkurrierenden — Ansprüchen 
aus Bergung und Hilfeleistung angewendet werden, 
für welche das Übereinkommen nach Artikel 1 Abs. 4 
Buchstabe a ebenfalls nicht gilt. Die Ansprüche 
wegen Schäden an Hafenanlagen und Wasserstraßen 
fallen ohnehin als Sachschäden bereits unter Buch- 
stabe b. 

Das Übereinkommen ist nach Absatz 4 Buchstabe a 
nicht auf Ansprüche aus Bergung und Hilfeleistung 
und auf Ansprüche auf Beitragsleistung zu großer 
Haverei anzuwenden. Hier soll eine Haftungs- 
begrenzung unter Berücksichtigung des individu- 
ellen Schiffswertes erhalten bleiben, weil diese 
allein der Eigenart der genannten Rechtsinstitute 
entspricht. Wegen des Berge- und Hilfslohns ist die 
Begrenzung auf den Wert der geborgenen Sachen 
bereits ausdrücklich in dem Internationalen Über- 
einkommen von 1910 vorgeschrieben; bei der großen 
Haverei ist eine entsprechende Begrenzung der Haf- 
tung international auf Grund der York-Antwerp- 
Rules üblich. 

Ebenfalls unanwendbar sind die Haftungsbeschrän- 
kungsgriindsätze des Übereinkommens nach Absatz 4 
Buchstabe b auf Ansprüche der Besatzungsmitglieder 
und anderer^ Bediensteter, die beim Schiffsbetrieb 
beschäftigt sind, sofern das auf den Arbeitsvertrag 
anwendbare Recht die Haftungsbeschränkung nicht 
vorsieht. Eine unbeschränkte Haftung des Schiffs- 
eigentümers für Ansprüche der Besatzungsmitglie- 
der und der sonstigen beim Schiffsbetrieb Beschäf- 
tigten ist auch im geltenden deutschen Recht 
vorgesehen (§ 487 des Handelsgesetzbuchs); sie ist 
allerdings insofern enger als die Ubereinkommens- 
bestimmung, als Ansprüche unterhaltsberechtigter 
Angehöriger von verletzten Besatzungsmitgliedern 
nicht erfaßt sind. 

Nach Absatz 5 sind die Vorschriften des Überein- 
kommens über die Haftungsbeschränkung nur auf 
den Differenzbetrag anzuwenden, wenn einem An- 
spruch gegen den Schiffseigentümer ein aus dem- 


selben Ereignis entstandener Gegenanspruch des 
Schiffseigentümers gegen den Gläubiger gegenüber- 
steht. Dadurch wird die Haftung des Schiffseigen- 
tümers in diesen Fällen über die Haftungssummen 
des Artikels 3 hinaus auf die Gegenansprüche des 
Schiffseigentümers, die aus demselben Ereignis ent- 
standen sind, erweitert. 

Absatz 6 stellt klar, daß die Regelung der Beweis- 
last für das die Haftungsbeschränkung aus- 
schließende persönliche Verschulden des Schiffs- 
eigentümers dem innerstaatlichen Recht Vorbehalten 
ist. 

Absatz 7 enthält den nach deutscher Rechtssystema- 
tik selbstverständlichen Grundsatz, daß Maßnahmen 
des Schiffseigentümers zur Beschränkung seiner 
Haftung nicht bereits als Anerkennung des An- 
spruchs selbst zu werten sind. 

Zu Artikel 2 

Im Gegensatz zum geltenden deutschen Recht be- 
zieht sich die Haftungsbeschränkung nach Absatz 1 
nicht auf die — im modernen Seerecht überholte — 
Haftungseinheit einer Reise, sondern auf jedes ein- 
zelne schadenstiftende Ereignis. Der Schiffseigen- 
tümer soll für mehrere Unfälle, die sich im Verlauf 
einer Reise ereignen, mehrfach bis zum Betrag der 
Haftungssätze des Übereinkommens in Anspruch 
genommen werden können. 

Absatz 2 räumt dem Schiffseigentümer die Befugnis 
ein, einen besonderen Haftungsfonds zu errichten, 
wenn er hieran wegen der Gesamthöhe der An- 
sprüche, für welche die Haftung nach dem Überein- 
kommen beschränkt werden kann, ein Interesse hat. 
Die Errichtung des Haftungsfonds hat nach Absatz 4 
die Wirkung, daß den Gläubigern der unter das 
Übereinkommen fallenden Ansprüche nur noch der 
Fonds, nicht mehr das sonstige Vermögen des 
Schiffseigentümers haftet. Zum Ausgleich hierfür 
steht diesen Gläubigern der Haftungsfonds unter 
Ausschluß anderer Gläubiger des Schiffseigentümers 
allein zur Verfügung (Absatz 3); er wird an sie nach 
den Grundsätzen des Artikels 3 Abs. 1, 2 in einem 
der Regelung des innerstaatlichen Rechts überlasse- 
nen Verfahren verteilt, das in dem Entwurf der 
Seerechtlichen Verteilungsordnung geregelt ist. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 enthält die Beträge, welche der Berechnung 
des Haftungsfonds zugrunde zu legen sind. Sie sind 
auf die Tonne Raumgehalt des Schiffes bezogen und 
abhängig von der Art der aus dem schadenstiften- 
den Ereignis entstandenen Schäden. Sind nur Sach- 
schäden entstanden, so sind 1 000 Poincare-Franken 
pro Tonne, sind ausschließlich oder neben Sach- 
schäden Personenschäden entstanden, so sind 3 100 
Poincare-Franken pro Tonne anzusetzen. 

Die Verteilung der Haftungssumme an die Gläubi- 
ger erfolgt grundsätzlich im Verhältnis der An- 
sprüche, deren Teilnahmeberechtigung an der Ver- 
teilung des Haftungsfonds festgestellt worden ist 
(Absatz 2); auf vorher begründete Vorrechte soll es 
nicht ankommen. Eine Besonderheit besteht lediglich 
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bei Vorhandensein von Ansprüchen wegen Perso- 
nenschäden und wegen Sachschäden (Absatz 1 Buch- 
stabe c): In diesem Fall werden zwei Teilbeträge 
der Haftungssumme gebildet, deren einer aus- 
schließlich zur Verteilung an die Gläubiger wegen 
Personenschäden, und deren zweiter zur anteiligen 
Befriedigung der Gläubiger wegen Sachschäden so- 
wie der Gläubiger wegen Personenschäden insoweit, 
als sie bei der Verteilung des ersten Teilbetrags 
ausgefallen sind, bestimmt ist. 

Absatz 3 ermöglicht es dem Schiffseigentümer, an 
der Verteilung des Haftungsfonds an Stelle des 
Gläubigers teilzunehmen, soweit er dessen An 
Sprüche, wegen deren die Haftung beschränkt wer- 
den kann, vor der Verteilung des Fonds bereits be- 
friedigt hat gleichgültig, ob er zur Zahlung ge- 
zwungen worden ist oder den Gläubiger freiwillig 
über die Sätze des Übereinkommens hinaus befrie- 
digt hat. Besteht die Gefahr, daß der Schiffseigen- 
tümer nach Errichtung des Fonds trotz Artikel 2 
Abs. 4 — etwa in einem Nichtvertragsstaat — zur 
Zahlung gezwungen wird, so kann er sein Interesse 
an späterer Beteiligung an der Verteilung der Haf- 
tungssumme wahren, indem er bei der Verteilungs- 
behörde beantragt, einen zur Berücksichtigung seiner 
künftigen Ansprüche notwendigen Teilbetrag zu- 
nächst von der Verteilung auszunehmen (Absatz 4). 

Nach Absatz 5 ist eine Schiffsgröße von 300 Tonnen 
als Mindestgröße für die Berechnung des Haftungs- 
fonds anzusetzen. Die Regelung trägt dem Umstand 
Rechnung, daß Wert und Betriebsgefahr der Schiffe 
in dieser Größenordnung nicht mehr in demselben 
Verhältnis wie der Raumgehalt abnehmen. Die An- 
wendung der Vorschrift kann durch einen Vorbehalt 
ausgeschlossen werden (Absatz 2 Buchstabe b des 
Unterzeichnungsprotokolls). Die Bundesregierung 
hält es für zweckmäßig, von diesem Vorbehalt Ge- 
brauch zu machen. Wenn auch für das deutsche 
Recht eine Bagatellgrenze nach dem Vorbild des 
Übereinkommens vorgesehen werden soll, so er- 
scheint es doch nicht erwünscht, die Bundesrepublik 
hierzu völkerrechtlich zu verpflichten. 

Absatz 6 definiert den im Übereinkommen als Wert- 
maßstab verwendeten Poincare-Franken. Die Um- 
rechnung in die staatlichen Währungen soll im 
Einzelfall unter Zugrundelegung der jew'eiligen Pari- 
tät der betreffenden Währung zum Gold im Zeit- 
punkt der Errichtung des Haftungsfonds vorgenom- 
men werden. Die Vertragsparteien haben eine allge- 
meine gesetzliche Umrechnung in Beträge der 
nationalen Währungen bewußt nicht zugelassen, weil 
nach den Erfahrungen bei anderen internationalen 
Übereinkommen — namentlich den Haager Regeln 
— hierdurch die Gefahr erheblich vergrößert würde, 
daß die Haftungsbeträge in den Vertragsstaaten im 
Laufe der Zeit wesentlich voneinander abweichen. 
Nach der gegenwärtigen Parität der Deutschen 
Mark zum Gold (vgl. Bekanntmachung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft vom 24. Oktober 1969 [BAnz 
vom 28. Oktober 1969, S. 1]) entsprechen 100 Poin- 
care-Franken 24,28 DM. 

Absatz 7 enthält nähere Bestimmungen über die Er- 
mittlung des Raumgehalts der Schiffe, der der Be- 
rechnung des Haftungsfonds zugrunde zu legen ist. 


Zu Artikel 4 

Die Vertragsparteien haben davon abgesehen, Vor- 
schriften über das Verfahren bei der Verteilung der 
Haftungssumme in das Übereinkommen aufzuneh- 
men. Sie haben die Regelung des Verteilungsverfah- 
rens dem innerstaatlichen Recht überlassen, weil 
diese Regelung in hohem Maße von dem sonstigen 
Verfahrensrecht der einzelnen Vertragsstaaten ab- 
hängig sein muß. Im deutschen Recht besteht eine 
solche Regelung bisher nicht. Sie soll zur Ausfüh- 
rung des Übereinkommens durch den Gesetzentwurf 
einer Seerechtlichen Verteilungsordnung geschaffen 
werden. 

Zu Artikel 5 

Absatz 1 sieht vor, daß — abweichend von den nor- 
malen Regeln des Arrestrechts — ein Arrest wegen 
eines der Haftungsbeschränkung unterliegenden An- 
spruchs bereits dann aufgehoben werden soll, wenn 
der Schiffseigentümer eine Sicherheit in Höhe des 
zur Haftungsbeschränkung erforderlichen Betrags 
geleistet hat. Dies soll jedoch zwingend nur gelten, 
wenn die Sicherheit an einem der in Absatz 2 ge- 
nannten Orte geleistet worden ist; dadurch soll dem 
Schiffseigentümer die Möglichkeit genommen wer- 
den, den Gläubigern einen ihm — etwa im Hinblick 
auf das anwendbare Verfahrensrecht — genehmen 
Ort für die Durchführung des Beschränkungsverfah- 
rens aufzuzwingen. 

Absatz 3 stellt klar, daß es nicht darauf ankommt, 
wann die Sicherheit geleistet worden ist. 

Absatz 1 wird ergänzt durch Absatz 4, wonach jede 
von dem Schiffseigentümer zugunsten eines Gläu- 
bigers, dem gegenüber die Haftung beschränkt wer- 
den kann, geleistete Sicherheit auch allen anderen 
Gläubigern von Ansprüchen aus demselben Ereig- 
nis, für welche die Haftung ebenfalls beschränkt 
werden kann, zur Verfügung stehen soll. Der Zweck 
der Vorschrift zwingt nicht dazu, sie — wozu der 
Wortlaut Anlaß geben könnte — so zu verstehen 
daß eine für einen Gläubiger bestellte Sicherheit 
automatisch auch den anderen Gläubigern zugute 
kommen solle; ein solches Ergebnis wäre mit den 
Rechten des Sicherungsgebers nach deutschem Recht 
auch kaum zu vereinbaren. Beabsichtigt ist vielmehr 
lediglich, dem Schiffseigentümer das Recht einzu- 
räumen, die einem Gläubiger gegebene Sicherheit 
auch allen anderen Gläubigern entgegenzuhalten, 
sofern der Sicherungsgeber mit der Haftung der 
Sicherheit für die anderen Verbindlichkeiten einver- 
standen ist. Das Übereinkommen verpflichtet den 
Gläubiger, die Beteiligung der konkurrierenden 
Gläubiger an der für ihn bestellten Sicherheit zu 
dulden, weil seine Sicherung bei Errichtung des 
Haftungsfonds ohnehin erlöschen würde. Absatz 4 
hat den Zweck, die Leistung einer Sicherheit inso- 
fern bereits der Errichtung des Haftungsfonds gleich- 
zustellen. 

Absatz 5 stellt klar, daß sich das Verfahrensrecht bei 
allen Rechtsstreitigkeiten auf Grund des Überein- 
kommens nach der lex fori bestimmt. 
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Zu Artikel 6 

Absatz 1 sichert die Anwendbarkeit des Überein- 
kommens auf diejenigen Rechte, nach denen für die 
vom Übereinkommen betroffenen Forderungen nicht 
der Schiffseigentümer persönlich, sondern nur das 
Schiff dinglich haftet. 

Nach Absatz 2 gilt das Privileg der Haftungsbe- 
schränkung außer für den Schiffseigentümer auch für 
eine Reihe von anderen Personen. Zunächst rechnet 
hierzu — wie nach geltendem deutschen Recht 
(§ 510 HGB) — der Ausrüster. Darüber hinaus soll 
der Charterer auch dann in den Genuß der Haftungs- 
beschränkung kommen, wenn der Chartervertrag 
kein Ausrüsterverhältnis begründet. Die Gleich- 
stellung des „Reeders, sofern er nicht Schiffseigen- 
tümer ist" mit dem Schiffseigentümer ist für das 
deutsche Recht gegenstandslos, weil der Reeder 
stets auch Eigentümer des Schiffes sein muß (§ 484 
HGB); sie wurde in die gemeinsame Übersetzung 
der deutschsprachigen Staaten lediglich im Hinblick 
auf den abweichenden schweizerischen Sprach- 
gebrauch aufgenommen. 

Nach dem Vorbild des Luftrechts (Artikel XIV des 
Warschauer Abkommens in der Fassung des Haager 
Protokolls von 1955) werden dem Schiffseigentümer 
ferner der Kapitän sowie die übrigen Besatzungs- 
mitglieder und die Bediensteten des Schiffseigen- 
tümers gleichgestellt. Diese Personen sollen ihre 
Haftung nach Absatz 3 — anders als Schiffseigen- 
tümer, Ausrüster und Charterer — auch dann be- 
schränken können, wenn das den Anspruch begrün- 
dende Ereignis auf ihrem Verschulden beruht; dabei 
dürften die in Absatz 2 genannten „anderen Be- 
diensteten des Eigentümers" in Absatz 3 lediglich 
infolge eines Redaktionsversehens nicht aufgeführt 
worden sein. Diese Regelung erschien den Ver- 
tragsparteien — trotz gewisser grundsätzlicher Be- 
denken gegen die Freistellung von der vollen Haf- 
tung für eigenes Verschulden — notwendig, um zu 
vermeiden, daß auf den Schiffseigentümer auf dem 
Umweg über die Inanspruchnahme seiner Leute ein 
mittelbarer Zwang zu einer über die Haftungs- 
beschränkung hinausgehenden Erfüllung von An- 
sprüchen ausgeübt wird. Entsprechend dieser Ziel- 
setzung wurden auf der Brüsseler Konferenz weiter- 
gehende Anträge, wonach die Haftungsbeschrän- 
kung auch für selbständige Unternehmer (agents) 
gelten sollte, ausdrücklich abgelehnt; die Vorschrift 
soll nur die echten Arbeitnehmer privilegieren, weil 
diese im Falle der Inanspruchnahme nach anwend- 
barem nationalen Recht häufig einen arbeitsrecht- 
lichen Freistellungsanspruch gegen den Schiffseigen- 
tümer, Ausrüster oder Charterer geltend machen 
können. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift umschreibt den Geltungsbereich des 
Übereinkommens. Sie geht davon aus. daß das 
Übereinkommen grundsätzlich stets anzuwenden 
ist, wenn in einem Vertragsstaat die Haftungsbe- 
schränkung oder die Aufhebung eines Arrests be- 
antragt wird (Absatz 1). Den Vertragsstaaten wird 
jedoch das Recht eingeräumt, die in Absatz 2 aufge- 
führten Angehörigen von Nichtvertragsstaaten von 


dem Privileg der Haftungsbeschränkung auszu- 
schließen. Soweit dem Schiffseigentümer das Privi- 
leg eingeräumt wird, sollen seine Gläubiger jedoch 
stets — ohne Rücksicht auf ihre Staatszugehörig- 
keit — - das Recht auf Teilnahme an der Verteilung 
des Haftungsfonds haben. 

Zu Artikel 8 

Den Vertragsstaaten steht es frei, andere Arten von 
Schiffen — namentlich Binnenschiffe, für die das 
Übereinkommen nicht gilt — in die Haftungsbe- 
schränkungsregelung einzubeziehen. 

Zu Artikel 9 bis 14 

Die Bestimmungen regeln Unterzeichnung (Arti- 
kel 9), Ratifikation (Artikel 10) und Inkrafttreten 
(Artikel 11) des Übereinkommens, den Beitritt zu 
dem Übereinkommen (Artikel 12) sowie seine Kün- 
digung (Artikel 13) und seine Erstreckung auf Ge- 
biete, deren internationale Beziehungen ein Ver- 
tragsstaat wahrnimmt (Artikel 14). 

Zu Artikel 15 

Daß jede Vertragspartei bereits nach Ablauf von 
drei Jahren seit Inkrafttreten des Übereinkommens 
die Einberufung einer Revisionskonferenz verlangen 
kann, erschien im Hinblick auf die wirtschaftliche 
Bedeutung und rechtliche Problematik des Überein- 
kommens angemessen. 

Zu Artikel 16 

Das Übereinkommen soll im Verhältnis der Ver- 
tragsstaaten untereinander dem Übereinkommen 
von 1924 über die Beschränkung der Reederhaftung 
Vorgehen. 

Zur Schlußformel 

Englischer und französischer Text des Überein- 
kommens sind entsprechend der Übung bei den 
Brüsseler Seerechtsübereinkommen gleichermaßen 
verbindlich. Die deutsche Übersetzung ist mit Öster- 
reich und der Schweiz abgestimmt worden, um Ver- 
schiedenheiten in den Texten der deutschsprachigen 
Staaten zu vermeiden. 


3. Bemerkungen zum Unterzeichnungsprotokoll 

Das Unterzeichnungsprotokoll läßt drei als Vorbe- 
halt bezeichnete Möglichkeiten zu, den Geltungsbe- 
reich des Übereinkommens durch Abgabe einer 
einseitigen Erklärung einzuschränken. Die Bundes- 
regierung hält es für wünschenswert, von diesen 
Möglichkeiten Gebrauch zu machen. Die Zweck- 
mäßigkeit der Ausübung der Vorbehalte zu Ab- 
satz 2 Buchstaben a und b des Unterzeichnungspro- 
tokolls wurde am Rahmen der Bemerkungen zu Ar- 
tikel 1 Abs. 1 Buchstabe c und zu Artikel 3 Abs. 5 
des Übereinkommens, die Zweckmäßigkeit der Aus- 
übung der Wahlmöglichkeit nach Absatz 2 Buch- 
stabe c in der Begründung zu Artikel 1 Nummer 4 
des Gesetzentwurfs erläutert. 
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IIL 

Zu dem Übereinkommen von 1952 

zur Vereinheitlichung von Regeln 
über den Arrest in Seeschiffe 

1. Allgemeines 

Das Übereinkommen soll die Gefahren vermindern, 
die der Freizügigkeit der Schiffahrt durch Beschlag- 
nahme der Schiffe in fremden Häfen drohen. Es geht 
dabei von zwei Grundsätzen aus: Einmal soll die 
Sicherungsbeschlagnahme von Schiffen anderer Ver- 
tragsstaaten nur wegen bestimmter, in einem Kata- 
log aufgeführter Forderungen aus dem Schiffahrts- 
betrieb (sogenannter „Seeforderungen") möglich 
sein. Sodann soll eine Sicherungsbeschlagnahme 
nicht zulässig sein, wenn bereits in einem anderen 
Vertragsstaat eine ausreichende Sicherheit für die 
Forderung besteht. 

über diese Grundsätze hinaus ist es den Vertrags- 
staaten in den Verhandlungen auf der Brüsseler 
Konferenz allerdings nicht gelungen, wesentliche 
Fortschritte auf dem Weg zu einer Rechtseinheit 
des für die Schiffahrt besonders wichtigen Arrest- 
rechts zu erzielen. Das Verfahren richtet sich weiter- 
hin nach dem Recht des Arrestortes, ohne daß das 
Übereinkommen auf diesem Gebiet eine auch nur 
grundsätzliche Regelung etwa darüber enthält, ob 
es eines Arrestgrundes bedarf oder nicht. Die Ver- 
tragsstaaten haben sich ferner nicht auf eine Rege- 
lung über die Schadensersatzpflicht des Gläubigers 
für den Fall der Aufhebung des Arrestes einigen 
können; auch künftig wird es also vom anwend- 
baren Landesrecht abhängen, ob der Gläubiger dem 
Schuldner in einem solchen Falle nur bei Vorliegen 
eines Verschuldens oder auch ohne Verschulden 
haftet. Endlich beschränkt das Übereinkommen nicht 
die Zuständigkeit für die Klage in der Hauptsache; 
neben einer Aufzählung sachgerechter Zuständig- 
keiten der Gerichte des Arreststaates bleibt ergän- 
zend die Zuständigkeitsregelung des innerstaat- 
lichen Rechts des Arreststaates anwendbar. 

Die Bundesregierung hält die Ratifizierung des Über- 
einkommens trotz dieser Mängel für wünschenswert. 
Mag es auch nicht alle im Zusammenhang mit dem 
Arrest von Seeschiffen entstehenden internationa- 
len Probleme regeln, so kommt doch der Einschrän- 
kung der Beschlagnahmemöglichkeiten eine erheb- 
liche wirtschaftliche Bedeutung zu. Aus diesem 
Grunde hat sich auch der Sachverständigenausschuß 
für die Ratifizierung des Übereinkommens ausge- 
sprochen. 

In Übereinstimmung mit der Empfehlung des Sach- 
verständigenausschusses hält es die Bundesregie- 
rung jedoch nicht für angebracht, die Grundsätze 
des Übereinkommens, dessen Regelung nach seinem 
Artikel 8 Abs. 4 nicht ohne weiteres auch für die 
Beschlagnahme von Schiffen, welche die Flagge der 
Bundesrepublik Deutschland führen, durch Gläubiger 
mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland gelten wird, auch in das innerstaatliche 
Recht zu übernehmen. Der Zweck des Übereinkom- 
mens fordert es nicht, einem Gläubiger im Heimat- 
staat des Schiffes den Zugriff auf das Schiff zu be- 
schränken. Die Gewährleistung des reibungslosen 


Verkehrs verlangt lediglich den Schutz des Seever- 
kehrs vor unübersehbaren Arrestrisiken nach frem- 
dem Recht. Auf der anderen Seite erscheint es nicht 
vertretbar, den inländischen Gläubigern von An- 
spiüthen, die in der Aufzählung der Seefordcrungcn 
nach dem Übereinkommen nicht enthalten sind, ihre 
Sicherungsmöglichkeiten zu beschränken. Seeforde- 
rungen sind z. B. nicht Ansprüche auf Versicherungs- 
prämien und Beitragsansprüche der Seeberufsgenos- 
senschaft; der Ausschluß dieser Forderungen deut- 
scher Gläubiger ist gegenüber fremden Schiffen hin- 
nehmbar, nicht jedoch gegenüber deutschen Schif- 
fen, schon weil sie hier wirtschaftlich eine ungleich 
größere Rolle spielen. Aus denselben Gründen soll 
die Übereinkommensregelung nicht auf Schiffe an- 
gewendet werden, welche die Flagge eines Nicht- 
vertragsstaates führen; für diese Fälle gilt das Über- 
einkommen nach seinem Artikel 8 Abs. 1 ebenfalls 
nicht. 

Wird die Geltung der Abkommensgrundsätze nicht 
auf das innerstaatliche Recht erstreckt, so erscheint 
es nicht zweckmäßig, die Regelung des Übereinkom- 
mens in die deutschen Gesetze einzuarbeiten. Sie 
wird als Sonderrecht zwischen den Vertragsparteien 
dem allgemeinen deutschen Arrestrecht Vorgehen. 

Folgende Staaten haben das Übereinkommen bisher 
ratifiziert: Spanien, Ägypten, die Vatikanstadt, Por- 
tugal, Frankreich, das Vereinigte Königreich, Bel- 
gien, Griechenland und Jugoslawien. Ihm sind bei- 
getreten: die Schweiz, Haiti, Costa Rica, Kambod- 
scha, Madagaskar, Togo, Kamerun, Guayana, Ni- 
geria, Algerien, die Demokratische Republik Kongo 
und Paraguay. 

2. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Die Vorschrift enthält Definitionen der grundlegen- 
den Begriffe des Übereinkommens. Absatz 1 nennt 
die Forderungen, die als „Seeforderungen" im Sinne 
des Übereinkommens, insbesondere des Artikels 2, 
anzusehen sind. Hierzu zählt die Mehrzahl aller For- 
derungen, die aus dem Schiffahrtsbetrieb herrühren 
und die im anglo-amerikanischen Recht als sog. mari- 
time Claims angesehen werden. Eine Sonderstellung 
nehmen die unter Buchstaben o) bis q) aufgeführten 
Forderungen ein, da sie nicht stets auf einen Geld- 
betrag gerichtet sind. Sie sind deshalb in mancher 
Hinsicht Sonderregelungen unterworfen worden 
(vgl. Artikel 3 Abs. 1, Artikel 5 Abs. 1 Satz 2, Ar- 
tikel 10). 

Nicht aufgeführt unter den Seeforderungen sind 
Prämienansprüche der Versicherungen sowie Bei- 
tragsforderungen der Sozialversicherungsträger. Hin- 
sichtlich der Versicherungsprämien war die Konfe- 
renz der Auffassung, daß der Versicherer durch die 
Möglichkeiten, den Versicherungsschein bis zur Zah- 
lung des Einlösungsbetrages zurückzuhalten und bei 
Nichtzahlung später fälliger Prämien die Leistung 
zu verweigern, hinreichend geschützt sei, so daß 
diese Forderungen nicht in die Liste der Seeforde- 
rungen aufgenommen werden müßten. Daß die Bei- 
tragsforderungen der Sozialversicherung in das 
Übereinkommen nicht aufgenommen worden sind, 
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berührt die Interessen der deutschen Sozialver- 
sicherungsträger deshalb wenig, weil durch diese 
regelmäßig Seeleute auf deutschen Schiffen ver- 
sichert sind und die Arrestbeschränkungen des Über- 
einkommens hierfür nicht gelten (Artikel 8 Abs. 4). 
Werden ausnahmsweise deutsche Seeleute auf 
einem Schiff fremder Flagge versichert, so hat der 
ausländische Reeder einen Bevollmächtigten im In- 
land zu bestellen, der für die Beitragsforderungen 
haftet (§§ 853, 887 RVO). 

Absatz 2 stellt klar, daß das Übereinkommen nur die 
Vollziehung eines Arrestes zur Sicherung des Gläu- 
bigers durch Pfändung des Schiffes, nicht dagegen 
die Beschlagnahme zum Zwecke der Befriedigung 
aus einem vollstreckbaren Titel erfassen soll. Dem 
Arrest dürfte jedoch die einstweilige Verfügung 
gleichzustellen sein, da auch sie der einstweiligen 
Sicherung eines Anspruches dient. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten Definitionen, die 
keiner näheren Erläuterung bedürfen. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält neben Artikel 5 den für den 
Schutz des Reeders wesentlichsten Grundsatz. Die 
Sicherungsbeschlagnahme soll in den Vertragsstaa- 
ten nur wegen einer Seeforderung im Sinne des Ar- 
tikels 1 Abs. 1 zulässig sein. Hierin liegt eine wich- 
tige Abweichung vom deutschen Recht, wonach eine 
entsprechende Beschränkung nicht besteht. Eine be- 
deutsame Ausnahme davon enthält jedoch der 
zweite Halbsatz, wonach Beschlagnahmebefugnisse 
öffentlicher Stellen nicht berührt werden. Behörden 
soll es möglich bleiben, ihre auf öffentlichem Recht 
beruhenden Ansprüche im eigenen räumlichen Be- 
reich durch Beschlagnahme zu sichern. Nicht erörtert 
und zweifelhaft ist, ob die Beitragsansprüche der 
Sozialversicherungsträger unter diese Ausnahme 
fallen. Der Frage kommt jedoch deshalb praktisch 
keine erhebliche Bedeutung zu, weil die Sozialver- 
sicherungsträger, wenn sie ausnahmsweise Beitrags- 
ansprüche in bezug auf ein Schiff fremder Flagge 
durchsetzen müssen, wegen der vorläufigen Voll- 
streckbarkeit des Beitragsbescheides nach § 748 RVO 
nur selten auf eine Sicherungsbeschlagnahme ange- 
wiesen sein werden. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 läßt zu, daß wegen der in Artikel 1 ge- 
nannten Seeforderungen nicht nur das Schiff, auf 
welches sich die Forderung bezieht, sondern auch 
jedes andere Schiff desselben Reeders beschlag- 
nahmt werden kann. Während der Wortlaut der 
Bestimmung vielleicht zu Zweifeln über ihre Bedeu- 
tung Anlaß geben könnte, geht aus der Entste- 
hungsgeschichte eindeutig hervor, daß es sich hier 
lediglich um eine Ausnahme von dem Arrestverbot 
des Artikels 2 handelt. Die Vertragsstaaten wollten 
zum Ausdruck bringen, daß die Beschlagnahme 
eines Schwesterschiffes nicht unzulässig sein soll, 
vorausgesetzt jedoch, daß der Eigentümer persön- 
lich oder das Schwesterschiff dinglich für die See- 
forderung haftet. Die Zweifel könnten dadurch be- 
gründet werden, daß der Vorbehalt zugunsten von 
Artikel 9, der dies nach dem Willen der Verfasser 


klarstellen sollte, infolge eines Redaktionsversehens 
auf Artikel 10 lautet. Bereits in den Verhandlungen 
ist jedoch von den Vertretern Englands und Frank- 
reichs zu Recht hervorgehoben worden, auch ohne 
einen ausdrücklichen Vorbehalt folge aus Artikel 9 
Abs. 1, daß Artikel 3 Abs. 1 nicht die Haftung eines 
Schwesterschiffes begründen könne, wenn diese 
nach anwendbarem nationalen Recht nicht besteht. 
Für das deutsche Recht hat diese Zweifelsfrage aller- 
dings praktisch kaum noch Bedeutung, wenn im 
Zuge der Anpassung des Haftungsrechts an das 
Übereinkommen über die beschränkte Reederhaf- 
tung von 1957 die beschränkt-dingliche Haftung des 
Reeders beseitigt und damit seine Haftung mit dem 
gesamten Vermögen, also auch mit anderen Schiffen, 
begründet wird. 

Die Vertragsparteien waren sich ebenfalls darüber 
einig, daß Artikel 3 Abs. 1 einen Arrest nicht auch 
dann ermöglichen soll, wenn ein nach anwendbarem 
nationalem Recht erforderlicher Arrestgrund nicht 
vorliegt. Das folgt aus Artikel 6 Abs. 2, obwohl auch 
zugunsten dieser Vorschrift kein ausdrücklicher Vor- 
behalt in Artikel 3 Abs. 1 enthalten ist. Deshalb 
werden die deutschen Gerichte auch künftig zu prü- 
fen haben, ob ohne den Arrest die Vollstrecicung 
des Urteils vereitelt oder wesentlich erschwert 
würde oder ob das Urteil ohne den Arrest im Aus- 
land vollstreckt werden müßte (§ 917 ZPO); der 
letztere Grund ist allerdings durch Absatz 3 einge- 
schränkt (vgl. die Erläuterungen zu dieser Bestim- 
mung). 

Da sich das Verfahrensrecht nach dem Recht des 
Arrestortes bestimmt (Artikel 6 Abs. 2), ist auch der 
Hinweis auf die Beschlagnahmefälligkeit selbst des 
segelfertigen Schiffes in Artikel 3 Abs, 2 nach dem 
Gesagten nur so zu verstehen, daß der Arrest inso- 
weit lediglich zulässig ist, sofern das anwendbare 
Verfahrensrecht ihn gestattet. Obwohl deshalb 
§ 482 HGB in der geltenden Fassung mit dem Über- 
einkommen vereinbar wäre, soll diese Vorschrift bei 
Gelegenheit der Ratifizierung des Übereinkommens 
geändert werden, weil das Verbot der Beschlag- 
nahme eines segelfertigen Schiffes nicht mehr zeit- 
gemäß ist; zur Erläuterung darf auf die Begründung 
zur Änderung dieser Vorschrift verwiesen werden. 

Absatz 2 enthält eine Definition der Schwester- 
schiffe. Sie führt in Verbindung mit Absatz 1 hin- 
sichtlich der Haftung mehrerer Mitreeder von ver- 
schiedenen Schiffen zu weitergehenden Ergebnissen 
als das deutsche Recht, nach welchem die Mitreeder 
mit dem einen Schiff nicht ohne weiteres für die For- 
derungen aus dem Betrieb des anderen Schiffes haf- 
ten. Auch hieraus ergibt sich jedoch wegen der 
Zweckbestimmung von Artikel 3 Abs. 1 im Hinblick 
auf Artikel 9 keine notwendige Erweiterung der Zu- 
griffsmöglichkeiten auf Schwesterschiffe nach deut- 
schem Recht. 

Absatz 3 gehört neben Artikel 2 zu den grundlegen- 
den Sicherungen des Reeders, welche das Überein- 
kommen garantieren will. Ist wegen einer Forde- 
rung in einem Vertragsstaat bereits ein Schiff des 
Reeders arrestiert oder ist für die Forderung Sicher- 
heit geleistet, so ist ein weiterer Arrest in ein 
Schiff wegen derselben Forderung unzulässig. Dies 
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entspricht dem deutschen Recht insoweit, als § 917 
Abs. 1 ZPO in Betracht kommt; besteht bereits eine 
Sicherheit für die Forderung, so fehlt es an einem 
Arrestgrund. Das deutsche Recht läßt allerdings nach 
§ 917 Abs. 2 ZPO als zureichenden Arrestgrund be- 
reits genügen, daß das Urteil ohne den Arrest im 
Ausland vollstreckt werden müßte. Dieser Sonder- 
fall des Arrestgrundes soll durch Artikel 3 Abs. 3 
des Übereinkommens ausgeschlossen werden; ist auf 
Grund einer Sicherheitsleistung in einem Vertrags- 
staat die Vollstreckung in diesem Staat möglich, so 
schließt das Übereinkommen innerhalb seines inter- 
nationalen Geltungsbereichs die Beschlagnahme 
eines Schiffes im Inland auch dann aus, wenn der 
Reeder sonst keinerlei Vermögen im Inland hat. 

Die Vorschrift bezweckt neben dem Schutz des Ree- 
ders vor dem Verlangen mehrfacher Sicherheitslei- 
stung auch seinen Schutz vor der Begründung meh- 
rerer Gerichtsstände, die dem Gläubiger im Falle 
mehrfachen Arrestes häufig zur Auswahl stehen. 
Zwar kann der Gläubiger einen erneuten Arrest 
auch nach dem Übereinkommen ausbringen, wenn 
er die bestehende Sicherheit treigibt (Artikel 3 
Abs. 3 Satz 2); das damit verbundene Risiko wird er 
jedoch lediglich im Interesse der Begründung eines 
anderen Gerichtsstandes regelmäßig nicht eingehen 
wollen. 

Die Schlußworte des zweiten Satzes sollen dem Ge- 
richt die Möglichkeit geben, in besonderen Aus- 
nahmefällen eineDoppelarrestierimg vorübergehend 
zuzulassen. Zu denken ist dabei etwa an den Fall, 
daß eine im Ausland bestehende Sicherheit mangels 
Transferierbarkeit des Gegenwertes von dem Gläu- 
biger nicht verwertet werden kann. 

Absatz 4 stellt klar, daß wegen der Ansprüche ge- 
gen einen Ausrüster nur das vercharterte Schiff, 
nicht andere Schiffe des Reeders beschlagnahmt 
werden dürfen. Das entspricht dem deutschen Recht. 
Nach dem Zweck der Vorschrift sowie im Hinblick 
auf Artikel 9 Abs. 1 sollte damit jedoch nicht gesagt 
werden, daß ein Arrest in das vercharterte Schiff 
wegen Forderungen gegen den Ausrüster stets mög- 
lich sei. Es hängt vielmehr vom anwendbaren Recht 
ab, ob das Schiff für Verbindlichkeiten des Aus- 
rüsters überhaupt haftet. Entsprechendes gilt für 
Satz 2; auch hier ist Voraussetzung, daß der Reeder 
oder das Schiff für die Forderung gegen den Schuld- 
ner haftet. 

Zu Artikel 4 

Der Arrest bedarf auch im Verhältnis der Vertrags- 
staaten stets einer gerichtlichen Anordnung des 
Staates, in welchem er vollzogen werden soll. Aus- 
nahmen können nur durch zweiseitige internationale 
Verträge vorgesehen werden. 

Zu Artikel 5 

Absatz 1 geht von dem bereits in Artikel 3 Abs. 3 
niedergelegten Grundgedanken aus und hebt wegen 
der Bedeutung dieser Regelung nochmals ausdrück- 
lich hervor, daß ein bereits vollzogener Arrest ge- 
gen Sicherheitsleistung aufzuheben ist. Das ent- 
spricht der Regelung des deutschen Rechts (§§ 923, 
934 Abs. 1 ZPO), soll nach dem Übereinkommen je- 


doch nicht nur für eine im Inland, sondern für jede 
in einem Vertragsstaat bestellte Sicherheit gelten. 

Nach Satz 2 gilt der Zwang zur Aufhebung des 
Arrestes nicht für Arreste wegen der in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstaben o und p genannten Forderungen. 
Diese Ausnahme beruht auf der Eiwägung, daß es 
sich dort um Ansprüche handelt, die in aller Regel 
nicht auf einen Geldbetrag gerichtet sind. Nach deut- 
schem Recht wird zu deren Sicherung normalerweise 
nur eine einstweilige Verfügung in Betracht kom- 
men, die ebenfalls grundsätzlich nicht gegen Sicher- 
heitsleistung aufzuheben ist (§ 939 ZPO). 

Im Zweifelsfalle soll nach Absatz 2 das Gericht Art 
und Höhe der Sicherheit festsetzen, bei deren Hin- 
terlegung der Arrest aufzuheben ist; dies geschieht 
nach deutschem Recht bereits im Arrestbefehl {§ 923 
ZPO). 

Absatz 3 enthält den nach deutschen Rechtsgrund- 
sätzen selbstverständlichen Satz, daß die Maßnah- 
men des Schuldners, die auf eine Freigabe des 
beschlagnahmten Schiffes gegen Sicherheitsleistung 
abzielen, weder als Anerkenntnis der Schuld noch 
als Verzicht auf eine etwa mögliche Haftungs- 
beschränkung zu werten sind. 

Zu Artikel 6 

Die Vertragsparteien haben sich trotz längerer Ver- 
handlungen hierüber nicht auf eine Regelung über 
die Ersatzpflicht des Gläubigers für einen Arrest 
einigen können, der später als ungerechtfertigt auf- 
gehoben wird. Während nach deutschem und allge- 
mein nach kontinentalem Recht der Gläubiger für die 
dem Schuldner durch den Arrest entstandenen Schä- 
den auch ohne ein Verschulden haftet (§ 945 ZPO), 
besteht ein solcher Anspruch nach englischem Recht 
nur bei Verschulden. Absatz 1 überläßt die Beurtei- 
lung dem Recht des Gerichtsortes. 

Absatz 2 enthält die für die Praxis wichtige Klar- 
stellung, daß sich das Verfahren nach dem Recht des 
Gerichtsortes regelt. Diese Bestimmung soll insbe- 
sondere Mißverständnisse darüber vermeiden, daß 
auch in den Fällen der Artikel 1 bis 3 ein Arrest 
nur dann angeordnet zu werden braucht, wenn die 
nach dem Verfahrensrecht der Vertragsstaaten er- 
forderlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen: es 
bedarf also insbesondere eines Arrestgrundes, so- 
fern das innerstaatliche Recht — wie das deutsche 
Recht — einen solchen verlangt. 

Zu Artikel 7 

Die Frage, ob am Arrestort auch die Klage zur 
Hauptsache erhoben werden kann, ist für die Praxis 
von großer Bedeutung. Begründet ein Arrest einen 
Gerichtsstand, so kann der Gläubiger durch die 
Wahl des Arrestortes häufig beeinflussen, welches 
Recht auf die Beurteilung des Anspruchs angewen- 
det wird. Die deshalb wünschenswerte Beschrän- 
kung der Fälle, in denen der Arrestort zugleich für 
den Gerichtsstand maßgebend ist, ist jedoch leider 
nicht gelungen. Zwar enthält Absatz 1 Unterabsatz 2 
eine Aufzählung solcher Fälle, in die im wesent- 
lichen nur Forderungen aufgenommen worden sind, 
bei denen entweder eine echte Bindung des Rechts- 
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Streits an den Arreststaat vorliegt oder in denen der 
Entscheidung international vereinheitlichtes mate- 
rielles Recht zugrunde zu legen ist, so daß die Wahl 
des Gerichtsstandes zumindest theoretisch bedeu- 
tungslos ist. Daneben ist jedoch die Zuständigkeit 
der Gerichte des Arrestortes stets auch dann ge- 
geben, wenn sie nach nationalem Recht besteht. Da 
dies nach den meisten Rechten — ■ so auch nach 
deutschem Recht (§ 23 ZPO) — zutrifft, kann das 
Übereinkommen die Manipulation des Gerichtsstan- 
des durch Wahl des Arrestortes nicht verhindern; 
sie wird allerdings durch die Beschränkung der 
Arrestmöglicbkeit allgemein eingeschränkt. Hierin 
liegt ein Mangel des Übereinkommens, der vom 
Standpunkt der Rechtsvereinheitlichung zu bedau- 
ern ist. 

Absatz 2 Satz 1 enthält einen Hinweis darauf, daß 
in den Fällen, in denen die Klage nur in einem 
anderen Staat als dem Arreststaat erhoben werden 
kann, der Arrest nach Artikel 5 Abs. 1 nur dann 
aufzuheben ist, wenn die Sicherheit in der Weise 
bestellt ist, daß sie auf Grund eines in einem ande- 
ren Staat ergangenen Urteils verwertet werden 
kann. 

Mit der Festsetzung einer Klagefrist beschäftigen 
sich Absatz 2 Satz 2, Absätze 3, 4. Zur Sicherung 
des Schuldners sind diese Bestimmungen etwas 
strenger als die des deutschen Rechts (§ 926 ZPO), 
wonach die Fristbestimmung nur auf Antrag erfolgt. 

Um Kollisionen mit der revidierten Rheinschiff- 
fahrtsakte zu vermeiden, gilt das Übereinkommen 
nach Absatz 5 nicht in deren Geltungsbereich. Wegen 
der Moselschiffahrt, die in dem Übereinkommen 
nicht erwähnt ist, jedoch in dem Vertrag vom 
27. Oktober 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik und dem 
Großherzogtum Luxemburg über die Schiffbarma- 
chung der Mosel (Bundesgesetzbl. 1956 II S. 1836) 
eine Sonderregelung erfahren hat, ist auf die Be- 
gründung zu Artikel 1 Nr. 38 (§ 738 b HGB) des 
Seerechtsänderungsgesetzes zu verweisen. 

Zu Artikel 8 

Das Übereinkommen gilt grundsätzlich nur für 
Schiffe, welche die Flagge eines Vertragsstaates füh- 
ren; Schiffen, welche die Flagge eines Nichtvertrags- 
staats führen, soll die Einschränkung der Beschlag- 
nahmemöglichkeit nicht zugute kommen, weil ein 
solcher Verzicht der Vertragsstaaten die Gewähr- 
leistung der Gegenseitigkeit voraussetzen sollte 
(Absätze 1,2). Deshalb können nach Absatz 3 Ange- 
hörige von Nichtvertragsstaaten auch dann von den 
Vergünstigungen des Übereinkommens ausgeschlos- 
sen werden, wenn das Schiff die Flagge eines Ver- 
tragsstaates führt; diese Regel hat für das deutsche 
Recht allerdings keine große praktische Bedeutung, 
weil das Recht zur Führung der deutschen Flagge 
regelmäßig nur Deutschen zusteht. 

Das Übereinkommen ändert nicht die Rechtslage für 
Staatsschiffe im hoheitlichen Dienst. Da solche 
Schiffe im allgemeinen nicht mit Arrest belegt wer- 
den können, hat schon deshalb eine Beschränkung 
der Arrestgründe insoweit keine Bedeutung. 


Nach Absatz 4 gilt das Übereinkommen nicht für 
den Arrest in ein Schiff, welches die deutsche 
Flagge führt, durch einen deutschen Gläubiger. 
Diese Vorschrift beruht auf der Erwägung, daß eine 
Einschränkung der Beschlagnahmemöglichkeit nur 
während des Aufenthalts eines Schiffes im Ausland 
notwendig und gerechtfertigt ist. Dieser Überlegung 
folgend soll auch davon abgesehen werden, das 
innerstaatliche deutsche Arrestrecht an das Überein- 
kommen anzupassen (vgl. hierzu die allgemeinen 
Bemerkungen zu 1). 

Absatz 5 will vermeiden, daß die Anwendbarkeit 
des Übereinkommens durch Abtretung der durch 
den Arrest zu sichernden Forderung beeinflußt wer- 
den kann. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 stellt das materiell-rechtliche Gegenstück 
zu Artikel 6 Abs. 2 dar. Die Vorschrift geht davon 
aus, daß es nicht Aufgabe des Übereinkommens sein 
kann, das anwendbare materielle Recht einschließ- 
lich des Haftungsrechts zu vereinheitlichen, sondern 
daß lediglich die Möglichkeit einer Sicherungsbe- 
schlagnahme eingeschränkt werden soll. Sowohl der 
Arrest als auch die Klage zur Hauptsache sollen des- 
halb auch dann, wenn die Arrestvoraussetzungen 
des Übereinkommens erfüllt sind, nur möglich sein, 
wenn nach anwendbarem Recht ein Anspruch be- 
steht und wenn der zu beschlagnahmende Gegen- 
stand für diesen haftet. Absatz 2 ergänzt diesen 
Grundsatz durch eine Klarstellung für den bei Ar- 
resten wegen Seeforderungen bedeutsamen Fall der 
Sicherung eines Schiffsgläubigerrechts durch den 
Hinweis, daß auch die dingliche Haftung des Schif- 
fes nach anwendbarem nationalen Recht zu beurtei- 
len ist. 

Zu Artikel 10 

Nach der Vorschrift sind zwei Vorbehalte zu dem 
Übereinkommen zulässig, die sich mit den Seeforde- 
rungen nach Artikel 1 Abs. 1 Buchstaben o bis q 
beschäftigen. 

Der Vorbehalt zu a wurde in das Übereinkommen 
aufgenommen, nachdem von einigen Vertrags- 
staaten angestrebt worden war, die unter Buch- 
staben o und p aufgeführten Forderungen aus 
Artikel 1 Abs. 1 zu streichen, weil es sich hierbei 
um Forderungen handelt, die nicht aus dem Schiff- 
fahrtsbetrieb, sondern aus dinglichen Rechten am 
Schiff entstehen. Da die Streichung in Absatz 1 je- 
doch bedeutet hätte, daß ein Arrest wegen dieser 
Forderungen überhaupt nicht zulässig wäre, einigte 
man sich auf den Vorbehalt, Arreste wegen dieser 
Ansprüche nach innerstaatlichem Recht zu behan- 
deln. Obgleich die Regelung des Arrestes wegen der 
in Buchstaben o und p genannten Ansprüche im 
Übereinkommen im wesentlichen dem deutschen 
Recht entspricht, da in Artikel 3 Abs. 1 und Ar- 
tikel 5 Abs. 1 Sonderregeln enthalten sind, welche 
der Eigenart der in diesen Fällen zu sichernden An- 
sprüche Rechnung tragen, sollte nach Auffassung 
der Bundesregierung von dem Vorbehalt zu a) Ge- 
brauch gemacht werden. Nach deutschem Verfah- 
rensrecht ist wegen dieser Ansprüche in aller Regel 
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kein Arrest, sondern eine einstweilige Verfügung 
zulässig. Obwohl die einstweilige Verfügung, die 
einen Sonderfall der Sicherungsbeschlagnahme dar- 
stellt, wohl als Arrest im Sinne des Übereinkom- 
mens angesehen werden kann, sollte dennoch zur 
Vermeidung von Mißversländnissen von dem Vor- 
behalt Gebrauch gemacht werden. Dies erscheint 
um so mehr angebracht, als die Forderungen nach 
Artikel 1 Abs. 1 Buchstaben o und p sachlich nicht 
in den Zusammenhang des Übereinkommens passen. 

Die Aufnahme des Vorbehalts zu b in das Über- 
einkommen dürfte auf einem Mißverständnis be- 
ruhen. Die holländische Delegation hielt den Vor- 
behalt für erforderlich, um zu vermeiden, daß 
Arreste wegen eines hypothekarisch gesicherten An- 
spruchs nur in das belastete Schiff, nicht in andere 
Schiffe des Schuldners ausgebracht werden dürfen. 
Dabei scheint übersehen worden zu sein, daß Ar- 
tikel 1 Abs. 1 Buchstabe q nur den Anspruch aus 
der Hypothek auf Duldung der Zwangsvollstrek- 
kung zum Gegenstand hat, nicht die hypothekarisch 
gesicherte Forderung. Bei der letztgenannten Aus- 
legung bestehen keine Bedenken gegen die An- 
wendung des Artikels 3 Abs. 1 letzter Halbsatz 
auf die Ansprüche nach Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe q. Auch nach deutschem Recht kann wegen 
des dinglichen Anspruchs auf Duldung der Zwangs- 
vollstreckung ein Arrest nur gegen das Schiff aus- 
gebracht werden, das für die Hypothek haftet; es 
ist kaum anzunehmen, daß irgendein fremdes Recht 
diese Frage anders beurteilt. Obwohl danach die 
Ausübung des Vorbehalts entbehrlich erscheint, hält 
die Bundesregierung sie für zweckmäßig, nachdem 
der Vorbehalt einmal in das Übereinkommen aufge- 
nommen worden ist. Denn angesichts der Ent- 
stehungsgeschichte erscheint die Gefahr nicht aus- 
geschlossen, daß das Übereinkommen nunmehr in 
dem — durch seinen Wortlaut allerdings nicht ge- 
botenen — Sinne verstanden wird, daß Artikel 3 
Abs. 1 bei Nichtausübung des ausdrücklich zur Ver- 
meidung dieser Auslegung eingefügten Vorbehalts 
die Beschlagnahme anderer Schiffe des Schuldners 
als des mit der Hypothek belasteten auch wegen der 
persönlichen Forderungen ausschließt. 

Die Ausübung beider Vorbehalte entspricht der 
Empfehlung des Sachverständigenausschusses. Sollte 
sie zu Unzuträglichkeiten führen, wäre eine spätere 
Rücknahme der Vorbehalte möglich. 

Artikel 11 enthält eine Schiedsklausel, die jedoch 
Verpflichtungen der Vertragsstaaten, ihre Streitig- 
keiten dem Haager Internationalen Gerichtshof zu 
unterbreiten, unberührt läßt. 

Zu Artikel 12 bis 18 

Die Bestimmungen enthalten die bei den Brüsseler 
Übereinkommen üblichen Regelungen über Unter- 
zeichnung (Artikel 12), Ratifikation (Artikel 10) und 
Inkrafttreten des Übereinkommens (Artikel 14), 
über den Beitritt zu dem Übereinkommen (Arti- 
kel 15), über seine Revision (Artikel 16) und seine 
Kündigung (Artikel 17) sowie über seine Erstrek- 
kung auf Gebiete, deren internationale Beziehungen 
ein Vertragsstaat wahrnimmt (Artikel 18). 


IV. 

Zu dem Übereinkommen von 1952 zur Vereinheit- 
lichung von Regeln über die zivilgerichtliche 
Zuständigkeit bei Schiffszusammenstößen 

1. Allgemeines 

Das Übereinkommen stellt die prozessuale Ergän- 
zung zu dem Brüsseler Übereinkommen vom 23. Sep- 
tember 1910 zur einheitlichen Feststellung von 
Regeln über den Zusammenstoß von Schiffen 
(Reichsgesetzbl. 1913, S. 49) dar. Es erstrebt eine 
Vereinheitlichung und Beschränkung der für Klagen 
aus Schiffszusammenstößen zur Verfügung stehen- 
den Gerichtsstände. Nach dem Übereinkommen sol- 
len dem Kläger wegen Ansprüchen aus Zusammen- 
stößen — außer dem Gerichtsstand des Zusammen- 
hangs mit anderen Klagen aus demselben Schiffs- 
zusammenstoß — nur drei Gerichtsstände nach 
seiner Wahl zur Verfügung stehen; Der Gerichts- 
stand des gewöhnlichen Aufenthalts des Beklagten 
oder seiner gewerblichen Niederlassung, der Ge- 
richtsstand des Arrestes und > — bei Zusammen- 
stößen in Häfen oder Binnengewässern — der Ge- 
richtsstand des Ortes des Zusammenstoßes. Andere 
Gerichtsstände sollen nur bei entsprechender Partei- 
vereinbarung gegeben sein. 

Das Übereinkommen gilt, wie das Übereinkommen 
von 1910, für Zusammenstöße von Seeschiffen sowie 
von Seeschiffen mit Binnenschiffen, gleichgültig, ob 
sie sich auf See oder auf Binnengewässern ereignen. 
Es betrifft nur Klagen wegen außervertraglicher An- 
sprüche, auf deren Regelung sich auch das Überein- 
kommen von 1910 beschränkt. Auf Streitsachen, 
deren sämtliche Beteiligte Deutsche sind, sowie ge- 
genüber Angehörigen von Nichtvertragsstaaten, im 
Verhältnis zu denen die Gegenseitigkeit nicht ver- 
bürgt ist, sind die Abkommensregeln nicht anzu- 
wenden. 

Die Bundesregierung hält die Ratifikation des Über- 
einkommens in Übereinstimmung mit der Empfeh- 
lung des Sachverständigenausschusses sowie im Ein- 
verständnis mit den beteiligten Wirtschaftskreisen 
für zweckmäßig. Das Übereinkommen erfüllt zwei 
dringende Wünsche aller am Seeverkehr Beteiligten: 
Es erleichtert einmal dem Kläger und dem Be- 
klagten, die Zuständigkeit der Gerichte in anderen 
Vertragsstaaten festzustellen, was heute bei der 
verschiedenartigen und zum Teil recht unübersicht- 
lichen Ausgestaltung der staatlichen Regelungen 
nicht immer leicht ist. Sodann schränkt es durch 
die Verminderung der Gerichtsstände die Möglich- 
keit ein, durch die Wahl des Gerichtsstandes Ein- 
fluß darauf zu nehmen, welches materielle Recht 
auf den Rechtsstreit angewendet wird. 

Allerdings enthält auch dieses Übereinkommen 
einige Mängel. Zunächst wäre es vielleicht wün- 
schenswert, die Konzentration der Gerichtsstände 
nach dem geltenden deutschen Binnenschiffahrtsver- 
fahrensrecht, die sich bewährt hat, zu erhalten; über 
die auf deutschen Antrag eingefügte Ausnahme für 
Rheinschiffahrtssachen hinaus ist ein entsprechen- 
der Vorbehalt jedoch nach dem Übereinkommen 
nicht zulässig. Ferner enthält das Übereinkommen 
einige Unklarheiten, wobei gewisse Auslegungs- 
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zweitel zu Artikel 1 Abs. 3 von praktischer Be- 
deutung sind. Die Bundesregierung ist jedoch der 
Auffassung, daß sich die Bundesrepublik der be- 
grüßenswerten internationalen Vereinheitlichung 
der Gerichtsstände bei Schiffszusammenstößen nicht 
deshalb verschließen sollte, weil es nicht gelungen 
ist, das Übereinkommen in allen Punkten ihren 
Wünschen entsprechend zu gestalten. Der zu erwar- 
tende Nutzen der Übereinkommensregelung läßt es 
angebracht erscheinen, die Mängel in Kauf zu neh- 
men. Auf die Einzelheiten ist bei der Erörterung der 
einzelnen Bestimmungen einzugehen. 

Die Regelung des Übereinkommens soll in das Han- 
delsgesetzbuch übernommen werden. Entsprechende 
Vorschriften sind in dem Entwurf eines Seerechts- 
änderungsgesetzes enthalten (§§ 738 ff. HGB). Als 
Regelung der örtlichen Zuständigkeit erhält sie 
ihren Platz zweckmäßig in dem Gesetz, mit dessen 
materiellen Normen sie in Zusammenhang steht. 
Sie soll dabei nicht nur mit dem Geltungsbereich der 
völkerrechtlichen Verpflichtung aus dem Überein- 
kommen, sondern ganz allgemein als deutsches 
Recht eingeführt werden. Dies dient der Übersicht- 
lichkeit und Einfachheit der innerstaatlichen Zu- 
ständigkeitsregelung und entspricht dem Verfahren, 
das bei der Ratifikation des Übereinkommens von 
1910 eingeschlagen worden ist. Um eine uner- 
wünschte Einschränkung der Gerichtsstände, die 
deutschen Gläubigern gegen Schuldner in Nichtver- 
tragsstaaten zur Verfügung stehen, zu vermeiden, 
ist es allerdings erforderlich, die Anwendung der 
Bestimmungen insoweit von dem Erfordernis der 
Gegenseitigkeit abhängig zu machen. 

Folgende Staaten haben das Übereinkommen bisher 
ratifiziert: Spanien, Jugoslawien, Ägypten, Vatikan- 
stadt, Portugal, Frankreich, das Vereinigte König- 
reich, Belgien und Griechenland. Ihm sind beigetre- 
ten; Die Schweiz, Costa Rica, Kambodscha, Togo, 
Kamerun, Madagaskar, Argentinien, Guayana, Nige- 
ria, Algerien, die Demokratische Republik Kongo 
und Paraguay. 


2. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 beschränkt die Zulässigkeit von Klagen 
aus Schiffszusammenstößen auf die drei nach Buch- 
staben a bis c örtlich zuständigen Gerichte, zwi- 
schen denen der Kläger die Wahl hat (Absatz 2). 
Damit sollen, wie schon in den einleitenden Bemer- 
kungen dargelegt, die Übersichtlichkeit der Zustän- 
digkeitsregelung im internationalen Rechtsverkehr 
verbessert und Mißstände eingeschränkt werden, 
welche sich bei unbeschränkter Möglichkeit der Ge- 
richtsstandswahl daraus ergeben haben, daß die 
Wahl des Gerichtsstands häufig mit der Absicht vor- 
genommen wird, die Anwendbarkeit eines bestimm- 
ten materiellen Rechts herbeizuführen; der Entschei- 
dung über das anwendbare materielle Recht kommt 
trotz dessen teilweiser Vereinheitlichung durch das 
Übereinkommen von 1910 auch heute noch eine er- 
hebliche praktische Bedeutung zu, da in diesem 
Übereinkommen nicht alle Fragen der Schadens- 
ersatzpflicht geregelt sind und da eine Reihe bedeu- 


tender Staaten dem Übereinkommen von 1910 bis- 
her nicht beigetreten ist. 

örtlich zuständig ist nach Buchstabe a zunächst das 
Gericht des gewöhnlichen Aufenthalts oder der ge- 
werblichen Niederlassung des Schuldners. Der Ge- 
richtsstand der gewerblichen Niederlassung wird 
bei einem Reeder regelmäßig identisch sein mit dem- 
jenigen des Heimathafens (§ 488 HGB), der jedoch 
als solcher vom Übereinkommen nicht zugelassen 
ist. Der Gerichtsstand des gewöhnlichen Aufenthalts 
kann zu der an sich unerwünschten Zuständigkeit 
eines Gerichts im Binnenland führen; diese Gefahr 
kann jedoch hingenommen werden, da sie im Falle 
des Wohnsitzes des Reeders im Binnenland auch 
heute schon besteht (§13 ZPO) und da der Beklagte 
regelmäßig selbst ein Interesse daran haben wird, 
im Rahmen seiner Möglichkeiten ein Gericht in 
einer Hafenstadt zu wählen. 

Der in Buchstabe b zugelassene Gerichtsstand des 
Arrestes hat zwei Alternativen. Nach der ersten soll 
das Gericht an dem Ort zuständig sein, an welchem 
das schuldige Schiff oder ein anderes Schiff, das 
demselben Beklagten gehört, mit Arrest belegt wor- 
den ist. Diese Zuständigkeit entspricht Artikel 7 
Abs. 1 Buchstabe d des Übereinkommens über den 
Arrest. 

Grundsätzlich soll es nicht darauf ankommen, ob das 
Arrestgericht seine eigene Zuständigkeit zu Recht 
angenommen hat. Nach dem Wortlaut des Überein- 
kommens dürfte das Prozeßgericht die Zuständigkeit 
des Arrestgerichts dagegen nachprüfen können, 
wenn es sich um die Beschlagnahme eines Schwester- 
schiffes handelt. Für die Nachprüfbarkeit spricht das 
Wort „rechtmäßig". 

Nach der zweiten Alternative von Buchstabe b ist 
ferner das Gericht an dem Ort zuständig, an 
welchem ein Arrest hätte vollzogen werden können 
und an welchem der Beklagte Sicherheit geleistet 
hat. Nach dem Zweck der Bestimmung dürfte hier- 
unter nur eine Sicherheit fallen, die zur Abwendung 
eines bereits angeordneten Arrestes geleistet wor- 
den ist, nicht dagegen eine Sicherheit, die nur ge- 
eignet war, die Anordnung eines — an diesem Ort 
zulässigen — Arrestes zu verhindern. Der Wortlaut 
setzt ausdrücklich eine Sicherheitsleistung voraus, 
welche die Vollziehung, nicht die Anordnung des 
Arrestes abgewendet hat. Bei der nach der Ent- 
stehungsgeschichte vielleicht vertretbaren weiteren 
Auslegung würde auch der Zweck des Übereinkom- 
mens, die Gerichtsstände wirksam zu beschränken, 
unvollkommener erreicht werden, weil der Kläger 
dann eine erweiterte Auswahl von Gerichtsständen 
haben könnte; diese Gefahr ist von den Konferenz- 
teilnehmern gesehen worden und hat dazu geführt, 
eine zunächst erwogene Fassung, wonach am Ort 
jeder Sicherheitsleistung eine Zuständigkeit für 
die Klage zur Hauptsache gegeben sein sollte, zu 
verwerfen. 

Obwohl ein norwegischer Wunsch auf Klarstellung, 
daß der Arrest wegen der Klageforderung angeord- 
net sein müsse, nicht weiter verfolgt worden ist, 
kann dieses Erfordernis auch ohne besondere Her- 
vorhebung im Text aus dem Sinn der Vorschrift ent- 
nommen werden. 
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Wie nach dem Arrestabkommen dürfte auch hier 
dem Arrest die einstweilige Verfügung gleichstehen, 
die im Übereinkommen nicht besonders berücksich- 
tigt ist, weil sie in den meisten Rechten bereits durch 
den Begriff des Aiiesles erfaßt ist. 

Buchstabe c erklärt für die Fälle von Zusammen- 
stößen in Binnengewässern auch das Gericht am 
Orte des Zusammenstoßes für zuständig. 

Absatz 2 stellt klar, daß das Wahlrecht unter den 
mehreren nach Absatz 1 ausschließlich zugelassenen 
Gerichtsständen dem Kläger zusteht. Eine entspre- 
chende Regelung für die bisher bestehenden ver- 
gleichbaren Fälle findet sich auch im deutschen Recht 
(§ 35 ZPO). 

Die Auslegung von Absatz 3 wirft eine Zweifels- 
frage auf, die für die Rechtsanwendung von großer 
Bedeutung ist. 

Die Bestimmung soll nicht nur für die Dauer der 
Rechtshängigkeit einer Klage jede weitere Klage 
wegen desselben Anspruchs in einem anderen Ver- 
tragsstaat untersagen, sondern dürfte darüber hin- 
aus bezwecken, dem Kläger auch nach rechtskräfti- 
gem Abschluß des ersten Verfahrens eine erneute 
Klage in allen anderen Vertragsstaaten zu ver- 
bieten. Während der Verhandlungen wurde un- 
widersprochen die Auslegung vertreten, daß der 
Kläger sein Wahlrecht durch die Einreichung der 
ersten Klage erschöpft, so daß er auch nach rechts- 
kräftigem Abschluß des Verfahrens nicht erneut 
vor einem anderen Gericht klagen könne. Zwar 
wurde die Problematik, die sich ergeben kann, wenn 
der Kläger das erstrittene Urteil nicht zu vollstrek- 
ken vermag, gesehen; es gelang jedoch nicht, sie 
befriedigend zu lösen. Eine Regelung im Sinne einer 
Anerkennung und Vollstreckbarkeit der Entschei- 
dung in allen Vertragsstaaten mußte in einem multi- 
lateralen, offenen Übereinkommen von vornherein 
ausscheiden. Ein schwedisch-norwegischer Antrag, 
durch einen besonderen Artikel klarzustellen, daß 
der Kläger eine neue Klage bei einem anderen der 
nach Absatz 1 zuständigen Gerichte erheben könne, 
wenn der Beklagte das Urteil nicht erfüllt, verfiel 
der Ablehnung. Auf Betreiben der schwedischen 
Delegation wurde daraufhin der jetzige Absatz 3 an 
Artikel 1 angefügt, der nach der Erklärung seiner 
Verfasser den Zweck hat, klarzustellen, daß der 
Kläger, dessen Klage abgewiesen worden ist, nicht 
von Gericht zu Gericht gehen darf, um neue Ver- 
suche zu unternehmen. 

Da der Wortlaut der Bestimmung über diesen Zv/eck 
hinausgeht und nicht nur den Fall der Klageabwei- 
sung erfaßt, könnte Artikel 1 Abs. 3 eine ein- 
schneidende Beschränkung der Rechte des Klägers 
zur Folge haben, der bereits ein rechtskräftiges 
Urteil gegen den Beklagten erstritten hat, dieses 
jedoch mangels Vermögens des Beklagten im Urteils- 
staat und mangels Anerkennung des Urteils in an- 
deren Vertragsstaaten nicht vollstrecken kann. Eine 
solche unangemessene Beschränkung kann jedoch 
nach Auffassung der Bundesregierung durch eine 
sinnvolle Auslegung der vorgesehenen Ausnahme 
vermieden werden. Obwohl der Wortlaut in der 
englischen und französischen Sprache dies nahe- 
zulegen scheint, braucht die Ausnahme im Hinblick 


auf den erwähnten Zweck der Bestimmung nicht so 
eng ausgelegt zu werden, daß sie nur eine Klage- 
rücknahme im Sinne des deutschen Zivilprozeßrechts 
erfaßt. Vielmehr erscheint es durch den Zweck der 
Vorschrift erfordert und mit dem V.'^ortlaut verein- 
bar, auch den Verzicht des Klägers auf seine Rechte 
aus einem rechtskräftigen Titel zu seinen Gunsten 
genügen zu lassen. Diese Auslegung kommt in der 
deutschen Übersetzung zum Ausdruck; sie liegt dem 
Entwurf des Seerechtsänderungsgesetzes (§ 738 a 
Abs. 2 HGB) zugrunde und wird dort näher begrün- 
det. Sie enthält eine nach Auffassung der Bundes- 
regierung befriedigende Lösung dieser durch das 
Übereinkommen unzureichend behandelten Frage, 
die es vermeidet, auf die Vorteile des Übereinkom- 
mens mit Rücksicht auf diesen Mangel verzichten zu 
müssen. Es wird allerdings abzuwarten sein, ob 
diese Auslegung von den anderen Vertragsstaaten 
geteilt wird. Dennoch wären auch dann, wenn dies 
nicht der Fall sein sollte. Gefahren für deutsche 
Staatsangehörige kaum zu besorgen; dabei ist auch 
zu berücksichtigen, daß die Bundesrepublik auf eine 
Revision des Übereinkommens hinwirken oder das 
Übereinkommen kündigen könnte, wenn die An- 
wendung dieser Bestimmung zu völlig unbefriedi- 
genden Ergebnissen führen würde. 

Wie nach deutschem Recht kann auch die aus Arti- 
kel 1 Abs. 3 hergeleitete Einrede der Rechtshängig- 
keit oder der Rechtskraft nur für den jeweiligen 
Streitgegenstand wirken; eine Klage wegen eines 
Teilbetrages soll deshalb die Klage wegen des Rest- 
betrages vor einem anderen Gericht nicht unzulässig 
machen. 

Zu Artikel 2 

Der Zweck des Übereinkommens erfordert es nicht, 
den Beklagten gegen Klagen vor anderen als den 
in Absatz 1 zugelassenen Gerichten auch dann zu 
schützen, wenn er sich mit dem Gerichtsstand ein- 
verstanden erklärt. Trotz des engen Wortlauts kann 
aus diesem Zweck wohl entnommen werden, daß — 
ebenso wie im deutschen Recht (§§ 38, 39 ZPO) — 
auch die nachträgliche und stillschweigende Verein- 
barung genügt. 

Zu Artikel 3 

Entsprechend dem deutschen Recht (§ 33 ZPO) kön- 
nen nach Absatz 1 bei dem mit der Klage befaßten 
Gericht stets auch Widerklagen aus demselben 
Schiffszusammenstoß erhoben werden. Dadurch soll 
vermieden werden, daß die Beschränkung der Ge- 
richtsstände zur Beschneidung der Verteidigung des 
Beklagten und zu unwirtschaftlicher Befassung meh- 
rerer Gerichte mit demselben Sachverhalt führt. Dem 
letzteren Zweck dient auch Absatz 2, der aus Grün- 
den des Sachzusammenhangs dem Kläger jeden Ge- 
richtsstand eröffnet, bei welchem bereits eine Klage 
eines anderen Klägers gegen denselben Beklagten 
aus demselben Zusammenstoß anhängig ist, auch 
wenn für sein Verfahren die Voraussetzungen des 
Artikels 1 Abs. 1 nicht vorliegen. 

Absatz 3 gestattet den Vertragsstaaten, die Regel 
des Absatzes 2 dahin auszudehnen, daß die Zustän- 
digkeit aus Gründen des Sachzusammenhangs selbst 
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dann zugelassen wird, wenn die verschiedenen 
Rechtsstreitigkeiten aus demselben Zusammenstoß 
nicht nur mehrere Kläger haben, sondern auch gegen 
mehrere Beklagte gerichtet sind. Eine so weit- 
gehende Rücksichtnahme auf die Prozeßökonomie 
dürfte jedoch die Wahlmöglichkeit des Klägers zu 
sehr erweitern und damit den Abkommenszweck 
gefährden; von der Möglichkeit soll deshalb nicht 
Gebrauch gemacht werden. 

Artikel 4 

Die Vorschrift entspricht Artikel 13 des Überein- 
kommens von 1910. Ebenso wie dort für die An- 
wendung des materiellen Rechts sind hier für die 
Anwendung der Regeln über die gerichtliche Zustän- 
digkeit dem Zusammenstoß von Schiffen bestimmte 
Fälle der Schadenszufügung durch nautische Maß- 
nahmen gleichgestellt worden, für welche sich der 
Ausdruck „Fernschädigung" eingebürgert hat, 

Artikel 5 

Wie das Übereinkommen von 1910 (vgl. dort Arti- 
kel 11) soll auch das vorliegende Übereinkommen 
nicht zwingend für Kriegsschiffe und sonstige Staats- 
schiffe gelten. Während die Ausnahme in dem Über- 
einkommen von 1910 hinsichtlich des materiellen 
Rechts jedoch nur für Staatsschiffe erforderlich war, 
die im hoheitlichen Dienst fahren, sind von der An- 
wendung der prozessualen Vorschriften alle Schiffe 
ausgenommen, die einem Staat gehören, selbst wenn 
sie privaten Zwecken dienen. Dies beruht auf der 
Erwägung, daß die Gerichtsbarkeit für Staatsschiffe 
im nichthoheitlichen Dienst problematisch ist und 
kein Staat, der sie für seine Schiffe verneinen 
möchte, am Beitritt zu dem Übereinkommen gehin- 
dert werden sollte. 

Zu Artikel 6 

Das Übereinkommen will die Zuständigkeit nur hin- 
sichtlich außervertraglicher Ansprüche regeln, auf 
die sich auch das Übereinkommen von 1910 be- 
schränkt. Für eine Beschränkung der gerichtlichen 
Zuständigkeiten bei Klagen aus vertraglichen An- 
sprüchen wurde von den Vertragsparteien kein Be- 
dürfnis gesehen. 

Zu Artikel 7 

Entsprechend einem deutschen Antrag gilt das Über- 
einkommen nicht im Geltungsbereich der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte von 1868. Ausschlaggebend für 
diese Ausnahme war der Wunsch, die Konzentration 
der Kollisionsprozesse in diesem Bereich auf die 
Rheinschiffahrtsgerichte erhalten zu können. Das 
Übereinkommen läßt allerdings die Beibehaltung 
der Konzentration der Gerichtsstände im Binnen- 
schiffahrtsverfahrensrecht außerhalb des Geltungs- 
bereichs der Rheinschiffahrtsakte nicht zu; insoweit 
enthält der Entwurf des Seerechtsänderungsgesetzes 
die entsprechende Änderung von § 2 des Binnen- 
schiffahrtsverfahrensgesetzes. 

Zu Artikel 8 

Die Bestimmung befaßt sich mit dem persönlichen 
Geltungsbereich des Übereinkommens. Sie bedarf 
keiner näheren Erläuterung. 


Zu Artikel 9 bis 16 

Die Vorschriften entsprechen den Artikeln 11 bis 18 
des Übereinkommens über den Arrest. Es kann des- 
halb insoweit auf die Bemerkungen zu dem Arrest- 
abkommen verwiesen werden. 


V. 

Zu dem Übereinkommen von 1952 

zur Vereinheitlidiung von Regeln 
über die strafgeriditliche Zuständigkeit 
bei Schiffszusammenstößen 

1. Allgemeines 

Das Übereinkommen hat zwei Ziele: Einmal soll es 
die Schiffe und ihre Besatzungen bei bestimmten mit 
der Führung des Schiffes zusammenhängenden De- 
likten gegen die Gefahren wiederholter strafrecht- 
licher Verfolgung vor fremden Gerichten sowie 
gegen Zwangsmaßnahmen, insbesondere die Be- 
schlagnahme des Schiffes, im Zusammenhang mit 
solchen Ereignissen schützen. Sodann soll es die 
Zweifelsfragen des internationalen Strafrechts hin- 
sichtlich der Verfolgung von Straftaten, die auf 
Schiffen auf hoher See begangen worden sind, in 
dem Sinne klären, daß dem Flaggenstaat das Recht 
der strafgerichtlichen und disziplinarischen Verfol- 
gung der auf seinen Schiffen begangenen Straftaten 
Vorbehalten wird; jedem Staat soll allerdings da- 
neben das Recht verbleiben, seine eigenen Staats- 
angehörigen zur Rechenschaft zu ziehen und die von 
ihm ausgestellten Befähigungszeugnisse zu wider- 
rufen. 

Die Ausarbeitung des Übereinkommens geht bereits 
auf die Zeit vor dem zweiten Weltkrieg zurück. 

Das Comite Maritime International behandelte Vor- 
entwürfe bereits auf den Konferenzen von 1933 
(Oslo) und 1937 (Paris). Nach dem zweiten Welt- 
krieg wurde die Angelegenheit auf der Konferenz 
von Antwerpen (1947) wieder aufgegriffen; der dort 
verabschiedete Entwurf führte zu dem vorliegenden 
Übereinkommen. 

Die Bundesregierung hält die Ratifizierung des Über- 
einkommens für wünschenswert, obwohl es einige 
Unklarheiten enthält, die für die Praxis jedoch keine 
Gefahren mit sich bringen dürften. Der Vorteil einer 
im Grundsatz klaren internationalen Regelung über 
die Gerichtshoheit läßt geringfügige rechtstechnische 
Mängel, die bei internationalen Übereinkommen 
unvermeidlich sind, hinnehmbar erscheinen. Deshalb 
haben sich auch der Sachverständigenausschuß und 
die beteiligten Wirtschaftskreise für die Ratifikation 
ausgesprochen. 

Nicht beabsichtigt ist eine förmliche Änderung des 
deutschen Rechts, das jedoch durch die Ratifikation 
des Übereinkommens und die damit verbundene 
Transformation seiner normativen Rechtsregeln in 
einigen, bei der Erörterung der einzelnen Artikel 
zu erwähnenden Punkten automatisch modifiziert 
wird. Die Übereinkommensgrundsätze sollen dem 
deutschen Recht insoweit als leges speciales für den 
beschränkten Geltungsbereich des Übereinkommens 
Vorgehen. Es erscheint unzweckmäßig, die Vorteile 
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des Übereinkommens auch Schiffen zugute kommen 
zu lassen, welche die Flagge von Nichtvertrags- 
staaten führen; hierdurch würde der Anreiz, das 
Übereinkommen zu ratifizieren und dadurch deut- 
schen Schiffen die entsprechende Vergünstigung zu- 
kommen zu lassen, vermindert. 

Aus Anlaß der Ratifikationen des Übereinkommens 
soll allerdings § 18 Abs. 1 des Flaggenrechtsgesetzes 
vom 8. Februar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 79) aufge- 
hoben werden. Diese Vorschrift ist im Hinblick auf 
§ 5 des Strafgesetzbuchs überflüssig; sie hat darüber 
hinaus zu Verwirrung in der Auslegung des Begriffs 
„deutsches Schiff" in § 5 des Strafgesetzbuchs ge- 
führt. Wegen der Einzelheiten ist auf die Begrün- 
dung zur Aufhebung des § 18 Abs. 1 durch das See- 
rechtsänderungsgesetz zu verweisen. 

Folgende Staaten haben das Übereinkommen bisher 
ratifiziert: Spanien, Frankreich, Ägypten, Jugo- 
slawien, die Vatikanstadt, Portugal, das Vereinigte 
Königreich, Belgien und Griechenland; beigetreten 
sind ihm bisher: Birma, die Schweiz, Haiti, Mada- 
gaskar, Costa Rica, Südvietnam, Kambodscha, Togo, 
Kamerun, Argentinien, Guayana, Nigeria, die De- 
mokratische Republik Kongo und Paraguay. 

2. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Die Vorschrift enthält den Grundsatz, wonach die 
Strafverfolgung den Behörden des Flaggenstaates 
Vorbehalten ist; die Regel ist allerdings nicht ohne 
Ausnahmen (vgl. Artikel 3, 4). 

Die Einschränkung der Gerichtsbarkeit anderer Staa- 
ten als des Flaggenstaates sollen nach dem Willen 
der Vertragsparteien nur für Taten gelten, die im 
Zusammenhang mit Schiffszusammenstößen oder 
anderen mit der Führung eines Seeschiffes zusam- 
menhängenden Ereignissen stehen. Es sollen also 
nur Delikte erfaßt werden, die dem nautisch-tech- 
nischen Bereich der Schiffsführung zuzurechnen sind, 
insbesondere also nicht Delikte im Hinblick auf die 
Ladung oder die Passagiere des Schiffes. Wann diese 
Voraussetzung erfüllt ist, wird nicht immer ein- 
deutig zu entscheiden sein; bei der Beurteilung wird 
jedoch davon auszugehen sein, daß von der Rege- 
lung auch andere Straftaten dann erfaßt werden 
sollen, wenn sie mit einer im Zusammenhang mit 
der Schiffsführung stehenden Tat in Idealkonkurrenz 
stehen. Das Übereinkommen stellt bewußt nicht auf 
die rechtliche Würdigung der Tat, sondern auf die 
natürliche Betrachtung der Handlung ab. 

Eine weitere Einschränkung des sachlichen Geltungs- 
bereichs ist mit der Bestimmung beabsichtigt, daß es 
sich um ein bestimmtes „Ereignis" („evenement") 
handeln muß. Nach dem englichen Text („incident") 
und der Entstehungsgeschichte des Übereinkommens 
(im französischen Text des Vorentwurfs hieß es „ac- 
cident"; die Änderung hatte nur redaktionelle 
Gründe) dürfte hiermit das Erfordernis eines Un- 
falls, also eines plötzlichen schadenstiftenden Ereig- 
nisses beabsichtigt sein. Als ein Ereignis in diesem 
Sinne wird allerdings unter Umständen auch schon 
der Versuch einer Straftat angesehen werden 
können. 


Artikel 1 bewirkt in dem gekennzeichneten sach- 
lichen Geltungsbereich eine Änderung der deutschen 
Strafrechtsanwendungsvorschriften der § 3 Abs. 3, § 4 
Abs. 2 Nr. 2, 3, Abs. 3 des Strafgesetzbuchs. Befindet 
sich der Täter auf einem Schiff fremder Flagge, so 
ist das deutsche Strafrecht — abweichend vom § 3 
Abs. 3 StGB — auch dann nicht anzuwenden, wenn 
der Erfolg auf einem deutschen Schiff eingetreten 
ist. Das gleiche gilt — abweichend von § 4 Abs. 2 
Nr. 2 StGB — , wenn die Straftat auf hoher See auf 
einem Schiff fremder Flagge begangen wurde und 
gegen einen deutschen Staatsangehörigen gerichtet 
war. Endlich kann auf die Tat eines Ausländers auf 
einem Schiff ausländischer Flagge das deutsche 
Strafrecht auch dann nicht angewendet werden, 
wenn die Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 Nr. 3 oder 
des § 4 Abs. 3 StGB vorliegen. Das im Übereinkom- 
men ausdrücklich erwähnte Verfolgungsverbot ist 
eine Folge dieser Einschränkung des Geltungs- 
bereichs des deutschen Strafrechts, 

Wie bereits erwähnt, hat das Übereinkommen den 
Zweck, eine strafgerichtliche Verfolgung in mehre- 
ren Staaten zu vermeiden. Dieser Zweck legt eine 
restriktive Auslegung von Artikel 1 dahin nahe, daß 
die Anwendung des deutschen Strafrechts in den 
vom Übereinkommen erfaßten Fällen nur dann aus- 
geschlossen sein soll, wenn eine Strafverfolgung 
nach dem Recht des Flaggenstaates im Einzelfall 
überhaupt möglich ist. Der Wortlaut ist in diesem 
Punkte allerdings nicht eindeutig. Die Gefahr einer 
anderen Auslegung spricht jedoch dennoch nicht 
gegen die Ratifikation, weil dadurch keine erheb- 
lichen Gefahren entstehen könnten; bei schwer- 
wiegenden Straftaten werden alle Vertragsstaaten 
einschlägige Strafnormen haben. 

Ausgeschlossen werden soll nach dem Willen der 
Vertragsparteien nur die strafgerichtliche und diszi- 
plinarische Verfolgung. Von Artikel 1 wird deshalb 
eine Festnahme zum Zwecke der Auslieferung nicht 
berührt, weil sie nicht die Ausübung der eigenen 
Strafhoheit zum Ziel hat. Ebensowenig werden von 
dem Übereinkommen Maßnahmen auf Grund des 
Gesetzes über die Untersuchung von Seeunfällen 
vom 28. September 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1183) 
ausgeschlossen. 

Das Übereinkommen enthält keine ausdrückliche 
Bestimmung darüber, ob Artikel 1 nur auf Ange- 
hörige von Vertragsstaaten anzuwenden ist. Daraus 
sind völkerrechtlich praktische Schwierigkeiten 
kaum zu besorgen, weil Nichtvertragsstaaten aus 
dem Übereinkommen keine Rechte herleiten kön- 
nen. Die deutschen Gerichte werden jedoch bei 
der innerstaatlichen Anwendung der Übereinkom- 
mensregelung den persönlichen Geltungsbereich von 
Artikel 1 in Anlehnung an den Umfang der völker- 
rechtlichen Verpflichtung zur Anwendung des Über- 
einkommens abstecken müssen. Entsprechend dem 
Zweck des Übereinkommens dürfte der Wille der 
Vertragsparteien dahin gegangen sein, daß die 
Regelung lediglich — aber auch stets — dann ein- 
greifen soll, wenn das Schiff die Flagge eines Ver- 
tragsstaates führt, ohne daß es auf die Staatsange- 
hörigkeit des betreffenden Besatzungsmitglieds an- 
kommt. Der Schutz der Staatsangehörigen von 
Mitgliedsstaaten, die auf Schiffen von Nichtvertrags- 
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Staaten fahren, würde praktisch ein Privileg für die 
Schiffe der Nichtvertragsstaaten bedeuten, das 
von der Konferenz nicht beabsichtigt war. 

Das Übereinkommen enthält ferner keine ausdrück- 
liche Bestimmung über sein Verhältnis zu Artikel 
VII des NATO-Truppenstatuts. Die Bundesregie- 
rung geht jedoch davon aus, daß die letztere Regel 
als die speziellere von dem Übereinkommen nicht 
berührt werden sollte. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält eine selbstverständliche 
Folgerung aus dem Prinzip des Artikels 1 für einen 
prozeßrechtlichen Teilbereich, der wegen seiner 
besonderen Bedeutung für die Schiffahrt ausdrück- 
lich hervorgehoben worden ist. Die Beschränkung 
kann, wie auch der Wortlaut klarstellt, nur im Rah- 
men des Anwendungsbereichs des Artikels 1 gel- 
ten; insoweit kann auf die Bemerkungen zu Artikel 1 
verwiesen werden. Die Regelung wirkt sich für ihre 
Anwendung im innerstaatlichen Bereich als eine 
Einschränkung der §§ 94, 103 der Strafprozeßord- 
nung aus. 

Das Beschlagnahmeverbot des Artikels 2 soll auch 
gelten, wenn ein Staat seine eigenen Staatsange- 
hörigen nach Artikel 3 verfolgt. Dies ergibt sich so- 
wohl aus dem Wortlaut von Artikel 2 als auch aus 
seinem Zweck, die Schiffahrt vor einer Behinderung 
durch eine Mehrzahl von Staaten zu bewahren, der 
nicht erreicht werden könnte, wenn jeder Staat 
das Schiff festhalten dürfte, der ein Besatzungsmit- 
glied seiner Staatsangehörigkeit an Bord verfolgen 
will. 

Dagegen soll Artikel 2 einen Staat, der sein Verfol- 
gungsrecht aus Artikel 4 ableitet, nicht an der 
Beschlagnahme des Schiffes hindern. Sofern die 
Beschlagnahme auf hoher See erfolgen soll, müssen 
hierfür allerdings die allgemeinen völkerrechtlichen 
Voraussetzungen vorliegen; dies wird praktisch 
nur dann der Fall sein, wenn die Nacheile bereits 
innerhalb der Hoheitsgewässer begonnen worden 
ist. 

Zu Artikel 3 

Auf schwedischen Wunsch hat die Konferenz den 
Grundsatz des Artikels 1 durch die Vorschrift ge- 
lockert, daß jeder Staat das Recht behalten soll, 
seine eigenen Staatsangehörigen auch wegen der 
Straftaten zu verfolgen, die sie an Bord eines frem- 
den Schiffes begangen haben. Der Unterausschuß 
der Konferenz, der diese Vorschrift in das Über- 
einkommen eingefügt hat, ist in seiner Begründung 
davon ausgegangen, daß diese Zuständigkeit nur 
eine subsidiäre sein sollte; da diese Einschränkung 
im Wortlaut des Übereinkommens nicht zum Aus- 
gruck kommt, dürfte sie zwar rechtlich nicht ver- 
bindlich sein, könnte aber der Strafverfolgungs- 
praxis dennoch als Leitgedanke dienen. Wegen 


dieser Subsidiaratät ist dem nach Artikel 3 zur 
Strafverfolgung zuständigen Staat auch — wie be- 
reits in den Bemerkungen zu Artikel 2 erwähnt — 
nicht das Recht eingeräumt worden, im Zusammen- 
hang mit der Verfolgung seines Staatsangehörigen 
das Schiff zu beschlagnahmen oder zurückzubehalten. 

Ferner behält Artikel 3 jedem Staat das Recht vor, 
die von ihm ausgestellten Befähigungszeugnisse 
und Erlaubnisse, also namentlich die Schifferpatente, 
zu entziehen; auf die Staatsangehörigkeit des Er- 
laubnisinhabers soll es dabei nicht ankommen. Zwar 
dürfte dieses Recht nach dem Wortlaut der auf 
englischen Antrag aufgenommenen Vorschrift nur 
neben den Befugnissen des Flaggenstaates bestehen. 
Der Flaggenstaat wird jedoch in aller Regel keine 
Legitimation haben, ein nicht von ihm ausgestelltes 
Zeugnis zu entziehen; so ist z. B. nach deutschem 
Recht die Befugnis der Seeämter auf die Entziehung 
einer deutschen Gewerbebefugnis beschränkt (§ 26 
des Seeunfalluntersuchungsgesetzes) . 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift schränkt den räumlichen Geltungs- 
bereich der Artikel 1 und 2 ein. Sie geht davon aus, 
daß das Interesse der Staaten an der Verfolgung 
der in ihrem Hoheitsgebiet begangenen Straftaten 
so berechtigt ist, daß es den Beschränkungen der 
Strafhoheit nach dem Übereinkommen, die nament- 
lich im Hinblick auf die Schwierigkeiten der straf- 
rechtlichen Anknüpfung bei Delikten auf hoher See 
geschaffen werden sollen, nicht oder jedenfalls nicht 
ohne eine Vorbehaltsmöglichkeit unterworfen wer- 
den darf. 

In Absatz 1 ist deshalb vorgesehen, daß die Be- 
schränkungen des Übereinkommens für die Ver- 
folgung von Straftaten im engeren Bereich der 
Häfen, Reeden und inneren Gewässer auf keinen 
Fall gelten. Darüber hinaus kann jeder Staat nach 
Absatz 2 im Wege eines ausdrücklich zu erklären- 
den Vorbehalts das Recht in Anspruch nehmen, 
seinen eigenen Strafverfolgungsbehörden weiter- 
hin die Verfolgung aller Delikte zu gestatten, die 
im gesamten Bereich seiner Hoheitsgewässer be- 
gangen worden sind. Von dem Vorbehalt nach Ar- 
tikel 4 Abs. 2 sollte die Bundesrepublik nach Auf- 
fassung der Bundesregierung Gebrauch machen; dies 
hat auch der Sachverständigenausschuß empfohlen. 
Der Vorbehalt erscheint namentlich deshalb erfor- 
derlich, um die Einhaltung der deutschen öffentlich- 
rechtlichen Schiffahrtsbestimmungen durch straf- 
rechtliche Sanktionen gewährleisten zu können. 

Zu Artikel 5 bis 12 

Die Vorschriften entsprechen den Artikeln 11 bis 18 
des Übereinkommens über den Arrest. Es kann 
deshalb insoweit auf die, Bemerkungen zu dem 
Arrestabkommen verwiesen werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat verfassungsrechtliche Bedenken 
dagegen, daß die Bundesregierung befugt sein soll, 
Vorbehalte zu erklären, die für und gegen jeder- 
mann gelten sollen, ohne daß diese Vorbehalte in 
den Willen des Bundesgesetzgebers aufgenommen 
worden sind oder daß die Bundesregierung zur 
Rechtssetzung insoweit ermächtigt wird. Die Bun- 
desregierung wird gebeten, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens diesen Bedenken Rech- 
nung zu tragen. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Da die Bundesregierung beabsichtigt, bei der Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunden die auf Seite 32 
der Denkschrift erwähnten völkerrechtlichen Vorbe- 
halte zu erklären und da im Falle der vorliegenden 
Übereinkommen sonstige Bedenken gegen eine Ein- 
schränkung der gesetzlichen Zustimmung nicht er- 
sichtlich sind, ist die Bundesregierung bereit, hier 
den Wünschen des Bundesrates zu entsprechen. Sie 
schlägt deshalb folgende Fassung des Artikels 1 vor: 


„Artikel 1 

Den folgenden auf der IX. und X. Diplomatischen 
Seerechtskonferenz in Brüssel 1952 und 1957 von 
der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 
Übereinkommen wird zugestimmt: 

1. Dem Internationalen Übereinkommen vom 10, Mai 
1952 zur Vereinheitlichung von Regeln über den 
Arrest in Seeschiffe — mit der sich aus Artikel 10 
Buchstaben a und b des Übereinkommens erge- 
benden Einschränkung — ; 


2. dem Internationalen Übereinkommen vom 10, Mai 
1952 zur Vereinheitlichung von Regeln über die 
zivilgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusam- 
menstößen; 

3. dem Internationalen Übereinkommen vom 10. Mai 
1952 zur Vereinheitlichung von Regeln über die 
strafgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusam- 
menstößen und anderen mit der Führung eines 
Seeschiffes zusammenhängenden Ereignissen — 
mit der sich aus Artikel 4 Abs. 2 des Übereinkom- 
mens ergebenden Einschränkung — ; 

4. dem Internationalen Übereinkommen vom 10. Ok- 
tober 1957 über die Beschränkung der Haftung 
der Eigentümer von Seeschiffen sowie dem Un- 
terzeichnungsprotokoll hierzu — mit der Maß- 
gabe, daß die Bestimmungen dieses Übereinkom- 
mens durch besondere gesetzliche Regelung in 
einer dem deutschen Recht angepaßten Form über- 
nommen werden, und mit der sich aus Absatz 2 
Buchstaben a und b des Unterzeichnungsproto- 
kolls ergebenden Einschränkung — . 

Die Übereinkommen werden nachstehend veröffent- 
licht." 
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